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EDITORIAL/118: Karma, Mummenschanz und Eigentum ... (SB)
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Karma, Mummenschanz und Eigentum ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Einst erläuterte der Erhabene Buddha seinen Schülern das Karma, das
das Eigentum der Lebewesen sei und sie in hohe und niedrige scheide.

Dann allerdings lenkte er den Blick der Mönche auf eine Lösung und
sprach: "Macht alles zur Eigentumsfrage, denn würde es keinen Besitz
und kein Eigentum unter den Menschen mehr geben, wo sollte da noch
Platz für Karma, für das Elend und die Armut der Unterschiede oder die
Gewalt und Gefangenschaft von unten und oben vorhanden sein?

Alles wüchse doch aus zu der Kraft einer Gemeinschaft, wo der einzelne
so stark ist wie alle, und alle so bedeutend und unwechselbar wie der
einzelne. Dem Nirvana und der Erleuchtung wäre dann sicher ihre
Grundlage, nämlich das Karma, abhanden gekommen, aber würde es jemand
vermissen?"

Ihre Schattenblick-Redaktion

(*) MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 57


1. Februar 2019
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/379: Hambacher Forst - verwurzeln und vergipfeln ... (ausgecO2hlt)


ausgecO2hlt - Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Klimaschützer der Initative ausgeCO2hlt fordern Leitentscheidung
zum Erhalt des Hambacher Waldes +++ Aktivisten kündigen zivilen
Ungehorsam bei Räumung des Hambacher Forst an +++ Empfehlung der
Kohlekommission verfehlt Pariser Klimaziel



Köln, 01.02.2019. Auf die gestrige Ankündigung der Aachener Polizei,
bald wieder den Hambacher Forst räumen zu wollen, reagierten
Klimaschützer der Initative ausgeCO2hlt mit Unverständnis und
Empörung. Polizeipräsident Weinsbach betonte, dass dafür wieder Bäume
gerodet werden müssten. Die Initative fordert den sofortigen
Kohleausstieg, um den Hambacher Wald und die Garzweiler Dörfer zu
erhalten. Hierfür soll eine neue Leitentscheidung der Landesregierung
erarbeitet werden.

"Wir müssen den Hambacher Wald schützen, bis die Landesregierung per
Leitentscheidung den Tagebau stoppt. Sein Erhalt ist nicht nur
wünschenswert, sondern für die Pariser Klimaziele zwingend
notwendig.", so Daniel Hofinger, aktiv bei ausgeCO2hlt. "Um das
1,5-Grad-Ziel zu schaffen brauchen wir den sofortigen Kohleausstieg.
So können auch der Hambacher Forst und die Dörfer bei Garzweiler
erhalten bleiben".

AusgeCO2hlt forderte NRW-Ministerpräsident Laschet auf, eine neue
Leitentscheidung für das rheinische Braunkohlenrevier zu erarbeiten.
Bis dahin dürften keine weiteren Fakten durch Räumungen und Rodungen
im Hambacher Forst geschaffen werden. Bis mindestens zu diesem
Zeitpunkt müsse der Hambacher Forst weiterhin beschützt werden. "RWE
können wir nicht vertrauen. Wir müssen aufpassen, dass keine illegalen
Rodungen passieren.", so Hofinger. "Sollte die Regierung abermals
lieber räumen statt retten, würden es wie letztes Jahr massenhafte
Proteste geben", kündigte Daniel Hofinger an.

Die Initative ausgeCO2hlt kritisiert die Pläne der
Kohlekommission, erst 2038 aus der Kohle auszusteigen. Studien zeigen,
dass Deutschland so das Pariser Klimaziel um eine Milliarde Tonnen CO2
verfehlt. In der Empfehlung werden weder der Hambacher Forst sicher
erhalten, noch die Umsiedlungen im Rheinland, dem Leipziger Land und
der Lausitz gestoppt. Stattdessen würden den Energiekonzernen
Milliarden als Entschädigungen geschenkt. AusgeCO2hlt beteiligt sich
daher mit einer Demonstration in Bonn am 03.02. (14 Uhr ab
Münsterplatz) an einer bundesweiten Aktionswoche für
Klimagerechtigkeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 01.02.2019

Presseteam ausgeCO2hlt

E-Mail: info@ausgecO2hlt.de

Internet: www.ausgecO2hlt.de
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/561: Klimakampf und Kohlefront - Baggeretikett und Antitext ... (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 4. Februar 2019

#ABSCHALTEN - Klimawandel kennt keine Kompromisse

Protestaktion im Braunkohletagebau Jänschwalde



[Cottbus, 4.2.2019] In den frühen Morgenstunden haben 
Anti-Kohle-Aktivist*innen heute ein ROBIN WOOD-Banner mit der Aufschrift
"#ABSCHALTEN - Klimawandel kennt keine Kompromisse" an einem Bagger im
Braunkohletagebau Jänschwalde in der Lausitz entrollt. Damit
protestieren sie gegen den Abschlussbericht der Kohlekommission. Die
Aktivist*innen wollen klarstellen, dass es sich bei dem Bericht
keinesfalls um einen gesellschaftlichen Konsens handelt und dass -
trotz der Zustimmung von in der Kommission vertretenen
Umweltorganisationen - weiterhin mit erheblichem Protest aus der
Klimabewegung gerechnet werden muss.

Zeitgleich demonstrieren heute Aktivist*innen vom Aktionsbündnis "Ende
Gelände" in der Braunkohle-Grube Jänschwalde sowie in weiteren
Tagebauen. Zurzeit läuft eine bundesweite Protestwoche, um mehr Druck
für einen klimagerechten Kohleausstieg zu machen.

Die Empfehlung der Kohlekommission, erst im Jahr 2038 aus der Kohle
auszusteigen ist weder mit den Klimazielen der Bundesregierung noch
mit dem internationalen Klimaabkommen von Paris vereinbar. ROBIN WOOD
fordert, Klimaschutz konsequent umzusetzen und den Kohleausstieg jetzt
zu starten.

"Wir haben von der Kohlekommission keine Lösung erwartet - und doch
ist das Ergebnis eine krasse Enttäuschung. Der Abschlussbericht ist
ein Schlag ins Gesicht derjenigen, die am stärksten vom Klimawandel
betroffen sind", erklären ROBIN WOOD-Aktivist*innen vor Ort.

Im Bezug auf die ostdeutschen Braunkohlereviere zeigt sich besonders
eindrücklich, wie ungenügend das Ergebnis der Kohlekommission ist:
ohne Ehrgeiz, zu unkonkret, mit vielen Schlupflöchern und
Milliardengeschenken an die Kohlelobby.

In der Lausitz und im Leipziger Land soll bis 2022 gar keine
Kohlekapazität vom Netz gehen. Wie und wann anschließend die extrem
klimaschädlichen Braunkohlekraftwerke abgeschaltet werden, bleibt
vollkommen unklar.

Einzig ein bisher nicht spezifiziertes "Innovationsprojekt" am
Kraftwerk Jänschwalde wird von der Kohlekommission benannt. Das
Kraftwerk soll Mitte der 2020er Jahre möglicherweise zu einem
Wärmespeicherkraftwerk umgerüstet werden. Damit tritt ein vages
Versprechen auf eine potentielle Nachnutzung an die Stelle eines
verbindlichen Abschaltdatums für eins der klimaschädlichsten
Kraftwerke Europas.

Auch für die Bewohner*innen der bedrohten Dörfer bringt der
Abschlussbericht keine Sicherheit. Aktuell könnte Tagebaubetreiber
LEAG weiterhin das Lausitzer Dorf Proschim abbaggern. Auch die Dörfer
am rheinländischen Tagebau Garzweiler könnten weiterhin der Braunkohle
weichen. In Reaktion auf den Abschlussbericht der Kohlekommission
hatte Energiekonzern RWE Anfang dieser Woche angekündigt, an der
Zerstörung von Keyenberg, Morschenich und Kuckum festzuhalten.

"Der Vorschlag der Kommission stellt Kraftwerksbetreibern saftige
Entschädigungen in Aussicht - und liefert denkbar wenig für
Klimaschutz und die direkt vom Kohleabbau betroffenen Menschen. Er
zeigt einmal mehr: Wir müssen den Kohleausstieg selber in die Hand
nehmen!", so die Aktivist*innen.

ROBIN WOOD wird sich gemeinsam mit zahlreichen Akteur*innen der 
Anti-Kohle Bewegung weiterhin entschlossen für Klimagerechtigkeit 
und einen sofortigen Kohleausstieg einsetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2019

Robin Wood, Pressestelle

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: www.robinwood.de
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KOHLEALARM/560: Klimakampf und Kohlefront - Aktionen koordinieren ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Ende Gelände blockiert Kohle-Bagger in der Lausitz und bei Leipzig
+++ Protest für sofortigen Kohleausstieg +++ bedrohte Dörfer brauchen
Sicherheit für ihre Zukunft



Cottbus, 04.02.2019. Die Bagger stehen still: Aktivist*innen von Ende
Gelände besetzen seit heute Morgen mehrere Bagger in den Kohlerevieren
Lausitz und im Leipziger Land. Mit zivilem Ungehorsam protestieren sie
in den Braunkohle-Gruben gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission und für den sofortigen Kohleausstieg.

"Die Kohlekommission hat die Menschen in den bedrohten Dörfern im
Stich gelassen. Die Konzerne bekommen Geld für nichts, für die Dörfer
gibt es keine Sicherheit. Jeden Tag fressen sich die Bagger weiter in
Richtung Proschim und Pödelwitz. Wir haben heute diese Bagger besetzt,
denn wir können nicht bis 2038 warten. Wir fordern den sofortigen
Kohleausstieg, damit alle Dörfer bleiben: im Leipziger Land und in der
Lausitz genauso wie im Rheinland", sagt Nike Mahlhaus,
Pressesprecherin von Ende Gelände.

Der Vorschlag der Kohlekommission sieht einen Ausstieg aus der Kohle
erst 2038 vor. Einen genauen Ausstiegspfad für die Kohlekraftwerke im
Osten Deutschlands gibt es noch nicht. Somit ist bisher nicht klar, ob
die von Abbaggerung bedrohten Dörfer - Proschim in der Lausitz sowie
Pödelwitz und Obertitz bei Leipzig - erhalten bleiben können.
Versprochen werden stattdessen Entschädigungszahlungen für
Energiekonzerne wie LEAG und Mibrag, die beide zur tschechischen
Investmentfirma EPH gehören.

"Kohleverbrennung bis 2038 ist kein Konsens, denn damit rauschen wir
um Milliarden Tonnen CO2 an der 1,5°-Grenze vorbei. Das CO2, das hier
produziert wird, lässt an anderen Orten den Meeresspiegel steigen,
führt zu Dürren und anderen Extremwetterereignissen. Die Menschen im
Globalen Süden saßen nicht mit am Verhandlungstisch, obwohl sie am
stärksten von der Klimakrise betroffen sind. Dieser Ungerechtigkeit
stellen wir uns entgegen. So geben wir auch denen eine Stimme, die
direkt betroffen sind", sagt Aktivistin Elisa Lange.

Die Besetzung ist Teil der Aktionswoche von Ende Gelände für den
sofortigen Kohleausstieg. In der vergangenen Woche fanden als Reaktion
auf das Versagen der Kohlekommission bereits zahlreiche Aktionen
statt. In Karlsruhe und Hamburg wurde Kohleinfrastruktur blockiert, in
zahlreichen Städten fanden Protestaktionen für Klimagerechtigkeit
statt.

Ende Gelände fordert mit Massenaktionen zivilen Ungehorsams und
Protesten lokaler Ortsgruppen den sofortigen Kohleausstieg und
weltweite Klimagerechtigkeit. Zuletzt hatten bei einer Massenaktion im
Oktober 2018 rund 6.500 Aktivist*innen die Kohle-Infrastruktur am
Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/559: Klimakampf und Kohlefront - Mahnwache ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 3. Februar 2019

"RWE muss gestoppt werden!"

Bündnis "Alle Dörfer Bleiben" ruft zu Mahnwache gegen Rodungen auf



Kuckum. Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" ruft für Montag, den 4.
Februar um 8 Uhr zu einer Mahnwache im Bereich der Rodungen am
Keyenberger und Kuckumer Wald auf. Ziel ist es, die Baumfällarbeiten
zu stoppen, die einem Straßenbau durch RWE dienen sollen. Der
Kohlekonzern hatte vergangenen Mittwoch mit Rodungen für eine Straße
begonnen, die frühestens im Jahr 2027 und nur für den Fall benötigt
wird, dass noch weitere Dörfer für den Tagebau umgesiedelt werden. Die
Umsiedlungen sind nach den Ergebnissen der Kohlekommission nicht mehr
nötig. Das Bündnis wirft RWE vor, das Leben vor Ort "zur Hölle" zu
machen, um die Menschen zur Umsiedlung zu treiben.

"Wir nehmen diese Schikanen durch RWE nicht länger hin!", sagt Martina
Himmelreich aus Keyenberg. "Diese Rodungen sollen uns doch bloß
zeigen, dass RWE sich nicht an die Ergebnisse der Kohlekommission
halten wird und unsere Dörfer verschwinden sollen. Die haben seit vier
Jahren eine Genehmigung, bräuchten die Straße erst in neun Jahren, und
fangen ausgerechnet jetzt an, hier Bäume zu fällen und unsere Natur zu
asphaltieren?". Die Straße würde nur benötigt, wenn die Dörfer
Keyenberg, Unterwestrich und Kuckum vollständig zerstört würden.

Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" stellt sich mit der Mahnwache den
Rodungen in den Weg und will das Faktenschaffen durch RWE verhindern.
"RWE muss gestoppt werden!", so David Dresen aus Kuckum. "Und wenn die
Landesregierung diese Zerstörung von Natur und Dörfern nicht
verhindert, dann nehmen wir das selbst in die Hand! Kommt zur
Mahnwache und unterstützt uns, damit alle Dörfer bleiben!"

Das Bündnis

"Alle Dörfer bleiben" ist ein deutschlandweites Bündnis, in dem
Betroffene aller Braunkohle-Reviere und die
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung kämpfen.

Informationen zum Bündnis gibt es unter

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.02.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/558: Klimakampf und Kohlefront - Kunst gegen Kohle ... (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung, 2. Februar 2019

#keinkonsens mit der Kohle-Lobby - Kohleausstieg jetzt!

ROBIN WOOD-Aktive demonstrieren mit Kunstaktion in Leipzig für den
Kohleausstieg



[2.2.2019 LEIPZIG] Heute haben Aktive von ROBIN WOOD auf dem
Augustusplatz in Leipzig ein Zeichen gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission und für einen klimagerechten Kohleausstieg gesetzt. Im
Rahmen einer Kunstaktion verwandelten sie eine urbane Struktur in
einen qualmenden Kohleschlot und machten so deutlich, was die von der
Kommission vorgeschlagenen 19 weiteren Jahre Kohlenutzung bedeuten:
eine Menge Dreck, der den Planeten ruiniert. Dazu entrollten sie ein
Banner mit der Aufschrift: "Kohle killt Klima! #keinkonsens"

Die Aktion fand zeitgleich zur Demonstration "Hey Koko - Kohleausstieg
jetzt" in der Leipziger Innenstadt statt und ist Teil einer
bundesweiten Aktionswoche, zu der das Bündnis "Ende Gelände"
aufgerufen hat.

"Wir fordern, dass die Analysen des Weltklimarats IPCC ernst genommen
werden: Um die Klimaerwärmung auf 1,5 Grad zu beschränken, benötigt es
nach aktuellen wissenschaftlichen Veröffentlichungen des IPCC 'nie
dagewesene Veränderungen'! Dies beinhaltet für uns den
schnellstmöglichen Kohleausstieg sowie ein Überdenken unserer
expansiven Wirtschaftsweise", sagt ROBIN WOOD-Aktivist Manuel
Carranza. "Dabei muss der Ausstieg aus den fossilen Energien
sozialverträglich ablaufen. Zudem dürfen wir nie vergessen, dass die
tatsächlichen Kosten der Umweltzerstörung unendlich viel höher liegen,
als jene, die die Konzerne bezahlen. Wir dürfen nie vergessen, dass
noch Generationen von Menschen auf der ganzen Erde unter den Folgen
der Klimazerstörung leiden werden!"

Mit einem verschleppten Einstieg in den Ausstieg bis 2022, 17 Gigawatt
Kohlekapazität, die 2030 noch am Netz sein sollen und dem Enddatum
2038 ist der Abschlussbericht der Kohlekommission eine
Bankrotterklärung für den Klimaschutz. Er passt auch nicht zu den
Klimazielen der Bundesregierung und zum Pariser Klimaabkommen. Feste
Zusagen für den Erhalt der vom Kohleabbau bedrohten Dörfer wie
Pödelwitz im Leipziger Land oder vom Hambacher Wald im Rheinland gibt
es nicht.

In den Ost-Bundesländern soll bis 2022 gar keine Kohlekapazität
abgeschaltet werden. Ein verbindlicher Zeitplan, wann welche
Kraftwerke danach vom Netz gehen sollen, fehlt. So ist zu befürchten,
dass das Kraftwerk Lippendorf bei Leipzig besonders lange das Klima
und die Leipziger Luft belasten wird.

"Weder Stimmen junger Menschen noch aus dem globalen Süden waren in
der Kohlekommission vertreten - dabei sind sie am stärksten von den
Auswirkungen des Klimawandels betroffen. Ihre Interessen werden vom
Ergebnis der Kommission übergangen", kritisiert Aktivist Jan Schubert.

Stattdessen trägt der Abschlussbericht die deutliche Handschrift der
Kohle-Lobbyisten. So schlägt die Kommission vor, Entschädigungen an
die Kraftwerksbetreiber in Höhe von voraussichtlich mehreren
Milliarden Euro zu zahlen - auch für Kraftwerke, die schon längst
abgeschrieben oder zunehmend unrentabel sind. So wird den
Energiekonzernen auf Kosten der Allgemeinheit die überfällige
Energiewende vergoldet.

Eine Woche nach dem Ende der Kohlekommission ist deutlich, dass die
Auseinandersetzung um das Ende der Kohle nicht befriedet, sondern
befeuert wurde. Gestern gab es Demonstrationen in Berlin und Hamburg.
Heute morgen starteten ROBIN WOOD-Aktive einen Anti-Kohle-Protest in
Karlsruhe. ROBIN WOOD wird weiterhin zusammen mit der wachsenden
Anti-Kohle-Bewegung für einen sofortigen Umsiedlungs- und Rodungsstopp
in den Tagebaugebieten und für einen klimagerechten Kohleausstieg
streiten.



Mehr Informationen zur Demo "Hey KoKo - Kohleausstieg jetzt!"

https://www.ende-gelaende.org/wp-content/uploads/2019/01/KoKoFlyer1.4-1.pdf

ROBIN WOOD-PM zum heutigen Kohle-Protest in Karlsruhe:

https://www.robinwood.de/pressemitteilungen/klimaschutz-ausverkauft-%E2%80%93-kohlelobby-reich-beschenkt

ROBIN WOOD-Blogbeitrag: "Kein Konsens ohne Klimaschutz":

https://www.robinwood.de/blog/industrieinteresse-vor-klimaschutz-das-ist-kein-konsens

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14
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KOHLEALARM/557: Klimakampf und Kohlefront - voller Körpereinsatz ... (KligK)


Klimagerechtigkeit Kassel - Pressemitteilung, 2. Februar 2019

Spektakuläre Banneraktion am Opernplatz fordert Klimarebellion



Kassel 02.02.2019. Am Samstag haben sich Aktivist*innen der Gruppe Klimagerechtigkeit
Kassel mit einem großen Banner von der Fassade der Galeria Kaufhof am
Opernplatz abgeseilt. "Kohleausstieg ist und bleibt Handarbeit -
Klimarebellion jetzt!" konnten die verblüfften Passant*innen dort am
Nachmittag lesen. Mit ihrer Aktion kritisieren die
Klimagerechtigkeits-Aktivist*innen den schwachen Kompromiss der
Kohlekommission scharf. Ein Kohleausstieg erst 2035 oder 2038 mit
krachendem Verfehlen des 2020er-Klimaziels verstößt damit nicht nur
gegen das Völkerrecht des Pariser Klimavertrags. Mit dem äußerst
unambitionierten Ausstiegspfad führt er uns damit auch sehenden Auges
mitten in die Klimakatastrophe.




[image: Zwei Kletteraktivist*innen mit Banner an der Glasfassade der Galeria Kaufhof - Foto: CC-by Klimagerechtigkeit Kassel]

Foto: CC-by Klimagerechtigkeit Kassel



"Wir haben jedes Vertrauen darin verloren, dass die traditionelle
Politik wirksame Lösungen für die existenzielle Bedrohung der
Klimakrise umsetzt," macht Juri Nadler (24) von Klimagerechtigkeit
Kassel klar. "Angst gepaart mit Wut treibt uns um, lässt uns in Tränen
ausbrechen und raubt uns den Schlaf." Deutschland stößt pro Kopf mit
11 Tonnen CO2 mehr als das doppelte der durchschnittlichen weltweiten
Treibhausgasemissionen aus. Diese riesige Menge an klimazerstörenden
Gasen stagniert seit zehn Jahren weitgehend. Für die Einhaltung des
lebenssichernden 1,5°-Klimaziels müssen die Vorreiter hingegen schon
vor 2030 alle ihre Emissionen auf Null reduziert haben.

Obwohl der Kohleausstieg beschlossen ist, hat der Kohlekonzern RWE in
der vergangenen Woche weiter Häuser in den nun verschonten Dörfern im
rheinischen Braunkohlerevier zerstört. "Die Menschen vor Ort sind
verzweifelt, jetzt noch für diese Steinzeittechnologie ihre Heimat zu
verlieren. Wir fordern daher an der Seite des Bündnisses von
Umsiedlungsbedrohten 'Alle Dörfer bleiben!' einen sofortigen Stopp
aller Dorfzerstörungen. Genau wie die Tagebaubetroffene Hannelore
Wodtke als Mitglied der Kohlekommission legen wir also unser Veto
ein," so Nadler. RWE soll für die angeblich frühzeitige Abschaltung
für ihre immer unwirtschaftlicheren Kraftwerke viele Milliarden
Entschädigung erhalten. Folglich stieg auch der RWE-Aktienkurs nach
dem Bekanntwerden des faulen Kohlekompromisses um zehn Prozent. "Statt
den Strukturwandel zusammen mit den Beschäftigten und
Tagebaubetroffenen jetzt sofort anzupacken, sollen schlicht Milliarden
an die Aktionär*innen diese gemeinschädlichen Kohlekonzerne gehen. Als
Klimabewegung werden wir das verhindern," wird Nadler deutlich. "Als
ersten Schritt rufen wir daher alle Menschen dazu auf, sich dem
Irrsinn dieser Selbstbedienungskommission öffentlich
entgegenzustellen." Freitag vormittags streiken seit einigen Monaten
weltweit hunderttausende empörte Schüler*innen unter dem
Motto #FridaysForFuture. Diesen Freitag waren vor dem Kasseler
Rathaus bereits 300 von ihnen auf der Straße. In den nächsten Wochen
sollen diese Proteste zusammen mit streikenden Studierenden und
Arbeitnehmer*innen immer größer und lauter werden. "Wir rufen
insbesondere die alte Generation auf, in ihrer Rente nun zu kämpfen
für die Zukunft von uns, ihren Enkeln," sagt Laura Gonzalo von den
Freitags-Klimastreiks. "Kommt mit zu uns ans Rathaus an den kommenden
Freitagen! Jetzt ist der Moment, um uns als Einzelne und als
Gesellschaft vom dumpfen Schleier der Gleichgültigkeit zu befreien."
Denn auch hier in Kassel muss der Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas
sofort beginnen.

In den letzten Monaten sind eine Vielzahl neuer Menschen in der
Klimabewegung aktiv geworden. So auch die Kunsthandwerkerin Melanie
Trocht, die in den vergangenen Jahren mit immer mehr Schrecken die
Auswirkungen der Klimakrise verfolgt hat. "Es fing an, dass es bloß
etwas wärmer wurde. Dann kamen alljährlich Hitzerekorde und vermehrt
'Jahrhundertfluten' auf. Heute entstehen mit den bereits stark
veränderten Höhenwinden immer mehr Dürren wie im deutschen Hitzesommer
2018. Schon in wenigen Jahren werden nicht nur wie schon heute die
weltweiten Korallenriffe, sondern auch etliche andere Ökosysteme
kollabieren. In der Folge wird im komplexen und für uns Menschen
weitgehend unkontrollierbaren System mancherorts die
landwirtschaftliche Versorgung zusammenbrechen. Plötzlich sind
hunderte Millionen an Menschen hart von der Klimakrise in ihrem Leben
bedroht und werden früher oder später vor dem Hunger fliehen.
Spätestens dann merken es alle. Nur wenn wir bis dahin weitgehend so
weitermachen wie bisher, werden zahlreiche Gesellschaften
zusammenbrechen. Das noch dazu vor allem in den Ländern, die
historisch am wenigsten Treibhausgase ausgestoßen haben - das waren
fast alles wir in den Industrieländern. All diese Folgen der
Klimakrise sind schon lange bekannt, und dennoch handeln weder
Politik, noch Industrie, noch die meisten von uns. Stattdessen machen
alle weiter wie bisher mit Raubbau an der Natur und der Zukunft. Diese
absolute Kurzsichtigkeit macht mich wütend. Daher muss ich
feststellen: wir haben es mit der Klimawende versucht - jetzt braucht
es die Klimarebellion!" Sämtliche Gruppen, Initiativen und Verbände,
die in ihrer jeweiligen Form zu diesen Themen arbeiten, erwarten in
den kommenden Wochen regen Zulauf für dessen Gestaltung.




Klimagerechtigkeit Kassel

Aktuelle Infos stets auf Twitter:

www.twitter.com/kligk_klimaks

Facebook:

https://www.facebook.com/KligK-Klimagerechtigkeit-Kassel-376826196483764/

In Kooperation mit dem FridaysforFuture Kassel: www.fridaysforfuture.de

Weitere Informationen zum Brechen der Pariser Klimaziele durch den unzureichenden Kohlekompromisses (auf Englisch):

 https://www.carbonbrief.org/analysis-how-far-would-germanys-2038-coal-phaseout-breach-paris-climate-goals

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Klimagerechtigkeit Kassel

Internet: www.klimagerechtigkeit-kassel.org
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KOHLEALARM/556: Klimakampf und Kohlefront - Widerstand direkt ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 2. Februar 2019

Aktivist*innen blockieren Kohlekraftwerk in Karlsruhe +++
bundesweit Proteste gegen die Kohlekommission +++ Aktionswoche für
sofortigen Kohleausstieg



Karlsruhe, 02.02.2019. Seit heute Morgen blockieren 150 Aktivist*innen
von lokalen Ende-Gelände-Gruppen das Rheinhafen-Dampfkraftwerk
Karlsruhe, eines der größten Steinkohlekraftwerke Deutschlands. Mit
einer Sitzblockade auf den Schienen verhindern sie, dass Steinkohle
zum Kraftwerk geliefert werden kann. Der Protest ist eine Reaktion auf
das Versagen der Kohlekommission und Teil der bundesweiten
Aktionswoche von Ende Gelände.

"Indem wir die Schienen zum Kohlekraftwerk blockieren, nehmen wir den
sofortigen Kohleausstieg selbst in die Hand. Wir meinen es ernst mit
unserer Forderung nach Klimagerechtigkeit und einer guten Zukunft.
Dazu passt der Bericht der Kohlekommission nicht. Junge Leute und
Menschen, die am meisten unter den Folgen der Klimazerstörung leiden,
sind dort nicht gehört worden. Eine Politik der Klimagerechtigkeit
muss aber alle miteinbeziehen. Wir nehmen uns hier heute unser
Mitspracherecht, und das fühlt sich toll an", sagt Pressesprecherin
Emma Weber.

Das Rheinhafen-Dampfkraftwerk Karlsruhe wird von EnBW betrieben, die
zum Großteil im Besitz des Landes Baden-Württemberg ist. Es emittiert
rund 3 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr. Deutschlandweit werden jährlich
90 Millionen Tonnen CO2 durch das Verbrennen von Steinkohle
ausgestoßen. Baden-Württemberg ist hinter Nordrhein-Westfahlen das
Land mit der größten installierten Leistung an Kohlekraftwerken.

Auch in anderen Städten wächst der Protest gegen einen Kohleausstieg
erst im Jahr 2038 und Milliardenzahlungen an die Energiekonzerne. In
Köln, München, Leipzig, Essen, Kassel und Hildesheim finden heute
ebenfalls Proteste statt, zu denen tausende Aktivist*innen erwartet
werden.

"Die Klimaziele werden geopfert und gleichzeitig Konzerne mit
Milliarden überschüttet. Der Kuschelkurs mir der Kohlelobby muss
endlich ein Ende haben. Die ganze Bewegung für Klimagerechtigkeit wird
sich dagegen erheben. Unsere Proteste werden immer größer und wir
werden keine Ruhe geben, bis klar ist, dass der Hambi wirklich bleibt,
dass alle Dörfer bleiben und dass wir eine lebenswerte Zukunft haben.
Dafür brauchen wir den Kohleausstieg jetzt sofort", sagt Nike
Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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BUCHBESPRECHUNG/167: Antonio Labriola - Drei Versuche zur materialistischen Geschichtsauffassung (Gerhard Feldbauer)


Ein genialer Theoretiker der Arbeiterbewegung

Antonio Labriola trug entscheidend zur Durchsetzung des Marxismus und der Schaffung der Sozialistischen Partei in Italien bei

von Gerhard Feldbauer, 4. Februar 2019



In verdienstvoller Weise hat der Dietz Verlag Berlin ein Buch von
Antonio Labriola (1843-1904) "Über den historischen Materialismus"
(1974 bei Suhrkamp) neu herausgebracht. Der Leser lernt das Wirken des
herausragenden Theoretikers in der Periode der Schaffung und des
Wachstums der Sozialistischen Partei kennen, in der es darum ging, die
italienische Arbeiterbewegung vom Einfluss des Anarchismus, nach
seinem Begründer Michael Bakunin Bakunismus genannt, zu befreien.
Bakunin hatte in Italien auf kleinbürgerlicher Basis die frühe
Arbeiterbewegung formiert, bis 1874 129 Sektionen der IAA mit 26.000
Mitgliedern geschaffen. Um die Arbeiterbewegung auf dem richtigen Weg
voranzubringen, was einschloss, eine einheitliche sozialistische
Partei zu schaffen, ging es darum, den Marxismus durchzusetzen. Dazu
wirkte Friedrich Engels seit 1871 als Korrespondierender Sekretär des
Generalrates für Italien. Mit Engels, in dem Labriola, wie Herausgeber
Fritz Haug im Vorwort betont, "seinen Mentor" sah, hatte er einen
intensiven Briefwechsel "einer vertrauensvollen Zusammenarbeit".

In diesem Prozess spielte Antonio Labriola (nicht zu verwechseln mit
dem Führer der Anarchosyndikalisten Arturo Labriola) zusammen mit
Filippo Turati (der später reformistische Positionen bezog) und dessen
Frau, der russischen Emigrantin Anna Kuliscioff (eigentlich Anna
Rosenberg), eine entscheidende Rolle. Er arbeitete als Professor an
der Universität von Rom und war als Publizist tätig, U. a. schrieb er
in der theoretischen Zeitschrift "Critica Sociale". Zunächst
Junghegelianer bezog er Schritt für Schritt marxistische Positionen
und wurde ein entschiedener und schöpferischer Vertreter des
historischen Materialismus. Sein Wirken trug dazu bei, dass sich die
norditalienischen Sozialisten auf ihrem Kongress im Februar 1877 in
Mailand endgültig von den Bakunisten lossagten und sich für die
Bildung einer eigenen politischen sozialistischen Partei aussprachen.

Im "Vorwärts" vom 16. März 1877 schrieb Engels: "Endlich ist auch in
Italien die sozialistische Bewegung auf einen festen Boden gestellt
und verspricht eine rasche und siegreiche Entwicklung." So war es in
der Tat. 1892 schlossen sich auf dem Sozialistenkongress in Genua die
norditalienische Föderation, die Revolutionäre Sozialistische Partei
der Romagna und die Arbeiterpartei der Lombardei zur einheitlichen
Partei der Italienischen Arbeiter zusammen. 1893 nahm sie den Namen
Italienische Sozialistische Partei an. Zwei Jahre nach Labriolas Tod
stieg die rund 250.000 Mitglieder zählende ISP zur drittstärksten
Arbeiterpartei Europas auf. Bereits 1900 hatte sie in einem
Generalstreik in Genua das Streikrecht durchgesetzt.

Auf den Spuren dieses genialen Denkers zu wandeln wird für den Leser
ein in der heutigen Zeit seltenes Erlebnis. Zu Labriolas Verdiensten
gehörte, dass in der zweiten Hälfe der achtziger Jahre in Italien
Standardwerke des Marxismus erschienen wie "Die Entwicklung des
Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft" (1883), "Der Ursprung der
Familie, des Privateigentums und des Staates" (1885), der Erste Band
des "Kapital" (1886) und das "Manifest der Kommunistischen Partei"
(1889). In seinen Beiträgen hat Labriola ihre fundamentale Bedeutung
herausgearbeitet. Davon zeugt besonders das Kapitel "Im Gedenken an
das Manifest der Kommunisten", das er als "den Anfang der Neuen Ära"
charakterisiert, die "die Proletarier aus Unglücklichen, mit denen man
Mitleid hat, zu berufenen Totengräbern der Bourgeoisie machte". Keines
der "späteren Werke" der Verfasser, die "eine viel beträchtlichere
Bedeutung haben", könne das "Manifest" ersetzen. So wie der
"Klassenkampf die Vereinfachung aller anderen ist", vereinfacht das
"Manifest" in "theoretisch klaren und allgemeinen Formen die
ideologische, ethische, psychologische und pädagogische Anregung der
anderen Formen des Kommunismus, nicht in dem es sie leugnet, sondern
in dem es sie höher hebt." Er unterstreicht die Rolle des
"ökonomischen Faktors", der allein dazu wird "dienen müssen, um die
ganze Geschichte zu erklären".

Labriola geht auf die bei der Verbreitung des Marxismus notwendige
Auseinandersetzung mit "anderen Formen des Sozialismus" wie dem
reaktionären, dem bürgerlichen, dem utopischen usw. ein, die sich
"immer wieder erneuern", mit denen wir uns "im Kriegszustand"
befinden, wie er zu den Ideen des "Revisionismus von links" des
französischen Soziologen Georges Sorel bemerkt. Er verweist auf die
in der Arbeiterbewegung selbst auftauchende Zerstrittenheit, die viele
Leute hindere, zu erkennen, "wie alle Klassenkämpfe in wachsendem Maße
auf den einen Kampf zwischen den Kapitalisten und den proletarischen
Arbeitern zurückgehen". Ein Personenregister gibt Auskunft wie
Labriola die großen Geister seiner Zeit in und über Italien hinaus zu
Rate zog, wovon der weniger bekannte Giovanni Battista Vico
(1668-1744) zu erwähnen wäre. Der Begründer einer progressiven
Geschichtsphilosophie (der Geschichtswissenschaft als Bewusstsein der
Menschen von ihren eigenen Taten), die in Deutschland zuerst von
Herder und Goethe, in Frankreich von Jules Michelet aufgegriffen
wurde.

Labriolas schöpferisches Wirken ist in Sonderheit geeignet Lehren zu
vermitteln. Das erkannte schon Antonio Gramsci, der Kämpfer gegen den
Opportunismus der Sozialdemokratie und Mitbegründer der
Kommunistischen Partei Italiens, der Labriolas "philosophische
Problemstellung" als "vorherrschende" sah, aus der er für seine
"Theorie der Praxis" schöpfte. Und für uns, die wir uns nach der
katastrophalen Niederlage des Sozialismus heute in einer tiefen,
scheinbar ausweglosen Krise befinden, bietet sich ein schöpferischer
Theoretiker wie Labriola geradezu an. War er doch "kein Diktator des
Denkens, sondern der abwägende Demonstrator der Wegsuche, Lehrer mit
Fernwirkung" (nochmals Haug).

Antonio Labriola

Drei Versuche zur materialistischen Geschichtsauffassung

Herausgegeben von Wolfgang Fritz Haug

Karl Dietz Verlag Berlin

ISBN 978-3-320-02347-8

291 Seiten

29,90 Euro

 * 

Quelle:
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AKTION/540: 100 Jahre Abschiebehaft - Kampagne startet ins Aktionsjahr 2019 (Grundrechtekomitee)


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

100 Jahre Abschiebehaft - Kampagne startet ins Aktionsjahr 2019



Seit 100 Jahren werden Menschen inhaftiert, nur um sie abzuschieben. Um
auf das Unrecht der Abschiebehaft aufmerksam zu machen, haben
Organisationen, Initiativen und Einzelpersonen die Kampagne "100 Jahre
Abschiebehaft" ins Leben gerufen, die mit bundesweiten Aktionen und
Veranstaltungen über die Missstände aufklärt und die Abschaffung der
Abschiebehaft fordert - denn: Haft ist die größte Einschränkung der
individuellen Freiheit.

Schwerpunkte der Kampagne bilden das Wochenende vom 10. bis 12. Mai
2019, an dem insbesondere vor jedem deutschen Abschiebegefängnis
Aktionen durchgeführt werden sollen, sowie eine Großdemonstration in
Büren und Paderborn am 31.8.2019.

Zur Bündelung der Aktivitäten und des Protests steht eine Internetseite
zur Verfügung, auf der Informationen, Ideen, Angebote und Materialien
zur Verfügung stehen: 

www.100-Jahre-Abschiebehaft.de

Aktuell erleben Abschiebehaftgefängnisse eine Renaissance. Alle
Bundesländer, bis auf Thüringen, haben sie massiv ausgebaut oder planen
es zumindest. Allein in Bayern soll eine Haftanstalt mit über 200
Plätzen errichtet werden. Sowohl die Bundesregierung als auch die
Europäische Union wollen weitere Haftgründe schaffen. So sollen
Geflüchtete künftig bereits in Abschiebungshaft genommen werden, weil
sie mittellos sind oder nicht über Ausweispapiere verfügen.

Frank Gockel, Pressesprecher der Kampagne, zeigt sich hierüber entsetzt:
"Durch massenhafte Inhaftierungen zum Zwecke der Abschiebung werden
Geflüchtete gewissermaßen dafür bestraft, Asyl beantragt zu haben", was
"einen weiteren Schritt auf dem Weg zur Aushöhlung des Flüchtlingsrechts
darstellt", ergänzt Muzaffer Öztürkyilmaz vom Flüchtlingsrat
Niedersachsen e.V.

Abschiebehaft wurde 1919 in der Weimarer Republik eingeführt, um die
massenhafte Internierung und Abschiebung von Menschen, die verächtlich
als "Ostjuden" bezeichnet wurden, zu realisieren. Im Nationalsozialismus
wurden die Gesetze zur Abschiebungshaft nochmals verschärft und
anschließend unverändert in die Ausländerrechtsordnung der BRD
übernommen. Seitdem wurden die "Ausländergesetze" zwar mehrfach geändert
- an der Abschiebehaft jedoch wurde stets kompromisslos festgehalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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STANDPUNKT/307: Macht uns Russland nicht zum Feind (Natwiss)


NaturwissenschaftlerInnen-Initiative für Frieden und Zukunftsfähigkeit

2. Februar 2019

Macht uns Russland nicht zum Feind - für eine Politik der Entspannung,
der gemeinsamen Sicherheit und der Abrüstung



Die Politik gegenüber Russland war und ist immer umstritten - die
deutsch-russischen Beziehungen sind ein Seismograf für den Friedensprozess
in Europa.

Das Verhältnis von Russland und dem Westen ist geprägt durch eine lange und
wechselvolle Geschichte. Die Lehren dürfen nicht vergessen werden und sind
ein Wegweiser für Gegenwart und Zukunft. Für Russland kam aus dem Westen
meist nichts Gutes, von Napoleon über Hitler bis zur nuklearen Hochrüstung
im Kalten Krieg. 27 Millionen Tote des Zweiten Weltkrieges bleiben
unvergessen. Nach Beendigung der Ost-West-Konfrontation und der Charta von
Paris für eine friedlichen Ordnung in Europa wurden die Chancen auf eine
echte Partnerschaft in einem "gemeinsamen Haus Europa" vertan. Die
Grundlagen dazu wurden untergraben durch Entwicklungen wie die 
NATO-Osterweiterung, die Stationierung der US-Raketenabwehr oder der 
Kosovo-Krieg und andere Militärinterventionen.

Mit westlicher Sieger-Mentalität, den Zurückweisungen und Degradierungen
wurde Russland zu einem Feind gemacht, der nun seine eigenen Interessen
auch gegen den Westen verfolgt und damit viel Kritik auf sich zieht, nach
innen der Umgang mit der Opposition, nach außen die Stärkung
nationalistischer Kräfte. Ein Großteil der westlichen Presse wirkt dabei
hemmungslos am Feindbild Russland mit. Nach dem Motto "Die Russen sind an
allem schuld" wird Russland in maßloser Weise für alles Mögliche
verantwortlich gemacht, bis hin zur Destabilisierung Europas und einer
Entscheidung von Wahlen in westlichen Ländern. Entwicklungen wie in der
Ukraine oder in Syrien werden aus ihren historischen und aktuellen Bezügen
gerissen. Die Dämonisierung Putins widerspricht einer rationalen und
vernünftigen Politik, die einen Interessensausgleich anstrebt.

Es gab und gibt aber auch eine andere Seite im Verhältnis zu Russland. Die
nach wie vor vorhandene positive Grundstimmung gegenüber Russland in der
deutschen Bevölkerung eröffnet Chancen für ein Klima des Friedens und eine
gute Nachbarschaft. Trotz der Sanktionen gegen Russland bestehen nach wie
vor Wirtschaftsbeziehungen, eine Energiepartnerschaft und auch vielfältige
Kontakte in der Wissenschaft. Weiterhin gibt es auch sehr viele
Städtepartnerschaften, Freundschaftsgesellschaften, wissenschaftliche und
kulturelle Formen der Zusammenarbeit, bis hin zur "Volksdiplomatie" für
die friedliche Gestaltung internationaler Beziehungen.

Um die Beziehungen auf eine solide Grundlage zu stellen, braucht es
verschiedene Bausteine. Hierzu gehört die Wiederbelebung einer Politik
gemeinsamer Sicherheit, in der eigene Sicherheit nur gewährleistet ist,
wenn auch die Sicherheit der anderen Seite garantiert ist. Kooperative
Strukturen verschweigen nicht, dass es unterschiedliche, ja gegensätzliche
Interessen geben kann, die im Sinne einer friedlichen Koexistenz zum
Ausgleich gebracht werden statt Konflikte bis zum Krieg zu eskalieren. Um
Gegensätze und Unterschiede zu überbrücken, Gemeinsamkeiten zu stärken und
ein gegenseitigen Verständnis zu finden, sind Dialog,
Verhandlungsbereitschaft und Kooperation, Kritik und Selbstkritik,
Kompromissfähigkeit und verantwortungsvolle Diplomatie erforderlich. Dabei
können auch Zivilgesellschaftliche Akteure und Aktivitäten wichtige
Beiträge leisten, die auf Verständigung zielen statt auf
Feinbildproduktion.

Eine Verständigung mit Russland ist dringlich, da die lösungsorientierte
Bewältigung der globalen Herausforderungen, vom Klimawandel über
nachhaltige Entwicklung und Armutsbekämpfung bis zur Gerechtigkeit und
internationalen Friedenssicherung, eine gemeinsame Verantwortung und
solidarische Antworten erfordern. Menschenrechte Demokratie,
Gewaltenteilung und Parlamentarismus sind universelle Politikkonzepte, die
als Basis für Verständigung und Menschlichkeit dienen sollten, und nicht
als Kampfbegriffe für gegenseitige Beschuldigungen.

Es geht darum, militärische Aufrüstung zu stoppen, Spannungen abzubauen und
durch Verhandlungen gegenseitiges Vertrauen aufzubauen. Abrüstung und die
Zivilisierung von Konflikten sind unverzichtbare Bestandteile einer neuen
Entspannungspolitik, die Krieg als Fortsetzung der Politik mit anderen
Mitteln verhindert. Ein Kernelement bleibt die nukleare Abrüstung. Statt
bestehende Abrüstungsabkommen wie den INF-Vertrag aufzukündigen, ist das
Verbot und die Abschaffung von Atomwaffen das Gebot der Stunde und die
sicherste Möglichkeit, einen Atomkrieg in einer fragilen Weltlage zu
verhindern.

Das ist Russlandpolitik im 21. Jahrhundert. Geschichtliche Erfahrungen und
Lösungskonzepte wie die von Willy Brandt realisierte Entspannungspolitik
müssen genutzt und weiterentwickelt werden statt sie immer weiter zu
entleeren.

 * 

Quelle:

NaturwissenschaftlerInnen-Initiative

für Frieden und Zukunftsfähigkeit e.V.

Marienstraße 19/20, 10117 Berlin

E-Mail: info@natwiss.de

Internet: www.natwiss.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6335: Kiel - Carmen Korn, "Jahrhundert-Trilogie, Zeitenwende", 12.02.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Dienstag - 12.02.2019 - 19:30 Uhr

"Jahrhundert-Trilogie"

"Carmen Korn stellt ihre jetzt mit "Zeitenwende" abgeschlossene
Hamburger Trilogie vor

Eintritt: 8,- / 5,-



Die Hamburger Autorin und Journalistin Carmen Korn (*1952) stellte
2018 mit der Veröffentlichung des Romans "Zeitenwende" ihre
"Jahrhundert-Trilogie" fertig. Nach "Töchter einer neuen Zeit" und
"Zeiten des Aufbruchs", sind aus den um 1900 geborenen vier
Freundinnen mittlerweile Großmütter geworden. Es ist der gelungene
Abschluss eines ereignisreichen Jahrhunderts und einer bewegenden
Geschichte. Die Familien der Protagonistinnen haben sich um zwei
Generationen erweitert, dies führt nicht nur zu Momenten des Glücks,
sondern beherbergt auch Konfliktpotenzial, als eine der Töchter droht
sich zu radikalisieren. Vom Deutschen Herbst über die
Wiedervereinigung bis zur Jahrtausendwende - anhand der vier Familien
aus Uhlenhorst erzählt Bestsellerautorin Carmen Korn ein Jahrhundert
bewegter und bewegender deutscher Geschichte.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6334: Kiel - Nino Haratischwili, "Die Katze und der General", 08.02.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Freitag - 08.02.2019 - 19:00 Uhr - Außer Haus

Neuer Veranstaltungsort: Kunsthalle, Düsternbrooker Weg 1, 24105
Kiel

"Die Katze und der General"

Nino Haratischwili liest aus ihrem für den Deutschen Buchpreis
2018 nominierten Werk
Eintritt: 9,- / 6,-



Die mehrfach ausgezeichnete Romanautorin, Theaterregisseurin und
Dramatikerin Nino Haratischwili (*1983) stammt aus Georgien und legt
mit "Die Katze und der General" bereits ihren vierten Roman vor. Sie
erzählt die Geschichte "des Generals" Alexander Orlow, eines
russischen Oligarchen, der sich nach dem Tschetschenienkrieg ein
neues Leben in Berlin aufgebaut hat. Doch auch 21 Jahre nach
Kriegsbeginn ist es ihm noch immer nicht möglich, die Vergangenheit
ruhen zu lassen, und für Orlow steht fest, dass die Zeit für eine
Abrechnung gekommen ist. Haratischwili spürt in ihrem Roman den
Abgründen nach, die sich zwischen den Trümmern des zerfallenden
Sowjetreichs aufgetan haben und verarbeitet diese in einem
psychologischen Schuld-und-Sühne-Roman. Sie thematisiert den Krieg in
den Ländern und in den Köpfen und die Sehnsucht nach Frieden und
Erlösung. Entstanden ist ein spannender Roman mit Elementen einer
klassischen Tragödie. Die Moderation der Veranstaltung übernimmt
Kai-Ulrich Jürgens.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6333: Kiel - Junges Literaturhaus, LeseLounge mit Ally Klein, Martin Piekar, Live-Musik, 06.02.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Mittwoch - 06.02.2019 - 20:00 Uhr - Junges Literaturhaus

LeseLounge mit Ally Klein ("Carter". Roman),

Martin Piekar ("AmokperVers". Lyrik)

und Live-Musik
Eintritt: 5,-



Die LeseLounge im Februar bewegt sich zwischen Kontrollverlust und
Provokation, zwischen geheimnisvollen Figuren und schonungsloser
Offenheit.

Carter, die Protagonistin aus Ally Kleins gleichnamigen Roman, zieht
alle Menschen um sich herum in ihren Bann. Auch das namenlose Ich
dieser Geschichte ist wie erschlagen, als es Carter bei einem
Streifzug durch die Nacht im gelben Laternenschein entdeckt. Von
Anfang an deutet sich zwischen den beiden eine verhängnisvolle
Beziehung an. Zwischen Anziehung und Abstoßung, verbunden mit
Exzessen und wahnhaften Episoden, steuern die beiden auf ein
zerstörerisches Ende zu. Wie lange hält das Ich diesen emotionalen
Taumel aus? Kann es an Carter nur zerbrechen? Und wie sehr dürfen wir
der Erzählung überhaupt trauen? In ihrem Debüt fängt die Autorin jede
Bewegung, jede Empfindung, jede körperliche Beschreibung in
bildmächtigen Sätzen bis ins kleinste Detail ein.

Martin Piekar spricht in seinem neuesten Gedichtband "AmokperVers"
eine radikal subjektive Sprache. Piekars Wirklichkeit ist immer schon
digital, aber nie vermittelnd, sondern schonungslos. Er schreibt über
Sexualität, Politik, Angst - und nichts davon ist abstrakt. Wenn
Piekar nach oben schaut, sieht er Wolkenformationen,
Wolkenformnationen, Wolkenformrationen - Deklinationen der
Alltagssprache, ihrer Abgründe und ihrer Implikationen. Die Gedichte
schreiten durch Frankfurt am Main, durch Proteste, Bankenviertel,
durch ein Koma, durch einen Amok und enden im Tollhaus. Wie kann man
nicht verrückt werden, wenn es so bequem ist? "Bitte interpretieren
Sie mich nicht", so lautet der letzte Satz dieses Buchs.

Veranstalter: Junges Literaturhaus S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AUSSICHTEN/8540: Und morgen, den 5. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.02.2019 bis zum 06.02.2019 +++






[image: Jean-Luc 8540 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sturmregenreste

bis mittags spät,

Jean schnarcht im Neste,

der Wind verweht.
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AUFRUF/007: 74 Organisationen rufen zur Rettung des Friedensprojekts Europa auf (forumZFD)


Pressemitteilung des Forum Ziviler Friedensdienst e. V. - 4. Februar
2019

Für Frieden. Für Menschenrechte. Für Europa.

74 Organisationen rufen zur Rettung des Friedensprojekts Europa auf



Köln, 4.02.19. Vor den Wahlen zum Europäischen Parlament im Mai 2019
ruft ein breites Bündnis von 74 Organisationen und Institutionen aus
neun europäischen Ländern zur Rettung des Friedensprojekts Europa auf.
Unter den Unterzeichnenden sind viele Verbände der Friedensbewegung,
Kirchen und kirchliche Organisationen, die Hilfswerke Misereor und
Brot für die Welt und die Umweltorganisation Greenpeace.

Das Bündnis kritisiert die geplanten Milliardeninvestitionen der
Europäischen Union in Rüstungsforschung und die Militärkooperationen
mit Drittstaaten. Die EU dürfe keine Staaten aufrüsten, die Krieg
führen oder Menschenrechte verletzen. Die Förderung des Friedens und
der Menschenrechte dürfe nicht der Abwehr von Flucht und Migration zum
Opfer fallen.

Angesichts der großen Zahl gewaltsamer Konflikte fordern die
Unterzeichner, die EU müsse mehr in gewaltfreie Konfliktbearbeitung
investieren.

Bis zur Wahl am 23. bis 26. Mai 2019 sind alle Menschen in der
Europäischen Union eingeladen, den Aufruf unter
www.rettetdasfriedensprojekt.eu zu unterzeichnen.

Die Europäische Einigung brachte nach dem Zweiten Weltkrieg Versöhnung
zwischen Feinden. Damit wurde die Europäische Union weltweit zum
Friedensprojekt mit Vorbildcharakter.

Heute brauchen wir dringender denn je eine Europäische Union, die für
Frieden und Menschenrechte eintritt - zu Hause und jenseits ihrer
Grenzen.

Doch ab 2021 sind Milliardeninvestitionen für die europäische
Rüstungsindustrie, gemeinsame Militäreinsätze und noch mehr
Grenzsicherung geplant. Die Förderung von Frieden und Menschenrechten
droht der Abwehr von Migration und Flucht zum Opfer zu fallen.

Wir sind überzeugt, dass die Europäische Union die Herzen ihrer
Bürgerinnen und Bürger nur als Friedensprojekt und nicht als
Militärmacht gewinnen wird.

Darum fordern wir die Abgeordneten des Europäischen Parlaments auf:
Setzen Sie sich für eine Europäische Union ein, die bedingungslos für
Frieden und Menschenrechte eintritt.

Setzen Sie sich dafür ein, dass die Europäische Union am
Friedensprojekt Europa festhält und nicht zur Militärmacht wird.

Wir fordern, dass die Europäische Union ihre Stärken als Vermittlerin
in Konflikten und als Bündnis für Frieden durch Kooperation und
Zusammenarbeit in der Welt ausbaut. Den Europäischen
Verteidigungsfonds lehnen wir ab. Der Vertrag von Lissabon verbietet
die Finanzierung von Rüstungsprojekten und Militäreinsätzen aus dem
Gemeinschaftshaushalt der Europäischen Union. Diese Grundsätze sollten
die Abgeordneten des Europäischen Parlaments verteidigen und stärken.

Lassen Sie nicht zu, dass die Europäische Union zur Abwehr von
Flüchtenden und Migration Staaten aufrüstet, die Krieg führen oder
Menschenrechte verletzen.

Wir fordern, dass die Europäische Union und ihre Mitgliedsstaaten
keine Gelder zur Aufrüstung der Armeen und Milizen von Drittstaaten
einsetzen. Das Europäische Parlament muss sich gegenüber den
Regierungen der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union für die
Verschärfung und strikte Einhaltung der europäischen Kriterien für
Rüstungsexporte einsetzen.

Stärken Sie die Mittel der Europäischen Union zur Förderung der
gewaltfreien Konfliktbearbeitung und der Menschenrechte.

Wir fordern für den nächsten EU-Finanzrahmen (2021-2027) 7 Milliarden
Euro für gewaltfreie Konfliktbearbeitung und Friedensförderung und 3
Milliarden Euro für die Förderung von Menschenrechten und Demokratie.


Unterzeichnende Organisationen und Institutionen:

Aachener Friedenspreis · act for transformation · Agir pour la paix ·
Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden · Antikriegshaus
Sievershausen · Arbeitsgemeinschaft Frieden Trier · Arbeitskreis
Gehwissen · Arbeitskreis Marburger WissenschaftlerInnen für Friedens-
und Abrüstungsforschung · Arbeitsstelle kokon der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Bayern · Associazione di promozione sociale
Joint · Berghof Foundation · Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR · Brot
für die Welt · Bund für Soziale Verteidigung · Church and Peace ·
Communität Christusbruderschaft Selbitz · CSSP - Berlin Center for
Integrative Mediation · Dachverband Entwicklungspolitik Baden-
Württemberg · Dansk International Cultural Youth Exchange ·
Darmstädter Signal · Deutsche Friedensgesellschaft-Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen - Bundesverband · Deutsche
Friedensgesellschaft-Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen -
Landesverbände Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen-
Bremen · Ecumenical Forum of European Christian Women · Eine Welt e.V.
Leipzig · EIRENE Internationaler Christlicher Friedensdienst · Eirene
Niederlande · Evangelische Arbeitsgemeinschaft für
Kriegsdienstverweigerung und Frieden · Evangelische Kirche Berlin-
Brandenburg-schlesische Oberlausitz · Evangelisch-Methodistische
Kirche Deutschland · forum crisis prevention · Forum Friedensethik in
der Evangelischen Landeskirche in Baden · Forum Ziviler Friedensdienst
? Frauen gegen Atomkraft · Frauennetzwerk für Frieden · Friedensforum
Duisburg · Friedensinitiative Nottuln · Friedenskreis Pankow ·
Friedenswerkstatt Mutlangen · Friends World Committee for Consultation
- Europe and Middle East Section · Ge
meinde Heilig Kreuz-Passion · Gewaltlos leben. Arbeitsgemeinschaft in
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland · Greenpeace · ICJA
Freiwilligenaustausch weltweit · Initiative Mexiko · Internationaler
Versöhnungsbund - Regionalgruppen Mainz, Cochem-Zell · Internationaler
Versöhnungsbund Österreich · Kerk en Vrede · Konstanzer
Friedensinitiative · Martin-Niemöller-Stiftung · Mennonite Central
Commitee West Europe · Norddeutsches Netzwerk Friedenspädagogik ·
Nürnberger Evangelisches Forum für den Frieden · Ohne Rüstung Leben ·
Ökumenische Konsultation für Gerechtigkeit und Frieden · Ökumenisches
Büro für Frieden und Gerechtigkeit · Ökumenisches Forum Christlicher
Frauen Europa · Orthodox Peace Fellowship · Pais · Partner Südmexikos
? pax christi Deutsche Sektion · Pax Christi International · pax
christi Rhein-Main · peace brigades international - Deutscher Zweig ·
Plattform Zivile Konfliktbearbeitung · Quäker-Hilfe Stiftung · Start
with a Friend · Stiftung die schwelle · Stiftung Weltethos · Swedish
Fellowship of Reconciliation · urgewald · Weltladen Konstanz -
Aktionskreis


Hintergrund:

Das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union
verhandeln 2019 über den nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen für die
Jahre 2021 bis 2027. Diese Entscheidung wird die europäische Politik
in den nächsten Jahren maßgeblich prägen.

Es ist zu befürchten, dass das Parlament und die Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union sich dem Druck rechtspopulistischer Bewegungen
beugen und in Zukunft noch mehr in die Abschottung der Außengrenzen
und in militärische Sicherheitspolitik investieren: Ab 2021 sind neue
Milliardenausgaben in gemeinsame Rüstungsprojekte, mehr gemeinsame
Militäreinsätze und der Ausbau der Grenzsicherung geplant.

Die Förderung des Friedens und der Menschenrechte soll eingeschränkt
werden, und sie droht vor allem zur Migrationsabwehr
instrumentalisiert zu werden. Im Entwurf der Europäischen Kommission
von Juni 2018 für den Finanzrahmen sind nur 1 Milliarde Euro statt
bislang 2,3 Milliarden Euro für gewaltfreie Konfliktbearbeitung
vorgesehen.

Warum die Europäische Union nicht den Weg zur Militärmacht einschlagen
sollte:

Der Europäische Verteidigungsfonds soll mit 13 Milliarden Euro für
Rüstungsforschung und die Entwicklung neuer Waffensysteme ausgestattet
werden. Darüber hinaus sollen 6,5 Milliarden Euro für militärische
Mobilität, vor allem für schnelle Truppenverlegungen in Europa, zur
Verfügung gestellt werden. Dieser Einsatz von Mitteln aus dem
Gemeinschaftshaushalt für den Verteidigungsfonds würde den endgültigen
Abschied von der Europäischen Union als ziviles Friedensprojekt
bedeuten.

Im zukünftigen Gemeinschaftshaushalt würde mehr als zehnmal mehr in
Rüstungsförderung investiert als in Friedensförderung. Es ist zu
befürchten, dass die milliardenschwere Subventionierung der
europäischen Rüstungsindustrie aus dem Fonds zu noch mehr
Waffenexporten führen wird.

Der Europäische Verteidigungsfonds verstößt gegen den Vertrag von
Lissabon. Dieser verbietet die Finanzierung von Rüstungsprojekten und
Militäreinsätzen aus dem Gemeinschaftshaushalt der Europäischen Union.

Warum die Europäische Union und ihre Mitgliedsstaaten keine Staaten
aufrüsten sollten, die Krieg führen oder Menschenrechte missachten:
Aus dem Gemeinschaftshaushalt der Europäischen Union und mit einer
neuen außerbudgetären "Europäischen Friedensfazilität" sollen
gemeinsame Militäreinsätze der EU und die Ausrüstung von Armeen in
Kriegs- und Krisengebieten unterstützt werden, zum Beispiel zur
Migrationsabwehr. Damit würden die Europäische Union und ihre
Mitgliedsstaaten de facto ihre eigenen Regeln für Rüstungsexporte
unterlaufen.

Der Europäische Rechnungshof kritisierte, die Ertüchtigungsprogramme,
zum Beispiel in Mali und Niger, hätten keine nachhaltigen Ergebnisse
gezeigt. Die Herausgeber und Herausgeberinnen des deutschen
Friedensgutachtens 2018 warnen vor erheblichen Risiken dieser
Programme für die Menschenrechte. Sie könnten zu noch mehr Gewalt
führen, statt sie einzudämmen.

Warum die Europäische Union gewaltfreie Konfliktbearbeitung und
Menschenrechte in Zukunft noch stärker unterstützen sollte:
Die Europäische Union ist eine der wichtigsten finanziellen
Unterstützerinnen von gewaltfreier Konfliktbearbeitung und
Menschenrechten weltweit. Viele zivilgesellschaftliche Friedens- und
Menschenrechtsorganisationen sind mehr denn je auf diese Unterstützung
angewiesen. Denn die Zahl der gewaltsamen Konflikte steigt wieder an,
Menschenrechte und Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger
geraten in vielen Ländern unter Druck.

Bedeutung und Wirksamkeit der Instrumente der EU für Stabilität und
Frieden sowie für Demokratie und Menschenrechte wurden erst 2017 in
Gutachten bestätigt. Die Europäische Union sollte sich nicht an der
globalen Aufrüstungsspirale beteiligen, sondern ihr wichtigstes Ziel
verfolgen: "den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer Völker
zu fördern."


forumZFD

Entschieden für Frieden

Das forumZFD unterstützt Menschen in gewaltsamen Konflikten auf dem
Weg zum Frieden und tritt für die Überwindung von Krieg und Gewalt
ein.

Derzeit arbeitet das forumZFD mit Friedensberaterinnen und -beratern
in Deutschland sowie zehn weiteren Ländern in Europa, dem Nahen Osten
und Südostasien. Seine Akademie für Konflikttransformation bietet
einen Lernort für professionelle, internationale Friedensarbeit. Mit
Dialogveranstaltungen, Bildungsarbeit und Kampagnen setzt sich das
forumZFD aktiv für eine zivile Friedenspolitik ein.

Das forumZFD ist von der Bundesregierung als Trägerorganisation des
Zivilen Friedensdienstes anerkannt und finanziert seine Arbeit über
öffentliche und private Zuschüsse, Spenden und Mitgliedsbeiträge.
www.forumZFD.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Forum Ziviler Friedensdienst e. V.

Am Kölner Brett 8, 50825 Köln

Telefon: 0221 91 27 32 - 0, Fax: 0221 91 27 32 - 99

E-Mail: kontakt@forumZFD.de

Internet: www.forumZFD.de
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MELDUNG/057: Lobby-Regeln fürs EU-Parlament - "Meilenstein für Transparenz und Demokratie" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Lobby-Regeln fürs EU-Parlament: "Meilenstein für Transparenz 
und Demokratie"

Pressemitteilung von Sebastian Meyer, LobbyControl e.V. [1], 31.
Januar 2019



Das EU-Parlament hat gestern dafür gestimmt, dass wichtige Abgeordnete
(Ausschussvorsitzende, Berichterstatter und Schattenberichterstatter)
ihre Treffen mit Lobbyisten veröffentlichen müssen. Auf Antrag der
konservativen EVP-Fraktion war die Abstimmung geheim. Nina Katzemich
von LobbyControl kommentiert:

"Das ist ein Meilenstein für Transparenz und die Demokratie in Europa.
Zum ersten Mal können wir damit sehen, welche Interessenvertreter
wichtige Abgeordnete treffen, wenn sie über Gesetzesvorschläge
beraten. Viele Menschen haben sich in den vergangenen Jahren von
Europa entfernt. Das ist ein wichtiger Schritt, um sie wieder zurück
zu holen und Vertrauen aufzubauen."

Katzemich weiter: "Die EU-Kommission muss nun auch die Verhandlungen
um das EU-Lobbyregister wieder aufnehmen, das Kommissionspräsident
Juncker vor vier Jahren versprochen hatte. Damit würde endlich auch
der Rat, also das Gremium der nationalen Regierungen, offenlegen
müssen, welchen Einfluss Lobbyisten hier nehmen. Das wäre sehr
wichtig: Denn es sind häufig die Nationalstaaten, die Gesetze und
Entscheidungen im Sinne des Gemeinwohls verhindern."


Hintergrund

In Brüssel arbeiten etwa 30.000 Lobbyisten, die meisten davon im
Interesse der Wirtschaft. Sie geben jährlich rund 1,5 Milliarden Euro
aus, um Gesetze, Politik und öffentliche Meinung zu beeinflussen. 7000
von ihnen haben einen Dauerzugangspass für das Parlament und können
sich dort jederzeit aufhalten.


Anmerkung:

[1] https://www.lobbycontrol.de/2019/01/lobby-regeln-fuers-eu-parlament-meilenstein-fuer-transparenz-und-demokratie/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSENHANDEL/311: Nichts gelernt aus TTIP - anstehende Handelsabkommen der EU mit Japan, Singapur und Vietnam (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 4/2018

Lebensadern unserer Erde

Flüsse - begradigt, gestaut, zerstört.

Nichts gelernt aus TTIP

Über die anstehenden Handelsabkommen der EU mit Japan, Singapur und
Vietnam

von Anne Bundschuh



Bis zu 3 Handelsabkommen könnte das EU-Parlament noch vor den Wahlen
ratifizieren, 2 davon werden von Investitionsabkommen begleitet. Die
Abkommen mit Japan, Singapur und Vietnam sind kaum besser als TTIP und
CETA und gefährden Mensch, Umwelt und Demokratie.


Wer erinnert sich nicht an die Großdemonstration am 15. Oktober
2015 in Berlin? Eine Viertelmillion Menschen flutete die Straßen des
Berliner Regierungsviertels und protestierte gegen TTIP, das Handels-
und Investitionsschutzabkommen der Europäischen Union (EU) mit den
USA. Die Kritikpunkte waren vielfältig und die Forderungen gingen weit
über TTIP hinaus. Auch CETA, das Abkommen der EU mit Kanada, sollte
gestoppt werden. Und damit eine Handelspolitik, die die Interessen von
Konzernen über die Interessen von Mensch und Umwelt stellt, die den
Einfluss von LobbyistInnen auf politische Entscheidungen stetig
vergrößert und dabei im gleichen Maße demokratische Strukturen
unterhöhlt sowie politische Handlungsspielräume systematisch
einschränkt.

JEFTA: Das bisher größte Abkommen der EU

Wenige Jahre nach dem Höhepunkt der Proteste gegen TTIP und CETA steht
derzeit das Abkommen über eine Wirtschaftspartnerschaft der EU mit
Japan (JEFTA) zur Abstimmung durch das EU-Parlament an. JEFTA umfasst
einen Wirtschaftsraum von über 600 Millionen Menschen und rund ein
Drittel des globalen Bruttoinlandsproduktes und ist damit das bislang
größte Handelsabkommen, das die EU abschließend verhandelt hat. Es
gehört zur sogenannten neuen Generation von Handelsabkommen, die weit
mehr als Zölle und Quoten regeln, und könnte das erste dieser Abkommen
der EU sein, das vollständig in Kraft tritt. Dies ist keine gute
Nachricht. Zwar enthält JEFTA keine Investitionsschutzklauseln und
verleiht internationalen InvestorInnen damit nicht die Möglichkeit,
gegen missliebige Regulierungen der Vertragsstaaten vor
internationalen Schiedsgerichten auf Schadensersatz zu klagen. Dies
ist jedoch alles andere als eine Kehrtwende in der Handels- und
Investitionspolitik, sondern vielmehr eine "durchsichtige
Salamitaktik"[1] der EU-Kommission: Einerseits konnte hier mit Japan
keine schnelle Einigung erreicht werden, andererseits müssten Abkommen
mit Investitionsschutzklauseln auch von den Parlamenten aller
EU-Mitgliedstaaten ratifiziert werden - und deren Zustimmung ist
derzeit alles andere als sicher, wie der Ratifizierungsprozess zu CETA
zeigt. Um vor den EU-Wahlen im Mai 2019 wenigstens den Handelsteil
noch ratifizieren zu können, wurde JEFTA daher in 2 Teile
aufgespalten. Im Hintergrund wird jedoch weiterverhandelt, die
Öffentlichkeit erfährt von den Verhandlungsinhalten nichts.

Dabei ist der Inhalt des aktuell zur Abstimmung anstehenden Abkommens
bereits hochproblematisch.[2] Das Kapitel zu Handel und nachhaltiger
Entwicklung ist noch schwächer als das im CETA-Abkommen. JEFTA
bekräftigt zwar verbal das Pariser Klimaabkommen - jedoch ohne
praktischen Mehrwert. Zudem enthält JEFTA die Einschränkung, dass
Maßnahmen zur Umsetzung von multilateralen Umweltabkommen nur dann
zulässig sind, wenn sie "nicht auf eine willkürliche oder
ungerechtfertigte Diskriminierung der anderen Vertragspartei oder auf
eine verschleierte Beschränkung des internationalen Handels
hinauslaufen würde".[3]

Wie in allen EU-Handelsabkommen fehlen auch im
JEFTA-Nachhaltigkeitskapitel eine Vorrangstellung, ein
Durchsetzungsmechanismus sowie die Möglichkeit, Verstöße gegen
Bestimmungen zum Umwelt- und Klimaschutz oder gegen internationale
Arbeitsstandards wirksam zu sanktionieren. Dabei hat Japan erst 6 der
8 Kernarbeitsnormen der internationalen Arbeitsorganisation (ILO)
ratifiziert. Es fehlen die Konventionen zur Abschaffung der
Zwangsarbeit (Nr. 105) sowie die Norm zur Beseitigung von
Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf (Nr. 111). Das
Nachhaltigkeitskapitel schreibt zwar vor, dass sich die
Vertragsparteien um die Ratifizierung der ausstehenden Normen bemühen
müssen - tun sie das nicht, drohen aufgrund des fehlenden
Durchsetzungsmechanismus jedoch keine ernsthaften Konsequenzen.
Aufgrund der Kritik aus Zivilgesellschaft und Teilen des EU-Parlaments
hat die japanische Regierung eine ministerielle Arbeitsgruppe zu dem
Thema eingerichtet. Dass die fehlenden ILO-Konventionen bis zur
geplanten JEFTA-Abstimmung im Dezember noch ratifiziert werden, ist
jedoch unmöglich.

Keine Absicherung von Standards und Nachhaltigkeit

Auch für den globalen Schutz von Wäldern verheißt das
JEFTA-Nachhaltigkeitskapitel nichts Gutes. Japan ist einer der
weltweit größten Holzimporteure und japanische Unternehmen sind die
Hauptabnehmer von illegal geschlagenem Holz, das unter anderem aus
Urwäldern in Europa stammt. JEFTA könnte das illegale Abholzen in
Brasilien, Malaysia, China und Indonesien verschlimmern. Dennoch
enthält das Abkommen keine umfassenden oder durchsetzbaren
Verpflichtungen, die den Handel mit illegalem Holz effektiv verbieten.

Weitere Kritikpunkte betreffen die unzureichende Verankerung des
Vorsorgeprinzips, das für den Umwelt- und Gesundheitsschutz in Europa
von zentraler Bedeutung ist, sowie das Fehlen von
Antikorruptionsklauseln. Zudem droht die weitere Liberalisierung von
Dienstleistungen, denn JEFTA enthält eine sogenannte Negativliste.
Damit unterliegen alle Dienstleistungen, für die keine Ausnahme
formuliert wurde, der Verpflichtung zur Marktöffnung für private
Unternehmen. In den Diskussionen um JEFTA wurde unter anderem auf die
Bedrohungen für die Wasserversorgung hingewiesen, insbesondere auf das
Fehlen eines Sonderartikels zu Wasser: Dieser müsse klarstellen, dass
Wasser keine übliche Handelsware ist und dass Wasser und seine Nutzung
vom Abkommen insgesamt ausgenommen ist.[4] Liberalisiert werden können
auch alle Dienstleistungen, die es heute vielleicht noch gar nicht
gibt und die deshalb nicht gelistet werden können, beispielsweise neue
Ansätze im digitalen Handel.

Handelsrecht vor Menschenrecht!?

Neben JEFTA sollen auch die Handels- und Investitionsabkommen mit
Singapur und Vietnam noch vor der EU-Wahl vom EU-Parlament abgestimmt
werden - so zumindest der Wille der EU-Kommission.

Ebenso wie Japan haben Singapur und Vietnam nicht alle
ILO-Kernarbeitsnormen ratifiziert, und ebenso wie JEFTA werden die
beiden anderen Abkommen an dieser Situation nichts ändern: Auch sie
enthalten keinen Durchsetzungsmechanismus, um die Ratifizierung oder
Umsetzung der ILO-Kernarbeitsnormen nachzuholen. Dabei gibt es in
beiden Ländern gravierende Probleme mit Menschen- und
Arbeitnehmerrechten. Vietnam verfolgt eine Niedriglohnstrategie, die
sich auf systematische Arbeitsrechtsverletzungen stützt und so
ausländische Investitionen anzulocken versucht.

Der Stadtstaat Singapur ist eine Steueroase und gehört zu den global
wichtigsten Finanzplätzen. US-Konzerne investieren hier mehr als in
China und Japan zusammen. Singapur ist der wichtigste Handelspartner
der EU in Südostasien, die meisten in der Region tätigen europäischen
Unternehmen haben dort ihre lokalen Zentralen. Das
Investitionsabkommen würde all diesen Konzernen noch weitreichendere
Rechte verleihen, als sie es bisher haben. Die zugrunde liegende
Definition von Investitionen ist sehr breit und schließt
beispielsweise Portfolio-Investitionen, Anleihen, Firmenwerte und
geistige Eigentumsrechte mit ein. Investitionen werden geschützt, ohne
Berücksichtigung ihrer sozialen, ökonomischen oder ökologischen
Auswirkungen.

Da beide Abkommen in einen Handels- und einen Investitionsteil
aufgespalten wurden, unterscheiden sich die Ratifizierungsprozesse:
Die Handelsteile können nach der Zustimmung des EU-Parlaments direkt
ratifiziert werden, über die Investitionsteile müssen auch die
Parlamente der EU-Mitgliedstaaten abstimmen.

Ins Wanken geraten

Das aktuelle Vorgehen der EU-Kommission in der Handelspolitik zeigt
zweierlei: Erstens hat sie wenig aus den breiten Protesten gegen TTIP
gelernt - dennoch sind diese nicht folgenlos geblieben. Insbesondere
die Aufspaltung von Handels- und Investitionsteilen ist eine Folge der
zivilgesellschaftlichen Kritik. Zweitens ist das System der globalen
Schiedsgerichtsbarkeit (ISDS) so ins Wanken geraten, dass sich die
EU-Kommission genötigt sieht, immer neue Reformen zu präsentieren: In
CETA gab es einige prozedurale Reformen am Klagemechanismus, derzeit
verfolgt die EU-Kommission das Ziel einen globalen
Investitionsgerichtshof einzurichten. Doch all diese Reformen dienen
letztlich dem Ziel, das System zu retten und die bestehende
Machtasymmetrie beizubehalten: Sonderklagerechte für Konzerne, vage
Zusagen zur Nachhaltigkeit, zu Menschen- und Arbeitsrechten. Ob diese
Strategie aufgeht, ist offen. Die für Mensch und Umwelt bessere
Alternative wäre es, Klageprivilegien für Konzerne ein für allemal
abzuschaffen und die globale Handelspolitik an Menschenrechten und
Nachhaltigkeit auszurichten.


Autorin Anne Bundschuh arbeitet beim Forum Umwelt und
Entwicklung und koordiniert das Netzwerk Gerechter Welthandel.


Anmerkungen

1. https://www.lobbycontrol.de/2018/05/durchsichtige-salamitaktik-eu-will-paralleljustiz-fuer-konzerne-bei-jefta-reinmogeln/

2. Netzwerk Gerechter Welthandel/Powershift e. V./Greenpeace/BUND/Campact und LobbyControl (2018): JEFTA entzaubert. Wunsch
und Wirklichkeit des EU-Japan-Abkommens. https://bit.ly/2BDMCeR.

3. JEFTA-Artikel 16.4 Satz 5. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52018PC0192&from=EN

4. https://aoew.de/pages/themen/europa/freihandelsabkommen/eu-japan-abkommen.php


 Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten
der deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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THEATER/1399: Köln - Toybox, Tanzstück für Kinder ab 7 Jahren, 9.02.- 23.02.19


Oper Köln - TOYBOX Spielzeugkiste, 

Tanzstück für Kinder ab 7 Jahren

Uraufführung am 9. Februar 2019, Staatenhaus Saal 3, 11:30 Uhr 



Tye ist nicht wie andere Kinder. Er verbringt mindestens so viel Zeit
beim Arzt wie zu Hause. Und die Außenwelt mag er gar nicht. Mit ihren Regeln,
ihrem wütenden Geschrei und all den unbequemen Stühlen. Wenn er könnte,
würde er die ganze Zeit in seinem Schlafzimmer verbringen, mit den vielen
Spielsachen und Figuren aus seiner riesigen hölzernen Spielzeugkiste.




[image: Schwarz-weiß Portrait von Johnny Lloyd, lächelnd - Foto: © by Claudia Höhne]

Johnny Lloyd

Foto: © by Claudia Höhne




Nach dem großen Erfolg der Uraufführung »Zwischen den Seiten« in der Spielzeit
2015/16 ist das Team Johnny Lloyd (Choreografie und Inszenierung), Sven Kacirek
(Musik) und Christof Cremer (Bühne und Kostüme) erneut mit einer Uraufführung zu
Gast und führt damit die Kinder-Tanz-Veranstaltungen mit diesem poetischen Werk
weiter.

Im Mittelpunkt der Produktion steht der kleine Tye. Tye ist krank und verbringt
mindestens so viel Zeit beim Arzt wie zu Hause. Mehr als alles andere wünscht sich Tye,
sein Spielzeug würde so real werden wie er selbst, wie seine Mutter und seine Ärzte. Doch
als sein Wunsch eines Tages in Erfüllung geht, entdeckt Tye, dass seine Fantasie weit
mächtiger ist, als er geahnt hat. Als sie immer übermächtiger wird, macht sich Tye mit
seinen Lieblingsspielsachen auf, seiner Fantasie Einhalt zu gebieten, bevor sie die
Wirklichkeit ganz erobert hat.

Durch seine jahrelange Erfahrung im Umgang mit urbanem und experimentellem Tanz
sowie durch die choreografische Arbeit mit zeitgenössischen Tanzkompanien erlangte
Johnny Lloyd eine einzigartige künstlerische Handschrift. Für Bühne und Kostüme
zeichnet Christof Cremer verantwortlich, der der Kinderoper Köln seit Jahren als
Ausstatter eng verbunden ist.

Fünf Tänzerinnen stellen die Geschichte dar, begleitet von Yunah Proost (Cello) und
Sven Kacirek, der ein musikalisches Panorama mit einem vielfältigen
Instrumentarium entwerfen wird.




Weitere Termine:

jeweils 11:30 - 12:45 Uhr

Mo 11.02., Do 14.02., Sa 16.02.,

Mo 18.02., Do 21.02.2019

Letzte Aufführung 18:00 - 19:15 Uhr:

Sa 23.02.2019

Spielort:

Oper Köln

StaatenHaus, Saal 3

Rheinparkweg 1

50679 Köln

Erwachsene 12,50 Euro

Kinder 7,-- Euro




Produktion:

TOYBOX Spielzeugkiste

Tanzstück für Kinder ab 7 Jahren

Oper Köln, im Staatenhaus Saal 3

Uraufführung am 9. Februar 2019, 11:30 Uhr

Inszenierung und Choreographie: Johnny Lloyd

Assistenz der Choreographie: Svantje Buchholz

Co-Choreografie: Marion Zurbach

Musik: Sven Kacirek

Cello: Yunah Proost

Bühne und Kostüme: Christof Cremer

Licht: Philipp Wiechert




Darsteller:

Tye: Lisa Bless

Krankenschwester / Fantasiefreund: Julia Van Rooijen

Krankenschwester / Zauberer: Fhunyue Gao

Krankenschwester / Drache: Maria Demandt

Krankenschwester / Spinne: Celine Werkhoven

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Oper Köln

Offenbachplatz

50667 Köln

Telefon: 0221-221 28212

E-Mail: info@buehnenkoeln.de

Internet: www.oper.koeln

Internetseite zur Veranstaltung: www.oper.koeln/de/programm/toybox/4023

Kartentelefon: 0221-221 28400
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MELDUNG/384: Alte Zeichnungen, neu untersucht (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 01.02.2019

Alte Zeichnungen, neu untersucht

Ernst von Siemens-Kunststiftung unterstützt Neukatalogisierung der
Graphischen Sammlung der FAU



In Kunstkreisen genießt die Graphische Sammlung der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) weltweit hohes
Ansehen. Sie ist geschlossen aus dem 18. Jahrhundert überliefert, ihre
Bestände an Zeichnungen alter Meister sind epochenweise einzigartig. Dank
einer Spende der Ernst von Siemens-Kunststiftung kann die wissenschaftliche
Neubearbeitung und Restaurierung der Sammlung abgeschlossen werden.

Was im Jahr 2005 begann, kann nun also vollständig beendet werden: Die
FAU-Kunsthistoriker um Prof. Dr. Hans Dickel können alle rund 1.800
Zeichnungen aus dem 14. bis 17. Jahrhundert, die in der
Universitätsbibliothek Erlangen-Nürnberg gehütet werden, aufarbeiten. Die
Zeichnungen werden wissenschaftlich inventarisiert, restauriert und in
neue Passepartouts gesetzt und mit neuen Forschungsergebnissen in
Katalogen veröffentlicht. Der letzte Projektteil dieser wissenschaftlichen
Neubearbeitung der Graphischen Sammlung umfasst 800 Zeichnungen aus dem
16. und 17. Jahrhundert. In den kommenden vier Jahren geht es darum, sie
zu erfassen, Zuschreibungen an Künstlerpersönlichkeiten vorzunehmen und
die jeweilige Thematik zu erkennen.

Möglich wurden die wissenschaftliche Neubearbeitung und die Restaurierung,
deren Kosten sich auf etwa 765.000 Euro belaufen, dank der Unterstützung
verschiedener Stiftungen. Die Ernst von Siemens-Kunststiftung hat fast die
Hälfte der insgesamt eingeworbenen Drittmittel in Höhe von 700.000 Euro
beigesteuert. Zahlreiche weitere Stiftungen aus der Region, bundesweit und
international, darunter der Universitätsbund Erlangen-Nürnberg und die
Getty Foundation (Los Angeles), unterstützen das Projekt ebenfalls.
Darüber hinaus fördern die FAU und die Universitätsbibliothek die
Aufarbeitung mit eigenen Mitteln.

Für die rund 1000 älteren Zeichnungen ist der aktuelle Forschungsstand
bereits in den drei Bänden "Zeichnen vor Dürer: die Zeichnungen des 14.
und 15. Jahrhunderts (2009)", "Zeichnen seit Dürer: die süddeutschen und
schweizerischen Zeichnungen der Renaissance" (2014) und "Zeichnen in
Cranachs Werkstatt: die sächsischen Zeichnungen der Renaissance" (2018)
dokumentiert. Die 800 Arbeiten aus dem 16. und 17. Jahrhundert werden in
zwei weiteren hochwertigen Bänden veröffentlicht.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18
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Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft
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CIA - wieder aktiver beim Drohneneinsatz?

von Jerry Sommer



In Niger, 450 Kilometer südlich der libyschen Grenze, liegt der
Oasenort Dirkou. 10.000 Einwohner hat die Gemeinde - und einen
kleinen Flughafen. Das US-Militär hat ihn kürzlich ausgebaut. Hier
starten seit Beginn 2018 Drohnen. Der US-Journalist Joe Penney war
vor Ort, hat sie gesehen und gehört: "Sie starteten fast jede Nacht.
Und das US-Militär erklärte: Unsere Drohnen fliegen nicht von dort.
Die Franzosen sagten dasselbe. Und Niger selbst besitzt keine
Drohnen."

Penneys Schlussfolgerung: Die Drohnenflüge aus Dirkou können nur vom
Geheimdienst CIA organisiert sein. Diese Annahme bestätigten in
Washington Informanten aus dem US-Sicherheitsapparat der New York
Times.

Von Dirkou aus werden offenbar mutmaßliche Terrorgruppen im Süden
Libyens beobachtet und ihre Bewegungen verfolgt. Auch von einem
Drohnenangriff aus Dirkou hat Joe Penney erfahren. Ihm wurde
berichtet, dass im vergangenen Juli in Libyen ein Ziel der
Terrorgruppe "Al Qaida im Islamischen Maghreb" von der CIA
bombardiert wurde.

US-Drohnen sind gegenwärtig in Niger auch am Flughafen der Hauptstadt
Niamey stationiert. Gleichzeitig baut die US-Airforce eine große
Drohnenbasis im nigrischen Agadez aus. Die US-Drohneneinsätze
konzentrieren sich inzwischen auf Afrika und den Nahen Osten. Die
unbemannten Flugzeuge starten unter anderem von Stützpunkten in
Dschibuti, Kamerun und Tunesien. Genutzt wird zudem die US-Basis
Sigonella auf Sizilien. Zum Teil erfolgen diese Einsätze unter
Führung der US-Luftwaffe, zum kleineren Teil wohl auch unter Leitung
der CIA.

Ob die Basis im nigrischen Dirkou ausschließlich durch den
US-Auslandsgeheimdienst genutzt wird, ist unklar. Generell arbeiten
die CIA und die US-Luftwaffe sehr eng zusammen. Das gilt insbesondere
für das Kommando Spezialkräfte der US-Airforce. Diese
Kommandoeinrichtung führt die CIA-Drohneneinsätze im Auftrage des
Geheimdienstes durch, sagt Dan Gettinger. Er leitet das "Center for
the Study of the Drone" am Bard-College nördlich von New York: "Die
Personen, die die CIA-Drohnen steuern, sind Angehörige der
US-Luftwaffe. Die CIA bestimmt die Zielpersonen und leitet die
Aktionen. Aber die Drohnen und das Personal und die Infrastruktur
gehören der Luftwaffe."

Der US-Geheimdienst hat wesentlich früher als die US-Luftwaffe auf
den Einsatz von Drohnen gesetzt. Von Mitte der 1970er Jahre bis zum
September 2001 war es der CIA dabei per Präsidentendirektive
verboten, Mordoperationen durchzuführen. Nach den Terrorangriffen auf
das World Trade Center und das Pentagon hob US-Präsident Bush dieses
Verbot jedoch auf. Insbesondere in Pakistan führte die CIA
anschließend Drohnenangriffe auf mutmaßliche Al Qaida-Mitglieder und
andere Terrorverdächtige durch. Der Geheimdienst konnte zu jener Zeit
mit Erlaubnis der Regierung in Islamabad von einem eigenen Stützpunkt
in Pakistan aus operieren. Die pakistanische Regierung glaubte, auf
diese Weise die Absprache mit den USA besser geheim halten zu können.
Allerdings wurden durch die CIA-Drohnenangriffe auch viele Zivilisten
getötet. Die Folge war eine Belastung der US-pakistanischen
Beziehungen.

Unter Präsident Obama sind deshalb die Einsatzregeln verändert
worden: Drohnenangriffe sollten in erster Linie - aber keineswegs
ausschließlich - durch die US-Luftwaffe erfolgen. Außerdem sollte
dafür gesorgt werden, dass zivile Opfer "mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit" ausgeschlossen sind, was jedoch auch unter Obama
nicht eingehalten wurde.

Präsident Trump hat diese Einschränkung laut Medienberichten wieder
zurückgenommen. Allerdings seien die neuen Einsatzregeln geheim,
kritisiert Emma Knight von der Menschenrechtsorganisation "Amnesty
International". Das gelte sowohl für Drohnenoperationen der
US-Luftwaffe als auch für gezielte Tötungen durch den
US-Auslandsgeheimdienst: "Die CIA arbeitet so sehr im Geheimen, dass
wir nicht wissen, wie viele Zivilisten durch CIA-Drohnenangriffe
getötet worden sind. Sie steht außerhalb jeder Kontrolle. Wir wissen
nicht, welche Regeln sie bei Raketenangriffen befolgen müssen und von
wo sie ihre Angriffe starten. Zudem müssen sie nicht, wie das
reguläre Militär, ihre Aktivitäten öffentlich machen und dabei auch
die Anzahl ziviler Opfer benennen."

US-Drohnenangriffe gibt es in den Kriegsgebieten, in denen
US-Streitkräfte direkt involviert sind: Afghanistan, Syrien und Irak.
Betroffen sind aber auch der Jemen, Somalia und, wie eingangs
erwähnt, Libyen. Aus Pakistan werden inzwischen kaum noch Angriffe
gemeldet. Im ersten Amtsjahr von Präsident Trump sind sie allerdings
im Jemen und in Somalia stark angestiegen. Trump hatte die
Entscheidungsgewalt aus dem Weißen Haus an das US-Militär delegiert
und diesem damit weitgehend freie Hand gegeben.

Der damalige CIA-Chef Mike Pompeo hatte sich zudem dafür eingesetzt,
dass der Geheimdienst wieder einfacher als bisher Drohnenoperationen
durchführen kann - auch gezielte Tötungen. Offenbar hat er sich
durchgesetzt, glaubt Emma Knight.

Die Enthüllung, dass der US-Auslandsgeheimdienst den kleinen
Flughafen Dirkou im Norden von Niger für Drohnenflüge nutzt, ist
möglicherweise ein Hinweis darauf, dass die CIA wieder verstärkt auf
Operationen mit unbemannten Flugzeugen setzt. Joe Penney befürchtet
eine Art Revival der CIA: "Ich glaube, das kann man als Eskalation
bewerten. Die größeren Fähigkeiten und vermehrten Drohnenangriffe
sind ein Merkmal der Trump-Regierung. Und ich würde mich nicht
wundern, wenn es an anderen Orten der Welt ähnliche Entwicklungen
gibt, die nur noch nicht bekannt geworden sind."

Dan Gettinger macht in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam, dass
die CIA für ihre Drohnenflüge alle Stützpunkte der Welt nutzen könne,
die auch der US-Luftwaffe zur Verfügung stünden. Die Drohnenbasis in
Dirkou im Norden Nigers sieht Gettinger nur als eine
Überbrückungsmaßnahme an: "Dirkou könnte als temporäre Basis für
US-Drohnen dienen, solange der größere Flughafen in Agadez in Niger
noch im Bau ist. Agadez sollte eigentlich schon 2016 fertig sein.
Aber vermutlich wird er erst nächstes Jahr eröffnet."

Wenn es um Zuständigkeiten und Geld geht, waren CIA und US-Militär
immer wieder Konkurrenten, sagt Dan Gettinger. Gegenwärtig dringe von
solchen Rivalitäten allerdings nichts an die Öffentlichkeit. Wie die
konkrete Zusammenarbeit, respektive die Arbeitsteilung zwischen der
CIA und dem Kommando Spezialkräfte der US-Luftwaffe aussieht, sei
auch nicht bekannt. Beide führten mit Drohnen sowohl
Aufklärungsmissionen als auch gezielte Tötungen durch: "Die
Zuständigkeiten von CIA und Luftwaffe haben sich über die Jahre
verändert. Es ist auch heute nicht klar, welche Behörde, welche
Einheit für welche Angriffe zuständig ist".

Bekannt ist jedoch, dass die USA ihr militärisches Engagement in
Afrika ausbauen. Insbesondere sollen örtliche Regierungen
"ertüchtigt" und unterstützt werden im Kampf gegen wirkliche oder
vermeintliche Terrorgruppen, außer in Libyen und Somalia etwa auch
in Mali und Nigeria. In afrikanischen Staaten sind über 7000 Mann
Spezialkräfte des US-Militärs stationiert. Ihre Anzahl soll etwas
verringert werden, nachdem vier US-Soldaten in Niger bei einem
Einsatz getötet worden sind. Möglicherweise werden die USA auch vor
diesem Hintergrund noch stärker auf Drohnenangriffe setzen - auch auf
gezielte Tötungen. Die genaue Rolle der CIA dabei bleibt unklar.

Damit aber wächst die Gefahr, dass wieder mehr Zivilisten Opfer
solcher Angriffe werden. Die Folge: Terror-Organisation könnten
vergleichsweise einfach neue Anhänger rekrutieren. Zudem geraten
zivile Konfliktlösungen aus dem Blick, wenn der Schwerpunkt auf
militärische Tötungsaktionen gelegt wird. Joe Penney: "Militärische
Operationen gegen sogenannte Terroristen können zwar wirkungsvoll
sein und sie aus bestimmten Räumen vertreiben. Aber sie führen dort
nicht zu mehr staatlichen und sozialen Dienstleistungen. Und sie
bekämpfen nicht die Ideologie."

Wie "Amnesty International" fordert auch Joe Penney, die
CIA-Aktivitäten transparenter zu machen. Doch dazu wird es wohl nicht
kommen.


Dieser Artikel basiert auf einem Beitrag des Autors für die
Senderreihe "Streitkräfte und Strategien" (NDR-Info, 12.01.2019).
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Ausstieg der USA aus INF-Vertrag: Ein Schritt in Richtung Atomkrieg

Von Andre Damon

4. Februar 2019



Auf dem Höhepunkt der Kubakrise 1962, als die Welt am Rand der atomaren
Vernichtung stand, sagte US-Präsident John F. Kennedy zu seinem Bruder
Bobby: "Wenn dieser Planet durch einen Atomkrieg verwüstet wird, wenn 300
Millionen Amerikaner, Russen und Europäer in einem 60-minütigen atomaren
Schlagabtausch umkommen, wenn Brände, Verseuchung, Chaos und Untergang über
die Überlebenden hereinbrechen, dann möchte ich nicht, dass einer der
Überlebenden auf die Frage 'Wie konnte es dazu kommen?' die ratlose Antwort
erhält: 'Ach, wenn man das nur wüsste.'"

Präsident Kennedy, der einen Atomkrieg vermeiden wollte, und den
Mitgliedern seines Generalstabs, die ihn oftmals befürworteten, war noch
nicht bekannt, dass ein solcher Krieg nicht 300 Millionen Menschen, sondern
die gesamte Menschheit vernichtet hätte. Der darauf folgende nukleare
Winter würde, wie Mitte der 1980er Jahre erkannt wurde und heute
wissenschaftlicher Konsens ist, die gesamte Erde für hundert Jahre
unbewohnbar machen.

Auf eine solche nukleare Apokalypse treiben die Vereinigten Staaten heute
nicht nur blindlings zu, sondern bereiten sie direkt vor. Entsprechend
schrieb die maßgebliche außenpolitische Zeitschrift Foreign Affairs
im Dezember 2018: "Prepare for Nuclear War".

Am Freitag vergangener Woche gab US-Außenminister Mike Pompeo bekannt, dass
die Vereinigten Staaten die Einhaltung des INF-Vertrags aussetzen. Dieses
Abkommen, das 1987 zwischen der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten
geschlossen wurde, verbietet den Besitz und die Produktion von Atomraketen
mit Reichweiten zwischen 500 und 5.500 Kilometern. (Russland trat als
Rechtsnachfolger der Sowjetunion in den Vertrag ein.)

Die Aufkündigung des INF-Vertrags zieht nahezu zwangsläufig den Rückzug der
USA aus weiteren globalen Rüstungskontrollabkommen nach sich, insbesondere
aus dem 2011 geschlossenen New-START-Vertrag, der von US-Präsident Trump
als "einer von mehreren schlechten Deals der Obama-Regierung" bezeichnet
wurde.

Das Weiße Haus begründet den Rückzug aus dem INF-Vertrag damit, dass
Russland gegen seine Bestimmungen verstoße. Allerdings hat Moskau
wiederholt angeboten, dass nicht nur die USA, sondern auch internationale
Institutionen und Journalisten seine Raketen inspizieren dürfen. Die
Anschuldigungen des Weißen Hauses werden von Leuten nachgeplappert, die
selbst nicht daran glauben, und von einem Medienapparat, der als Sprachrohr
des Militärs fungiert, nicht in Frage gestellt.

In der New York Times, die getreulich die antirussische Linie des
Weißen Hauses und des Pentagons wiederkäut, sprach der Kolumnist David
Sanger ungeschminkt aus, weshalb die USA den INF-Vertrag wirklich
aufkündigen:

"Die Vertragsbestimmungen hinderten die Vereinigten Staaten daran, durch
die Stationierung neuer Waffen Chinas Bestrebungen entgegenzutreten, seine
Vormachtstellung im Westpazifik zu festigen und amerikanische
Flugzeugträger in Schach zu halten. Als Ronald Reagan und Michail
Gorbatschow, der letzte Führer der rapide bröckelnden Sowjetunion, das 
INF-Abkommen aushandelten, war China noch eine kleine und unbedeutende
Militärmacht."

Hier sind die wahren Motive Washingtons glasklar formuliert: Die USA wollen
die Inselkette rund um das chinesische Festland mit Atomraketen bestücken.
Dennoch geht Sanger davon aus, dass sich seine Leser von der heißen Luft
beeindrucken lassen, die Pompeo über Russlands "schlechtes Benehmen"
verbreitet.

Der Rückzug der USA aus dem INF-Vertrag ist nicht das Ergebnis von Trumps
Vorliebe für Atomwaffen. Sie folgt aus der Neuausrichtung des Militärs der
Vereinigten Staaten auf "Großmachtkonflikte" mit Russland und China.

Seit zwei Jahren ist das US-Establishment zunehmend alarmiert über die
Geschwindigkeit der technologischen Entwicklung Chinas, die es als
Bedrohung nicht nur seiner Profite, sondern auch der Dominanz des 
US-Militärs sieht.

Vor zwanzig Jahren, auf dem Höhepunkt der aufgeblähten Spekulation mit
Aktien von Internetunternehmen, war China kaum mehr als ein
Billiglohnstandort für die Massenproduktion der neuen elektronischen
Geräte, die mit der Revolution in der Kommunikationstechnologie
einhergingen. Amerikanische Unternehmen strichen den größten Teil der
Gewinne ein. Aber heute verschiebt sich das wirtschaftliche
Kräfteverhältnis.

Chinesische Unternehmen wie Huawei, Xiaomi und Oppo erobern einen immer
größeren Teil des globalen Smartphone-Markts. Der Marktanteil ihrer
Konkurrenten Samsung und Apple schrumpft. Der in Shenzhen ansässige
Hersteller DJI ist der unangefochtene Weltmarktführer für Hobby-Drohnen.
Huawei hat gegenüber seinen Konkurrenten mehr als ein Jahr Vorsprung bei
der mobilen Infrastruktur der nächsten Generation, die nicht nur fahrerlose
Autos und "intelligente" Geräte, sondern auch die "autonomen" Waffen der
Zukunft ermöglicht.

Wie der Geheimdienstausschuss des US-Senats in seiner jüngsten
Bedrohungsanalyse warnt: "Für 2019 und darüber hinaus werden die
Innovationen, die die militärische und wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit
vorantreiben, zunehmend außerhalb der Vereinigten Staaten stattfinden, da
die USA ihre Führungsrolle in Wissenschaft und Technologie einbüßen" und
"die Leistungsunterschiede zwischen kommerziellen und militärischen
Technologien schwinden".

Hinter den Atomkriegsplänen der USA steht letztlich ihr wirtschaftlicher
Niedergang im Vergleich zu ihren globalen Konkurrenten. Die Vereinigten
Staaten hoffen, dass sie durch den Einsatz ihres Militärs in der Lage sein
werden, den wirtschaftlichen Aufstieg Chinas einzudämmen und die
Vorherrschaft der USA auf der Weltbühne zu stärken.

Innerhalb des US-Militärs setzt sich allerdings die Auffassung durch, dass
die bloße Androhung der atomaren Vernichtung nicht ausreicht, um
Washingtons Rivalen unter Kontrolle zu halten. Da sowohl Russland als auch
China über eine Flotte von Atom-U-Booten mit ballistischen Raketen
verfügen, würde diese Option, von den Folgen des nuklearen Winters einmal
abgesehen, die Zerstörung der größten Städte in den USA nach sich ziehen.

Und so arbeiten die USA am Aufbau eines "einsatztauglichen", "taktischen"
Atomwaffenarsenals mit verminderter Sprengkraft, einschließlich neuer
atomarer Mittelstreckenraketen. Diese Woche ging ein neuer 
US-Nuklearsprengkopf in Produktion, dessen Sprengkraft die Hälfte bis ein
Drittel der Hiroshima-Bombe beträgt und hundertmal geringer ist als bei den
übrigen Kernwaffensystemen der USA.

Im aktuellen "Nuclear Posture Review", dem Strategiepapier der US-Regierung
zur Rolle von Atomwaffen, ist vorgesehen, solche Waffen in Konflikten
einzusetzen, die mit konventionellen Waffen beginnen. Angeblich soll auf
diese Weise (ob das Pentagon selbst daran glaubt oder nicht) verhindert
werden, dass solche Kriege in einen ausgewachsenen atomaren Schlagabtausch
münden.

Vor knapp 75 Jahren führten die USA in Japan vor, was sie unter einer
"strategischen Bombardierung" verstehen. Nachdem die erste Atombombe auf
Hiroshima, wie der verantwortliche General Curtis E. LeMay prahlte,
Hunderttausende Zivilisten "verbrannt und gekocht und zu Tode gebacken"
hatte, folgte ein zweiter "strategischer Bombenabwurf" auf Nagasaki.
Hauptziel dieses Völkermords war die Einschüchterung der UdSSR.

Im Weiteren wurden die völkermörderischen Triebe des US-Imperialismus
allerdings durch den Fortbestand der Sowjetunion eingedämmt.

Nach der Auflösung der Sowjetunion wurde triumphierend verkündet, dass nun
eine neue Ära des Friedens und der Demokratie anbrechen werde und das "Ende
der Geschichte" gekommen sei. In Wirklichkeit kam ein Vierteljahrhundert
neokolonialer Kriege.

Doch die Kriege im Irak, in Afghanistan, Libyen und Syrien haben ihren
Zweck nicht erfüllt. Obwohl der US-Imperialismus Billionen von Dollar
ausgegeben und unzählige Millionen Menschen getötet hat, ist seine globale
Position nicht besser als bei der Eröffnung des "Kriegs gegen den Terror"
im Jahr 2001.

Jetzt erhöhen die Vereinigten Staaten den Einsatz: Sie setzen den
"Großmachtkonflikt" mit Russland und China auf die Tagesordnung. In seinem
existentiellen Kampf um die globale Hegemonie ist der US-Imperialismus zum
Äußersten bereit. Er kennt keine Skrupel und schreckt auch vor einem
Atomkrieg nicht zurück.

Es gibt im Kapitalismus keinen friedlichen Weg, die globale Krise zu
bewältigen, die mit solcher Gewalt ausgebrochen ist. Wenn die Menschheit
das 21. Jahrhundert überleben soll, muss die Arbeiterklasse in den Verlauf
der Geschichte eingreifen. Sie ist als einzige soziale Kraft in der Lage,
die Kriegsziele der kapitalistischen Herrscher zu durchkreuzen, indem sie
dafür kämpft, die Gesellschaft auf sozialistischer Grundlage neu zu
organisieren.

 * 
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Stunde der Hardliner?

Vom INF-Vertrag zur neuen atomaren Nachrüstung in Europa?

von Jürgen Wagner



Am 2. Februar 2019 suspendierten die USA den INF-Vertrag zum Verbot
landgestützter substrategischer atomarer Mittelstreckenraketen mit
einer Reichweite zwischen 500 und 5.500km. Kurz darauf folgte
Russland, weshalb viel drauf hindeutet, dass das Abkommen in sechs
Monaten endgültig Geschichte sein dürfte. Und auch das dürfte erst der
Prolog für den nächsten Schritt darstellen, nämlich die Aufkündigung
bzw. Nicht-Verlängerung der zweiten tragenden Säule der atomaren
Rüstungskontrolle, des nur noch bis Ende nächsten Jahres geltenden
"New-Start-Vertrags" zur Begrenzung strategischer Nuklearwaffen mit
einer Reichweite über 5.500km.

Einer neuen Schätzung(1) des "Congressional Budget Office" werden die
USA im nächsten Jahrzehnt ihr nukleares Waffenarsenal mit fast 500
Mrd. Dollar "modernisieren". Mit dem im "Nuclear Posture Review"(2)
bereits im Februar 2018 angekündigten Bau "besser" einsetzbarer
Mini-Atomwaffen, wurde laut Informationen des Guardian(3) von Ende
Januar 2019 mittlerweile bereits begonnen. Vor aller Augen bahnt sich
hier mehr als deutlich eine neue atomare Rüstungsspirale an, die
hierzulande auch noch durch lautstarke Rufe nach einer neuen atomaren
"Nachrüstung" - sprich: "Aufrüstung" - befeuert wird.


Irrationaler Kündigungskurs?

Für sein Vorgehen erhielt Washington umgehend Schützenhilfe seitens
der NATO, die in einer Pressemitteilung(4) verlauten ließ: "Die
Verbündeten unterstützen das Vorgehen voll und ganz." Genauso schnell
forderte(5) der polnische Außenminister Jacek Czaputowicz die
Stationierung amerikanischer Atomraketen in Europa. "Es liegt in
unserem europäischen Interesse, dass amerikanische Truppen und
Atomraketen auf dem Kontinent stationiert sind."

Ganz glücklich waren viele andere Verbündete allerdings nicht mit der
US-Entscheidung, nicht zuletzt aus Deutschland wurden wiederholt
Appelle an Washington gerichtet, Anstrengungen zu unternehmen, den
Vertrag doch noch zu retten. Die hatten daran aber ganz offensichtlich
keinerlei Interesse - kein Wunder, schließlich hatte US-Präsident
Donald Trump mit John Bolton jemanden als seinen Nationalen
Sicherheitsberater auserkoren, für den Rüstungskontrollverträge
erklärtermaßen Werke des Teufels sind.

Hieraus erklärt sich auch, weshalb die USA das russische Angebot
ablehnten, das kritisierte Objekt, die SSC-8, von der Washington
behauptet, sie überschreite die zulässige Reichweite, während Moskau
sie mit 480km angibt, vor Ort zu inspizieren. Das Verhalten der
US-Regierung untermauerte wiederum Russlands Verdacht, die USA seien
primär darauf erpicht, den Vertrag zu versenken. Im Deutschlandfunk(6)
etwa wird der Verifikationsexperte Wolfgang Richter zitiert, der
angibt, über die angebotenen Inspektionen hätten sich sämtliche
Zweifel aus dem Weg räumen lassen: "Das würde zumindest einmal
erlauben, das System zu überprüfen, die äußeren Dimensionen zu sehen,
und von daher abzuschätzen, handelt es sich um eine Langstreckenwaffe
oder nicht. Das Detail, also, wird die Rakete nur eine Reichweise von
480 Kilometern haben oder 520, dazu müsste man dann mehr wissen,
beispielsweise das Masseverhältnis zwischen Gefechtskopf und Tank.
Aber die unterstellte Abweichung ist eine sehr große, das könnte man
alles vor Ort feststellen." Vor diesem Hintergrund äußerte(7) sich der
stellvertretende Außenminister Sergej Ryabkow, Russland wolle den
Vertrag retten, aber "kürzliche Ereignisse zeigen deutlich, dass
gewisse Kräfte in den Vereinigten Staaten nicht daran interessiert
sind, uns die Möglichkeit zu geben, ihre fehlerhaften oder gefälschten
Informationen zu widerlegen"

Aus rein militärischer Sicht ist die Kündigung des Vertrages durch die
USA möglicherweise sogar im russischen Interesse. Denn das INF-Verbot
bezog sich nur auf landgestützte, nicht aber auf ungleich teurere see-
oder luftgestützte Raketen. Wie bereits im Herbst letzten Jahres im
National Interest(8) angemerkt wurde, ermöglicht es der US-Ausstieg
Russland nun, so gewünscht, sein militärisches Arsenal um ein
Vielfaches kostengünstiger auszubauen, als es unter den
INF-Beschränkungen möglich wäre. "Ein Rückzug vom INF-Vertrag wird
aller Wahrscheinlichkeit dazu führen, dass ungeachtet der
konkurrenzlosen nuklearen Arsenale, über die beide Länder ohnehin
bereits verfügen, Milliarden von Dollar für neue amerikanische und
russische Waffen ausgegeben werden. Diese Waffen werden das Risiko und
die Zerstörungskraft eines Atomkriegs auf europäischem Boden
vergrößern. Mehr noch: Die Waffen spielen mehr Russlands Stärken in
die Hände als denen der USA, die Schwierigkeiten haben werden,
Gastgeber in Europa und Asien zu finden."

Eine plausible Erklärung für das scheinbar irrationale Verhalten ist,
dass es Washington in Wahrheit überhaupt nicht primär um Russland und
dessen tatsächliche oder vermeintliche Vertragsverletzung geht, wie
etwa ein Kommentar in der Neuen Osnabrücker Zeitung(9) vermutet:
"Washington begründet die Kündigung des INF-Vertrags damit, dass
Moskau den Vertrag verletze. Wirklich? Natürlich kann das so sein,
doch die USA haben keine Beweise für einen russischen Verstoß
veröffentlicht. Es spricht auch nicht gerade für die US-Regierung,
dass sie russische Einladungen, den strittigen Marschflugkörper zu
begutachten, und Gesprächsangebote ausgeschlagen hat. Da drängt sich
der Verdacht auf, dass es den USA in Wirklichkeit um etwas anderes
geht: um die Möglichkeit, selbst neue Waffensysteme zu bauen und zur
Abschreckung zu stationieren, vor allem in Ostasien, ohne die lästigen
Fesseln eines Abrüstungsvertrags. Denn nicht Russland ist im Visier,
sondern China. Washington sieht sich durch den INF-Vertrag zunehmend
ins Hintertreffen geraten gegenüber Peking, seinem Dauergegner, der in
diesen Vertrag nicht einbezogen ist."


Rufe nach Nachrüstung

Präsident Wladimir Putin erklärte(10) mehr als deutlich, von
russischer Seite würde erst in eine Rüstungsspirale im Bereich der
Mittelstreckenraketen eingestiegen, sollte die NATO den Anfang damit
machen: "Russland wird weder Mittelstreckenraketen [...] in Europa
noch irgendwo sonst stationieren, solange keine dementsprechenden
US-Waffen in den jeweiligen Regionen der Welt stationiert werdend."

Angesichts solcher Aussagen ist es schwer vorstellbar, dass Russland
zuerst mit der großangelegten Stationierung von Mittelstreckenraketen
beginnt, erst ein solcher Schritt durch die NATO würde dies auslösen.
Insofern erscheint das Argument der Nachrüstungsbefürworter, nur so
könne Sicherheit und Stabilität garantiert werden, gelinde gesagt als
reichlich fragwürdig. Dennoch schlug unmittelbar nach der
Suspendierung die Stunde der Hardliner, die ohnehin schon länger eine
atomare Nachrüstung mehr oder minder offen fordern. Unter ihnen
sorgten besonders Aussagen(11) von Außenminister Heiko Maas für
Empörung, der ziemlich deutlich machte, dass er von einer solchen
Nachrüstung aktuell zumindest nichts wissen will: "Europa ist nicht
mehr geteilt wie in Zeiten des Eisernen Vorhangs und deshalb sind alle
Antworten aus dieser Zeit völlig ungeeignet, die Herausforderungen,
mit denen wir es jetzt zu tun haben, zu beantworten."

Lautstark meldete sich etwa der Politikprofessor Christian Hacke zu
Wort, der schon länger für eine deutsche Atombewaffnung trommelt.(12)
Bei Report München ließ er folgendes vom Stapel: "Russland ist zu
kalkulieren, nämlich als revisionistische Macht. Und Putin ist ein
erstklassiger Machiavellist, der genau weiß, wie er die russische
Stärke wieder aufbaut. [...] Das ist alles brandgefährlich. Und dann
sind wir in einer Situation, brutal ausgedrückt, realistisch, sind wir
Hammer oder sind wir Amboss? Und wir sind als Nicht-Nuklearmacht
einfach Amboss. Und wir sind von anderen abhängig und wenn man drüber
diskutiert, dann geht es vor allem um unsere eigene, um unsere
nationale Sicherheit."

Carlo Masala von der Bundeswehruniversität in München wird in der
Süddeutschen Zeitung (SZ)(13) folgendermaßen zitiert: "Das größte
Problem an der Diplomatie von Heiko Maas liegt darin, dass er eine
Option kategorisch ausschließt: auf den Bruch des Abkommens mit der
Stationierung von Mittelstreckenraketen zu antworten. Ohne diese
Drohung gibt es für Moskau null Anreize, in den Vertrag
zurückzukehren."

Gerne beklagt wird in diesem Zusammenhang auch, dass es heutzutage
keinen zweiten Helmut Schmidt gäbe, der seinerzeit als Bundeskanzler
maßgeblich die erste Nachrüstung zu verantworten hatte. So zitiert
etwa der Deutschlandfunk(14) Thomas Kleine-Brockhoff vom German
Marshall Fund: "Thomas Kleine-Brockhoff runzelt die Stirn: 'Was ich
nicht sehe, ist irgendeine Person in Verantwortung, die eine Rolle des
strategischen Realismus übernimmt - ich sehe keinen Helmut Schmidt.'
Der Leiter des German Marshall Funds kritisiert vor allem die
Positionierung von Außenminister Maas, eine mögliche Stationierung von
Mittelstreckenwaffen in Deutschland schon jetzt auszuschließen."


Von Schopenhauer und Schmidt

Schon Mitte Dezember taten sich Masala und Kleine-Brockhoff mit
Heinrich Brauss zusammen und lasen der "europäischen Debatte" um den
INF-Vertrag in der FAZ die Leviten. Diese sei von der
"Schopenhauerschen Maxime der Welt als Wille und Vorstellung" geprägt,
nötig sei dagegen "Mehr Realismus, bitte!", wie der Titel des Artikels
lautete. Es sei "unbedingt zu vermeiden [...] schon jetzt irgendwelche
Optionen vom Tisch zu nehmen, so wie das jene tun, die eine erneute
Stationierung von Mittelstreckenraketen auf europäischem Nato-Gebiet
trotz des neuen russischen Drohpotentials kategorisch ausschließen
wollen." Dagegen könne es erforderlich sein, "notfalls Verhandlungen
mit glaubwürdiger Androhung von militärischen Gegenmaßnahmen zu
erzwingen."

Mangelnder Realismus der Entscheidungsträger, das ist ein Vorwurf, mit
dem sich der Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz, Wolfgang
Ischinger, voll und ganz identifizieren kann. Ebenfalls von Report
München wurde er befragt, ob er von einem Erstarken der
Friedenbewegung im Falle einer neuen Nachrüstung ausgehe, wie dies
bereits in den 80ern der Fall gewesen war: "Lassen sie es mich einmal
von der anderen Seite her versuchen zu beantworten. 1978/79, als das
Problem der russischen SS-20 auftauchte, das was das System, das
damals Anlass gab, über eine Nachrüstung nachzudenken, damals [...]
stellte sich der damalige Bundeskanzler Helmut Schmidt hin und hielt
eine Brandrede und sagte, wir können das nicht hinnehmen. [...] Er hat
also damals das Signal gesetzt: Da müssen wir gegenhalten! Wir müssen
die Balance, das Gleichgewicht möglicherweise durch Nachrüstung
herstellen. Ich kann im Augenblick ehrlich gesagt keine Regierung in
Westeuropa [...] erkennen, die bereit wäre, sich so hinzustellen und
zu sagen, wir machen das jetzt nach dem Rezept von Helmut Schmidt Ende
der 70er Jahre. Wir sind der nuklearstrategischen Debatte weitgehendst
entwöhnt. Und unsere Wähler, unsere Bevölkerung damit vertraut zu
machen, dass es hier tatschlich um eine reale Bedrohung unserer
Sicherheitslage geht, das ist schwierig in einer Lage, in der viele
Westeuropäer sozusagen von der Friedensdividende träumten. [...] Es
ist wirklich eine schwere Erschütterung, auf die wir nicht gut
vorbereitet sind. Und deswegen wäre ich sehr skeptisch und ich würde
fürchten, dass hier gewaltige Aufwallungen von friedensbewegten und
pazifistischen und sonstigen Gruppen tätig werden würden und dass es
uns sehr sehr schwer fallen würde, eine angemessene politische,
abrüstungspolitische, strategische Antwort auf diese Lage zu finden,
in die wir jetzt anscheinend hineinschlittern."

Augenscheinlich sieht Ischinger in der Sorge vor diesem
friedenspolitischen Protestpotenzial augenblicklich eine wesentliche
Ursache dafür, dass in der heutigen SPD bislang noch keiner seinen
Schmidtschen Moment erlebt hat. Es wird aber sicher in der nächsten
Zeit durch Aktionen der Friedensbewegung erforderlich sein, dafür zu
sorgen, dass dies auch so bleibt.


Anmerkungen:

(1) http://www.imi-online.de/2019/01/27/us-atomarsenal-kosten/

(2) https://dod.defense.gov/News/SpecialReports/2018NuclearPostureReview.aspx

(3) https://www.theguardian.com/world/2019/jan/28/us-nuclear-weapons-first-low-yield-warheads-roll-off-the-production-line?CMP=share_btn_tw

(4) https://www.nato.int/cps/en/natohq/news_162996.htm

(5) http://www.spiegel.de/politik/ausland/inf-abkommen-polnischer-aussenminister-fordert-us-atomraketen-in-europa-a-1251157.html

(6) https://www.deutschlandfunk.de/zerfall-des-inf-vertrags-die-wiederkehr-des-atomaren.724.de.html?dram:article_id=439771

(7) https://www.tagblatt.de/Nachrichten/Rueckkehr-des-Raketen-Pokers-402950.html

(8) https://nationalinterest.org/blog/buzz/rip-inf-treaty-welcome-new-arms-race-34457?page=0%2C1

(9) https://www.stern.de/politik/ausland/usa-kuendigen-inf-vertragnicht-russland-ist-im-visierdas-medienecho-8562036.html

(10) https://www.strategic-culture.org/pview/2019/02/02/breaking-news-vladimir-putin-held-meeting-on-inf-treaty-with-lavrov-shoigu.html

(11) https://www.faz.net/aktuell/politik/aussetzung-des-inf-vertrags-maas-fordert-weltweite-abruestungsinitiative-16020811.html

(12) http://www.imi-online.de/2018/07/30/deutsche-atombombe/

(13) https://www.sueddeutsche.de/politik/inf-vertrag-russland-usa-interview-1.4310955

(14) https://www.deutschlandfunk.de/zerfall-des-inf-vertrags-die-wiederkehr-des-atomaren.724.de.html?dram:article_id=439771

(15) https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/inf-debatte-mehr-realismus-bitte-15939894.html

(16) https://www.br.de/mediathek/video/wolfgang-ischinger-im-interview-viel-schlimmer-kann-es-eigentlich-nicht-kommen-av:5c50bbfa25d482001c7bf1bd
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Ostdeutsches Denkmal

von Frank Schumann



Hans Modrow vollendet Ende des Monats sein 91. Lebensjahr und ist in
einer beneidenswert guten Verfassung, was nicht nur er mit Dankbarkeit
und Demut quittiert. Sie erlaubt ihm nicht nur weite Reisen zu machen
(im September war er in diplomatischer Mission zwischen Bejing,
Pjöngjang und Seoul unterwegs, demnächst bricht er nach Havanna auf).
Er arbeitet auch unverändert innenpolitisch und mit Strategie, was ihn
in seiner Partei Die Linke eher zu einer Ausnahme macht. So treibt
Modrow seit Jahren BND und Verfassungsschutz mit seinem
Auskunftsersuchen vor sich her - vor Jahresfrist gab ihm das Leipziger
Bundesverwaltungsgericht Recht, und das obendrein im gleichen Saale,
wo einst der Reichstagsbrandprozess erfolgte. Der Bundesbürger Modrow
verlangt von den vormals westdeutschen Diensten, was seinerzeit die
Ostdeutschen von ihrem Dienst forderten: Ich will meine Akte! Die
Stasi-Unterlagen können seit 1992 mit beachtlicher staatlicher
Unterstützung studiert werden, die Einsicht in die anderen
Geheimdienstpapiere hingegen wird beharrlich verweigert: aus
archivrechtlichen Gründen (30 Jahre) und wegen des Datenschutzes (auch
verstorbene Spitzel haben Angehörige). Die westlichen Dienste haben
mindestens 65.000 DDR-Bürger ausgespäht, wie eine von Modrow angeregte
Kleine Anfrage der Linksfraktion an die Bundesregierung ergab. Er zum
Beispiel wurde, wie die ersten an ihn übergebenen Dokumente zeigten,
seit den 50er Jahren systematisch bespitzelt. Seine Observation endete
laut Auskunft des damaligen Bundesinnenministers angeblich 2012. Da
war Modrow zwischenzeitlich Abgeordneter des Bundestages und des
Europaparlaments gewesen und der Kalte Krieg gegen die DDR aufgrund
ihres Verschwindens Geschichte. Warum also?

Gleiches Recht für alle, verlangt das Grundgesetz, und auch Hans
Modrow fordert es für sich und seine ostdeutschen Landsleute
hartnäckig ein. Die Akten-Frage ist dabei von zentraler Bedeutung. Sie
dient nicht der Befriedigung privater Neugier sondern der Herstellung
von Gleichberechtigung vor dem Gesetz.

Überhaupt die Geschichte. In diesem Jahr wird die Bundesrepublik
siebzig, und die DDR ging vor dreißig Jahren unter. Was lehrt uns die
Vergangenheit für die Zukunft? Im fernen Korea, im Norden wie im
Süden, hat man ihn sehr genau befragt, welche langfristigen Folgen die
deutsch-deutsche Vereinigung hatte und hat. Diese Fehler möchte man
dort nicht wiederholen.

Modrow sieht die Beschäftigung mit diesen Fragen hierzulande als
Zukunftsprojekt. In diesem Sinne ist er nicht nur bei Marx, sondern
auch bei Bismarck: "Man muss mit den Realitäten wirtschaften und nicht
mit Fiktionen." Der von ihm seit Jahren geführte Ältestenrat in der
Links-Partei wird auf sein Drängen dazu erneut Impulse setzen, indem
zunächst bilanziert wird. Was sind die Gemeinsamkeiten zwischen Ost
und West, und wo liegen die Unterschiede? Welche lassen sich einebnen,
welche muss man betonen? Was dann eine spezifische Herausforderung für
die einstige "Kümmererpartei" im Osten wäre, denn deren Platz hat
- scheinbar - inzwischen eine andere übernommen, was für die
Demokratie des ganzen Staates fatal ist.

Die Bedeutung Modrows für dieses Land haben mehrere Jahre lang zwei
auswärtige Wissenschaftler untersucht, wobei sie sich - das liegt an
ihrer Profession - mehr auf die Vergangenheit denn auf die politische
Gegenwart konzentrierten. Der österreichische Historiker Michael
Gehler und sein Partner Oliver Dürkop planten ursprünglich, Hans
Modrow als Zeitzeugen zu den Beziehungen zwischen der DDR und
Österreich zu befragen, und zwar in jener Phase, als dieser 1989/90
Ministerpräsident der zweiten deutschen Republik und damit de facto
Widerpart von Bundeskanzler Helmut Kohl war. Offenkundig haben die
beiden Zeitgeschichtler bald bemerkt, auf welche Goldader sie da
gestoßen waren, weshalb die Sache sich immer mehr ausweitete. Sie
gruben in Archiven, sichteten Publikationen, sprachen mit anderen über
Modrow und mit diesem selbst. Zwischen 2014 und 2018 trafen sie sich
sieben Mal und interviewten ihn ausführlich. Herausgekommen ist ein
fast sechshundert Seiten dickes Geschichtsbuch, das die Autoren
Zeitzeugendokumentation nennen.

Gewiss haben kundige Ostdeutsche einen subjektiv anderen Blick auf
diese Zeit und auf die Person Hans Modrow als die beiden. Das mag an
deren um Objektivität bemühter Betrachtungsweise liegen. Abstraktion
und Distanz schließen naturgemäß Emotionalität aus. Im Wissen um die
Tatsache, dass angeblich der Zeitzeuge Feind des Historikers sei
(Wolfgang Kraushaar), wandeln Gehler und Dürkop auf einem schmalen
Grat. Auf der einen Seite wissen sie um den Deutungsanspruch von
Zeitzeugen, den sie respektieren, auf der anderen Seite wollen sie die
eigene Deutungskompetenz behaupten und damit ihren Kollegen Martin
Sabrow indirekt widerlegen, der eine "schleichende Entmachtung der
Historikerzunft" durch Zeitzeugen ausgemacht hat. Zeitgeschichte ist
eine ziemlich vertrackte Angelegenheit, wenn der Pulverdampf noch
nicht vom Schlachtfeld verzogen und nicht alle Beteiligten verstummt
sind.

Hans Modrow wird durch diese umfangreiche, sehr komplexe,
vielschichtige Arbeit akademisch aufgewertet, gleichsam geadelt, wie
eine Rezensentin befand, ihm werde dadurch die Achtung und
Aufmerksamkeit zuteil, die er verdiene, was zutreffend heißt: Sie
wurde ihm bislang verweigert oder nur in Maßen zugestanden. Alle Welt
rühmt Kohl als Kanzler der Einheit - aber Modrow, der in jener
kritischen Zeit als ostdeutscher Ministerpräsident Chaos und
Blutvergießen verhinderte, der mit Weitsicht und Empathie handelte und
nicht mit Bimbes, wird gleiche Anerkennung beharrlich von der
offiziellen Bundesrepublik verweigert. Das Buch kratzt an dieser
fortdauernden Missachtung, die eben kein singulärer Vorgang ist.

"In Verantwortung. Hans Modrow und der deutsche Umbruch
1989/90." Herausgegeben von Oliver Dürkop und Michael Gehler.
Studien Verlag Innsbruck-Wien-Bozen, 581 Seiten, 49,90 Euro
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PREIS/2222: WDR-Koproduktion "One Child Nation" gewinnt beim Sundance Film Festival (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 3. Februar
2019

WDR-Koproduktion ONE CHILD NATION gewinnt beim Sundance Film
Festival



Der Dokumentarfilm ONE CHILD NATION von Nanfu Wang und Jialing Zhang
erhielt den Hauptpreis beim Sundance Film Festival (Grand Jury Prize),
das soeben zu Ende ging. Das Sundance Film Festival in Park City, Utah
(24.1.-3.2.2019) gilt als wichtigste Plattform für unabhängige
Produktionen in Nordamerika und wurde 1981 von Robert Redford
gegründet. Das Festival war in diesem Jahr stark von Regisseurinnen
geprägt. Fünf der Hauptpreise gingen an Frauen, einer an einen
Filmemacher.

ONE CHILD NATION beschäftigt sich mit der Ein-Kind-Politik in China,
die von 1979 bis 2015 mit unerbittlicher Härte durchgesetzt wurde.
Massive Staatspropaganda und die Androhung harter Sanktionen und
Strafen haben das chinesische Volk 35 Jahre lang in Angst und
Schrecken leben lassen. Die von der Regierung gesteuerte strikte
Familienplanung hat einen Männerüberschuss, eine Überalterung der
Gesellschaft und einen Menschenhandel in bisher ungeahnten Ausmaßen
hervorgerufen.

Die beiden heute in den USA lebenden Regisseurinnen Nanfu Wang und
Jialing Zhang kehrten für ihren Film nach China zurück, um die
nachhaltigen und verheerenden Folgen der Ein-Kind-Politik
aufzuarbeiten. Sie sprachen mit Hebammen, Dorfvorstehern und
Journalisten und erzählen unglaubliche Geschichten über
Zwangsabtreibungen bis spät in die Schwangerschaft, Sterilisation, aus
Verzweiflung ausgesetzte Kleinkinder und staatlich geförderte
Entführungen. Die Regisseurin Nanfu Wang, seit zwei Jahren selbst
Mutter, entdeckt in ihrer eigenen Familie, welche ungeheuren
Entscheidungen getroffen werden mussten, um die harten Strafen des
Staates zu umgehen.

Weltweit wurde die Ein-Kind-Politik als selbstverständlicher Teil der
Geschichte und Kultur Chinas angesehen. Mit neuen Informationen über
Zehntausende von verlassenen und entführten Kindern (fast alle von
ihnen sind Mädchen) bricht der Film das jahrzehntelange Schweigen über
die kontinuierlichen Menschenrechtsverletzungen - eine nationale
Tragödie und ein Trauma, das unzählige Leben geprägt und zerstört hat.

Die Presse hatte den Film bei der Weltpremiere am Samstag, den 26.1.
in Park City, Utah, sehr positiv aufgenommen:

The Hollywood Reporter 26.1.2019

"Hoch informativ und gleichzeitig mit großem persönlichem Anteil und
klarsichtigem Mitgefühl ist dieser Film eine gewaltige Anklage eines
traumatisierenden sozialen Experiments, das umso mehr schockiert durch
den Erfolg der Propagandamaschinerie, die die Menschen bis zum
heutigen Tag an die Notwendigkeit (der Ein-Kind-Politik) glauben
lässt."

Indie Wire, 31.1.2019

"Mit einem ganz persönlichen Blick untersucht Nanfu Wang die
Auswirkungen der Propaganda auf kaputt gegangene Familien über mehrere
Generationen. (...) Es ist eine brillante Kombination kultureller
Berichterstattung und zwischenmenschlicher Aufarbeitung."

Der Film ist eine WDR-Koproduktion mit Next Generation Production,
ITVS, Motto Pictures, Pumpernickel Films in Zusammenarbeit mit ARTE
und BBC, SVT, DR, VG-TV, EO.

(Redaktion: Christiane Hinz / Jutta Krug)
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PREIS/2221: Deutscher Fernsehpreis für "Der große Rudolph" (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Deutscher Fernsehpreis

BR freut sich über Auszeichnungen für "Der große Rudolph"



Die BR-Koproduktion "Der große Rudolph" (BR, ARD Degeto, ORF, WDR) hat
zwei Deutsche Fernsehpreise erhalten. Lena Urzendowsky gewann am
Donnerstag, 31. Januar 2019, den Förderpreis für ihre Darstellung
einer jungen Verkäuferin in der Gesellschaftssatire. Eine weitere
Auszeichnung geht an Martina Müller (Kostümbild) und Jana Karen
(Szenenbild) für die Ausstattung in "Der große Rudolph".

"Lena Urzendowsky verdient zurecht den Förderpreis der Jury des
 Deutschen Fernsehpreises für ihre herausragende schauspielerische
 Leistung in der märchenhaften Gesellschaftssatire 'Der große
 Rudolph'. Sie verkörpert die unauffällige und ungeschickte Evi mit
 großer Leichtigkeit, aber auch mit unglaublicher Intensität. Ebenso
 verdient geht der Preis in der Kategorie 'beste Ausstattung' für
 ein authentisches München der 80er Jahre in 'Der große Rudolph' an
 Martina Müller und Jana Karen. Meine allerherzlichsten Glückwünsche
 an die Preisträger!"

 Bettina Ricklefs, BR-Programmbereichsleiterin Spiel-Film-Serie



Im München der 80er-Jahre ist Rudolph Moshammer (Thomas Schmauser) der
prominenteste Modemacher. Das reicht aber seinen stillen Teilhabern
und Finanziers nicht mehr aus. Sie wollen, dass der Laden in der
Maximilianstraße auch den Hoch- und Geldadel, die Reichsten der
Reichen als Kunden gewinnt.

Deshalb sucht Rudolph Moshammer - zum Entsetzen seiner Mutter Else
(Hannelore Elsner) - für den Verkauf eine junge, verführerische Frau.
Er findet die auf den ersten Blick nicht besonders auffallende und
ungeschickte Evi (Lena Urzendowsky), eine junge Fußpflegerin aus
Augsburg. Aus ihr, so erklärt Rudolph, werde er eine aufregende Frau
machen. Ein Ereignis.

Und tatsächlich: Mit Evis Hilfe gewinnt Moshammer Herzen und
Geldbörsen der wahrhaft Reichen - wäre da nicht seine Mutter, die im
Hintergrund Intrigen schmiedet.

Eine erfundene Geschichte, die von Schönheit, Geld und Glamour
handelt, aber auch von der Freundschaft zweier Außenseiter und
Einzelgänger im leuchtenden, glamourösen München des Jahres 1983.


Stab und Besetzung "Der große Rudolph"

Darsteller: Thomas Schmauser, Hannelore Elsner, Lena Urzendowsky,
Robert Stadlober, Sunnyi Melles, Hanns Zischler, Franziska Schlattner,
Lara Mandoki, Daniel Christensen, Gerhard Wittmann u.a.

Ausstattung: Martina Müller (Kostümbild), Jana Karen (Szenenbild)

Drehbuch und Regie: Alexander Adolph

Redaktion: Claudia Simionescu (BR), Claudia Grässel (ARD Degeto),
Klaus Lintschinger (ORF), Corinna Liedtke (WDR)

Produktion: Producers at Work (Produzent: Christian Popp), Wilma Film
im Auftrag von BR, ARD Degeto, ORF, WDR

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Januar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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FEATURE/1190: Deutschlandfunk - Muslimische Roma in Düsseldorf, 5.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Moschee am Bahndamm

Muslimische Roma in Düsseldorf

Von Ulla Lachauer

Deutschlandfunk 2015

Das Feature

Dienstag, 5. Februar 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Seit 17 Jahren kommen sie hier zum Freitagsgebet zusammen - in einem
Konfirmandensaal, den sie mit Koransuren und blauen Kacheln geschmückt
haben. Iman Ajdini, ein junger Theologe aus dem mazedonischen Skopje,
predigt in Romanes, der Muttersprache der Gemeindemitglieder. Die
meisten sind in den 60er-Jahren als Gastarbeiter gekommen, Jugoslawen,
wie es damals hieß. Dass sie Roma und Muslime waren (aus Mazedonien,
dem Kosovo, Serbien), haben sie lange verborgen. Erst mit dem
Jugoslawienkrieg, der einen großen Exodus nach Westeuropa auslöste,
war die Vergangenheit wieder da: Plötzlich standen muslimische Roma
aus ihren Heimatorten vor der Tür, Nachbarn von einst, Verwandte. Nach
und nach fanden sie in der neuen Heimat Deutschland zusammen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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HÖRSPIEL/1891: Deutschlandfunk Kultur - "Jobcenter" von Enzo Cormann, 6.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Jobcenter

Hörspiel von Enzo Cormann

DKultur 2016/58'53

Hörspiel

Mittwoch, 6. Februar 2019, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Smec, arbeitsloser Ingenieur, Anfang 50, handelt nicht nach den Regeln
des Jobcenters. Er beschafft sich eine Waffe. "Was ist ein Mensch wert
ein Mensch der diesen Namen verdient mit jedem Monatsende hielt mir
mein Gehaltsauszug seine bezifferte Antwort bereit die nicht zu
entziffern war brutto und netto Prämien und Abzüge was ist der Preis
eines Lebens meines Lebens dumme Fragen unpassend infantile
Fragestellung sinnlos denn auf jeden Fall wie auch immer die Frage
lautet Sie werden doch nie eine Antwort erhalten." (Enzo Cormann)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MELDUNG/1835: Deutschlandfunk - Thomas C. Breuer verabschiedet sich von deutschen Bühnen, 6.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Letzter Aufruf!

Thomas C. Breuer verabschiedet sich von deutschen Bühnen

Von Axel Naumer

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 6. Februar 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Am 30. November 1977 stand Thomas C. Breuer zum ersten Mal mit einem
Kabarettauftritt auf der Bühne. Nach über 40 Jahren hört er nun auf.
Schon etwas länger. Und auch nicht ganz. Sein Buch dazu nennt er
deshalb sinnigerweise "Letzter Aufruf, Abschiedstournee Volume 1". Den
allerletzten Deutschland-Auftritt hat er nun tatsächlich absolviert,
in Trier, wo seine Karriere als Kabarettist begann. Axel Naumer
porträtiert den weitgereisten, musikalischen, fernsehverweigernden,
gelegentlich unterschätzten Schriftsteller und Kabarettisten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MELDUNG/1834: COSMO und die WDR Datenunit schlagen eine Brücke in den Nahen Osten, ab 4.2.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. Februar
2019

Zaatari trifft Minden

COSMO und die WDR Datenunit schlagen eine Brücke in den Nahen Osten



COSMO und die WDR Datenunit schlagen ab Montag, 4. Februar 2019, mit
einem großen Multimedia- und Datenspecial eine ungewöhnliche Brücke:
Von Zaatari in der jordanischen Wüste, einem der größten
Flüchtlingslager der Welt, in das grüne, idyllische Minden bei
Bielefeld. Zwei Orte, die auf den ersten Blick grundverschieden sind -
und doch ein spannendes Spiegelbild bieten: Denn beide Orte haben etwa
80.000 Einwohner und lassen sich daher gut vergleichen. Wie viel
Wasser steht den Bewohnern pro Tag zur Verfügung? Und wie stark
unterscheidet sich die Altersstruktur in Zaatari und Minden?

Nicht nur Zahlen wurden ausgewertet: Reporterinnen und Reporter sind
für COSMO nach Zaatari und Minden gereist und haben mit den Bewohnern
über ihren Alltag gesprochen und festgestellt: Obwohl 3.500 Kilometer
dazwischen liegen, sind sich Zaatari und Minden auf menschlicher Ebene
gar nicht so fern.

So wird das oft abstrakte Thema "Geflüchtete im Nahen Osten" besonders
anschaulich und greifbar. Mit Grafiken, Fotos, Audio-Beiträgen und
Videos wird deutlich, was es zum Beispiel heisst, kaum oder viel
Wasser zur Verfügung zu haben, oder um jeden kleinen Hilfsjob kämpfen
zu müssen. Dabei kommen die Bewohner von Zaatari und Minden auch
persönlich zu Wort. So wird ein Porträt dieser Städte gezeichnet, das
statistische Daten mit emotionalen Einblicken kombiniert.


Das Programm im Überblick:

Im Hörfunk berichtet COSMO täglich ab dem 4. Februar innerhalb der
Themenwoche "Zaatari trifft Minden - wir schlagen eine Brücke in den
Nahen Osten" mit Kollegengesprächen und Beiträgen über das Projekt.
Auf allen digitalen Ausspielwegen von COSMO gibt es aufbereitete
Grafiken, Videos und Storys. Die WDR Lokalzeit Bielefeld berichtet am
Dienstag, 05.02.2019, ebenfalls über das Projekt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 1. Februar 2019
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AUGEN/488: Meditation - Eine neue Therapie zur Verringerung des Augeninnendrucks bei Glaukom (idw)


Universitätsklinikum Magdeburg - 30.01.2019

Meditation: Eine neue Therapie zur Verringerung des Augeninnendrucks bei Glaukom



Eine neue Studie im Journal of Glaucoma zeigt, dass Achtsamkeitsmeditation
den Augeninnendruck bei Patienten mit grünem Star erheblich senkt,
stressbedingte Biomarker reduziert und die Lebensqualität deutlich
verbessert

Hoffnung für Glaukom-Patienten: In einer wegweisenden Studie im Journal of
Glaucoma, Zeitschrift der World Glaucoma Association, wurde ein neues
Verfahren zur Behandlung des Augenleidens "Glaukom" vorgestellt. Patienten
mit primärem Offenwinkelglaukom zeigten nach Teilnahme an einem
dreiwöchigen Programm mit Achtsamkeitsmeditation signifikante
Verbesserungen des Augeninnendrucks, Verringerung der Stresshormone und
einen Anstieg der Lebensqualität im Vergleich zur Kontrollgruppe, die
nicht teilnahm.

"Wir wissen, dass chronischer Stress zu einer Erhöhung des Blutdrucks
führen kann (systemische Hypertonie), denken jedoch selten über seine
bekannte Wirkung auf das Auge nach, wo Stress einen hohen Augeninnendruck
(IOP) hervorruft. Dies ist die erste Studie, die zeigt, dass ein
Entspannungsprogramm mit Meditation den IOP bei Glaukompatienten senken
und ihre Lebensqualität verbessern kann, indem Stresshormone wie Cortisol
gesenkt werden. Achtsamkeitsmeditation ist selbst für ältere und
bettlägerige Patienten einfach durchzuführen", sagte der Leiter der
Studie, Dr. Tanuj Dada, vom Dr. Rajendra Prasad Center für Augenheilkunde
des All India Institute of Medical Sciences in Neu Delhi, Indien.

Prof. Dr. Bernhard Sabel vom Institut für Medizinische Psychologie der
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, Koautor der Studie, fügte hinzu:
"Die Studie legt nahe, dass psychischer Stress eine der Hauptursachen für
erhöhten Augeninnendruck ist. Die Anwendung dieser uralten
Meditationstechnik zur Verringerung von Stress ist ein wirksames Mittel,
um das Gesamtbefinden der Patienten, und nicht nur das Auge, mit einem
ganzheitlichen Ansatz zu behandeln und das allgemeine Wohlbefinden der
Patienten zu verbessern."

Die Wissenschaftler teilten 90 Glaukom-Patienten zufällig einer von zwei
Gruppen zu. Eine Gruppe praktizierte jeden Morgen 60 Minuten mit einem
ausgebildeten Yogalehrer für einen Zeitraum von drei Wochen ein
Meditations- und Atemübungsprogramm, während die Teilnehmer weiterhin ihre
Augentropfen nahmen. Die zweite Gruppe nahm ebenfalls weiterhin
Augentropfen ein, meditierte jedoch nicht. Nach drei Wochen zeigten 75
Prozent der meditierenden Patienten eine signifikante Verringerung ihres
Augeninnendrucks um ca. 25 Prozent; eine Verbesserung, die in der
Kontrollgruppe nicht beobachtet wurde. Darüber hinaus konnten durch die
Meditation Stress-Indikatoren wie Cortisol-Spiegel (Stresshormon),
oxidative Stressbiomarker und pro-inflammatorische Marker (Interleukine)
reduziert werden. Des Weiteren konnte ein Anstieg von Entspannungsmarkern
wie Beta-Endorphinen und neurotrophischen Faktoren im Gehirn nachgewiesen
werden.

Das Glaukom ist die häufigste Erblindungsursache und betrifft fast 70
Millionen Menschen weltweit. Die Senkung des Augeninnendrucks ist die
einzige bewährte Therapie, die derzeit mit Augentropfen, Lasertherapie
oder Operationen erreicht wird. Diese Therapien sind teuer und können
okulare und systemische Nebenwirkungen haben, welche die
gesundheitsbezogene Lebensqualität von Glaukom-Patienten beeinträchtigen.
Ziel der hier vorgestellten traditionellen Behandlung ist es, den
Augeninnendruck zu reduzieren, wodurch weitere Schäden am Sehnerv
verhindert werden. Durch den Einsatz der Meditation sinkt der Bedarf an
Medikamenten, wodurch Nebenwirkungen verringert und Kosten für den
Patienten und das Gesundheitssystem gesenkt werden können. Darüber hinaus
reduziert Meditation die allgemeinen Stresshormone, was die Lebensqualität
der Patienten insgesamt verbessert und dabei hilft, die durch den
Sehverlust verursachte psychische Belastung erfolgreicher zu bewältigen.

"Unsere Ergebnisse eröffnen einen spannenden Ansatz, die Kraft des Gehirns
zur Heilung von Leiden des menschlichen Körpers zu nutzen. Ein Großteil
der menschlichen Krankheiten beruht auch auf einer psychologisch/
psychosomatischen Komponente, und es ist die Psychologie des Patienten,
auf die die Meditation abzielt. Die Reduktion des Stresshormonspiegels
kann sich auf viele Organe im Körper günstig auswirken, einschließlich der
Augen. Es sind nun weitere Untersuchungen erforderlich, um diese neue
Perspektive zu erforschen und um zu ermitteln, ob durch Meditation auch
das Fortschreiten des Sehverlusts zu reduzieren, zu stoppen oder
vielleicht sogar eine Wiederherstellung des Sehvermögens zu erreichen
ist", erklärte Professor Sabel.

Obwohl Yoga und Meditation, Schlüsselelemente für eine ganzheitliche
Gesundheit, in Indien seit mehr als 5000 Jahren praktiziert werden, sind
sie modernen Ärzten kaum bekannt und werden derzeit nicht in der
medizinischen Praxis verwendet. Die meisten Menschen denken bei Yoga an
körperliche Übungen. Tatsächlich wird der größte Nutzen für die Gesundheit
durch Atemübungen und Meditation erreicht, Entspannungstechniken, die die
Freisetzung von Stresshormonen reduzieren und so die Beziehung zwischen
Körper und Geist harmonisieren.


Publikation:

"Mindfulness Meditation Reduces Intraocular Pressure, Lowers Stress
Biomarkers and Modulates Gene Expression in Glaucoma: a randomized
controlled trial" Tanuj Dada, Deepti Mittal, Kuldeep Mohanty, Muneeb A.
Faiq, Muzaffer, Bhat, Raj K. Yadav, Ramanjit Sihota, Talvir Sidhu,
Thirumurthy Velpandian, Mani Kalaivani, Ravindra M. Pandey, Ying Gao,
Bernhard A. Sabel, Rima Dada, Journal of Glaucoma 27, 1061-1067, 

DOI: 10.1097 / IJG.00000000000010888, veröffentlicht von Wolters Kluwer Health,
Inc.

Die Studie wurde am All India Institute of Medical Sciences in Neu-Delhi
durchgeführt und vom indischen Ministerium für AYUSH finanziert.

DR. RAJENDRA PRASAD ZENTRUM FÜR AUGENHEILKUNDE (RPC)

Das Dr. Rajendra Prasad Zentrum für Augenheilkunde (RPC), All India
Institute of Medical Sciences, Neu-Delhi, benannt nach dem ersten
indischen Präsidenten, Dr. Rajendra Prasad, wurde am 10. März 1967 als
nationales Kompetenzzentrum für Augenheilkunde gegründet, um modernste
Patientenversorgung zu gewährleisten, die Personalressourcen für die
medizinische Ausbildung zu erweitern und Forschungsarbeiten zu Problemen
der Augenheilkunde von nationaler Bedeutung durchzuführen. Es ist derzeit
mit über 250 Forschungspublikationen jährlich das führende
ophthalmologische Zentrum Indiens für Ausbildung und Forschung und bietet
der gesamten Gemeinschaft modernste klinische Versorgung zu stark
subventionierten Preisen (für die Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze
kostenlos). Das Zentrum versorgt jährlich 0,4 Millionen Patienten ambulant
und 0,6 Millionen in spezialisierten Augenkliniken mit über 40.000
Augenoperationen. 

https://www.aiims.edu/de/departments-and-centers/specialtycenters.html

DAS INSTITUT FÜR MEDIZINISCHE PSYCHOLOGIE (IMP)

Das IMP ist eine Lehr- und Forschungseinrichtung der Medizinischen
Fakultät der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg. Unter der Leitung
von Prof. Dr. Bernhard Sabel hat es sich in über 25 Jahren als weltweit
anerkanntes Zentrum zur Behandlung von Sehbehinderungen durch die
Plastizität des Gehirns mittels neuer Technologien zur Therapie von
Glaukom, Schlaganfall und Sehnervschädigung etabliert. Das Institut
arbeitet eng mit dem SAVIR-Centrum (www.savir-center.com) und
internationalen Partnern zusammen und hat über 200 wissenschaftliche
Publikationen zum Thema Erholung nach Schädigungen des Nervensystems
vorgelegt (www.imp.ovgu.de).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution117

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Magdeburg - 30.01.2019
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KINDER/483: Meilenstein im Kinderschutz - Medizinische Leitlinie für mehr Kinderschutz vorgestellt (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 30.01.2019

Meilenstein im Kinderschutz erreicht - Medizinische Leitlinie für mehr Kinderschutz vorgestellt



Die neue medizinische Kinderschutzleitlinie der höchsten Qualitätsstufe
["AWMF-S3(+)-Leitlinie Kindesmisshandlung, -missbrauch, -vernachlässigung
unter Einbindung der Jugendhilfe und Pädagogik"], die vom
Universitätsklinikum Bonn erarbeitet wurde, wird heute bei einer
Fachtagung in Bonn vorgestellt. Die Entwicklung der Kinderschutzleitlinie
wurde vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) gefördert.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn erklärt dazu: "Wir müssen früher
erkennen und schneller helfen, wenn Kinder in Not sind. Oft fallen gerade
in der Arztpraxis erste Anzeichen von Misshandlung, Missbrauch oder
Vernachlässigung auf. Die neue Leitlinie bietet Ärzten eine wichtige
Unterstützung. Damit Kinder, deren Leib und Seele in Gefahr ist, besser
geschützt werden können."

Wissenschaftler am Universitätsklinikum Bonn haben gemeinsam mit
Fachleuten aus den Bereichen der Jugendhilfe und Pädagogik
Handlungsempfehlungen für den Kinderschutz erarbeitet und in der neuen
medizinischen Leitlinie zusammengefasst.

Die Kinderschutzleitlinie soll Fachkräften aus Medizin, Pädagogik und
Jugendhilfe dabei helfen, bei Fällen von Kindeswohlgefährdung angemessen
zu reagieren und zusammenzuarbeiten. Das diagnostische Vorgehen bei
Misshandlung, Missbrauch und Vernachlässigung wird strukturiert
abgebildet. Dabei stehen die Zusammenarbeit zwischen den
Versorgungsbereichen sowie der bestmögliche Zugang zu Hilfe- und
Unterstützungsangeboten im Fokus.

"Mit der medizinischen Leitlinie zum Thema Kindesmisshandlung, -missbrauch
und -vernachlässigung haben wir einen wichtigen Schritt hin zu einem
gemeinsamen Vorgehen im Kinderschutz getan. Für uns war es wichtig, in
diesem Prozess neben der Jugendhilfe und der Pädagogik auch die Kinder und
Jugendlichen zu beteiligen", sagt Projektleiter Jürgen Freiberg vom
Universitätsklinikum Bonn, der zudem das Engagement aller beteiligten
Fachleute sowie des verstorbenen Kinderarztes und Projektleiters Dr. Ingo
Franke hervorhob.

Informationen zur Leitlinie Kinderschutz finden Sie hier:

www.kinderschutzleitlinie.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 30.01.2019
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BILDUNG/1146: PinaL-Studie - "Pflege in anderen Ländern - Vom Ausland lernen?" (idw)


Stiftung Münch - 29.01.2019

Studie: "Pflege in anderen Ländern - Vom Ausland lernen?" (PinaL)



Mehr Investitionen in Aus- und Weiterbildung, erweiterte
Verantwortungsbereiche jenseits von Delegation sowie Stärkung der
Selbstorganisation sind Schlüsselfaktoren für Attraktivität des
Pflegeberufs und Sicherung der Versorgungsqualität

In einer Studie im Auftrag der Stiftung Münch wurde unter der Leitung von
Professor Michael Ewers, Direktor des Instituts für Gesundheits- und
Pflegewissenschaft der Charité - Universitätsmedizin Berlin, die Situation
der Pflege in Großbritannien, den Niederlanden, Schweden und Kanada
untersucht. Alle betrachteten Länder haben mit Deutschland vergleichbare
Probleme bei der Rekrutierung von Fachkräften und bei der Sicherung der
pflegerischen Versorgung bei zugleich wachsendem Bedarf in allen
Versorgungsbereichen. Anders als in Deutschland finden sich als
Lösungsansätze mehr Investitionen in die hochschulische Aus- und
Weiterbildung von Pflegefachpersonen, Maßnahmen zur Stärkung der
Selbstorganisation und Selbstverantwortung der Pflege sowie die
Erweiterung pflegerischer Aufgaben- und Verantwortungsbereiche. Die
diversen Initiativen sowie sozialen und technischen Innovationen zur
Zukunftssicherung der pflegerischen Versorgung in den untersuchten
Ländern dienen stets einer doppelten Zielsetzung: Sie fördern die
Attraktivität der Pflege als zukunftsfähiger Gesundheitsberuf und sie
sichern zugleich eine hochwertige und innovative gesundheitliche und
pflegerische Versorgung der Bevölkerung.

1. In Großbritannien, Schweden, den Niederlanden und Kanada ist die
Aus- und Weiterbildung von Pflegenden in den regulären Bildungsstrukturen
verortet. Es ist eine klare politische Rahmensetzung zur Erhöhung ihrer
Kapazität und Qualität erkennbar. In Deutschland hingegen nimmt
Pflegebildung eine berufs- und bildungsrechtliche Sonderstellung ein: Sie
findet in den meisten Bundesländern an "Schulen besonderer Art" statt und
unterliegt meist nicht - wie für allgemein- und berufsbildende Schulen
üblich - dem Schulrecht der Länder. Die Pflegeausbildung ist deshalb
benachteiligt, was die Finanzierung, Ausstattung und die Qualifikation des
Lehrpersonals betrifft. Zudem unterliegt sie nicht der externen
Qualitätssicherung und -entwicklung, wie sie für andere Berufsschulen
geregelt ist. Hier sehen die Autoren klaren Handlungsbedarf.

2. Die Studie zeigt zudem, dass den Pflegenden in den untersuchten
Ländern mehr Verantwortung in der Patientenversorgung übertragen wird.
Während in Deutschland meist am Prinzip der ärztlichen Delegation
festgehalten wird, bei dem Pflegende als "verlängerter Arm des Arztes" und
auf dessen Anweisung tätig sind, findet in den Untersuchungsländern eine
partnerschaftlich angelegte, teamorientierte und gesetzlich legitimierte
Aufgabenneuverteilung statt. Das befördert interessante
Entwicklungsoptionen für Pflegende mit der Übernahme von mehr
eigenverantwortlichen Aufgaben als hierzulande. Das macht innovative
Versorgungsformen möglich, von denen letztlich Patienten und Pflegende
gleichermaßen profitieren. Deshalb fordern die Autoren eine Stärkung der
Pflege durch neue Formen der Aufgaben- und Verantwortungsteilung.

3. Die Übernahme von mehr Verantwortung ist nicht zuletzt durch einen
höheren Anteil an akademischen Pflegekräften möglich. Während in
Deutschland lediglich ein bis zwei Prozent der Absolventen der Pflegenden
eines Jahrgangs ein Studium der Pflege abgeschlossen haben, liegt der
Anteil in den untersuchten Ländern inzwischen bei ca. 45 % (Niederlande)
und 100 % in Schweden und Großbritannien. International ist ein
Hochschulstudium auf Bachelorebene oft die Voraussetzung für die
Zulassung als Pflegefachperson.

4. Auffallend in den Untersuchungsländern ist, dass die Pflegenden an
der Entwicklung von Lösungen zum Erhalt der Gesundheitsversorgung aktiv
beteiligt sind, da professionelle Interessensvertretungen des Berufsstands
von der Politik das Recht und die Pflicht einer Mitbestimmung übertragen
bekommen haben. Auch die Bemühungen der Pflege um weitere
Professionalisierung und Qualifizierung werden von der Gesundheits- und
Bildungspolitik moderiert und mit einer kohärenteren Gesamtstrategie als
hierzulande gerahmt. "Wie anderen Gesundheitsprofessionen ist der Pflege
auch in Deutschland sowohl das Recht als auch die Kompetenz zuzusprechen,
ihre Belange und Interessen in eigener Verantwortung unter
Berücksichtigung gesetzlicher Grundlagen zu organisieren und zu
vertreten", fordert Studienautor Ewers.

"Wir sind uns in Deutschland alle einig, dass wir den Pflegeberuf
attraktiver machen müssen, nur so können wir Personal binden und finden.
Ein Weg dahin ist es, Pflege hochwertigere Aufgaben erledigen zu lassen.
Damit einher geht aber auch mehr Verantwortung, das ist vielen
Diskussionsteilnehmern in der Pflegebranche noch nicht hinreichend klar.
Die Politik verhält sich widersprüchlich: Sie will einerseits auch die
Pflege aufwerten, setzt aber mit neuen Regulierungen, u.a. der
Herauslösung der Pflege aus dem DRG-Vergütungssystem, den wirtschaftlichen
Anreiz, dass Pflegefachkräfte demnächst wieder zur Essensausgabe und zur
Zimmerreinigung mit eingesetzt werden", so Stephan Holzinger,
Vorstandsvorsitzender der Stiftung Münch.

Höhere Investitionen in Aus- und Weiterbildung

Alle betrachteten Länder haben mit Deutschland vergleichbare Probleme bei
der Rekrutierung von Fachkräften und bei der Sicherung der pflegerischen
Versorgung bei zugleich wachsendem Bedarf in allen Versorgungsbereichen.
Zum Teil reagieren sie darauf mit ähnlichen Maßnahmen, wie sie auch
hierzulande angedacht und angebahnt werden. Sie bemühen sich um eine
Verbesserung von Arbeitsbedingungen in der Pflege, um die Integration von
Arbeitskräften mit geringer Qualifikation sowie um die Rekrutierung von
Pflegepersonal aus dem Ausland. Daneben finden sich übereinstimmend,
wenngleich mit graduellen Unterschieden, aber auch deutlich andere
Lösungsansätze als in Deutschland. Auffallend sind die Investitionen in
die vorwiegend hochschulische Aus- und Weiterbildung von
Pflegefachpersonen, Maßnahmen zur Stärkung der Selbstorganisation und
Selbstverantwortung der Pflege sowie die Erweiterung pflegerischer
Aufgaben- und Verantwortungsbereiche. "Die Novellierung der Ausbildung
von Pflegefachpersonen durch das Pflegeberufegesetz, das 2020 in Kraft
tritt, kann nur ein erster Schritt einer umfassenden Reform der
Qualifizierungen und Berufsausübung in der Pflege sein", betont Ewers.

Stärkere Rolle der akademischen Bildung - Schlusslicht Deutschland
Die Qualifikations-, Kompetenz- und Tätigkeitsprofile sind in den
untersuchten Ländern stark ausdifferenziert. Die zentrale Säule bilden
überall Pflegefachpersonen, die staatlich anerkannt, selbstständig und
eigenverantwortlich tätig sind. In Großbritannien und Schweden ist ein
Hochschulstudium auf Bachelorebene inzwischen der einzige Zugang zum
Beruf. In den Niederlanden gibt es neben dem Bachelorstudium auch
weiterhin noch eine traditionelle Berufsausbildung. Der Anteil der
Absolventen mit Bachelorabschluss liegt aber auch dort bereits bei rund
45%. In Deutschland dagegen liegt der Anteil der graduierten Pflegenden
lediglich bei ein bis zwei Prozent. "Um zu zeigen, dass die hochschulische
Ausbildung in der Pflege nach dem Pflegeberufegesetz wirklich gewollt und
nicht lediglich geduldet wird, sind konkrete Fördermaßnahmen auf Bundes-
und Landesebene notwendig", so Ewers.

In Großbritannien, den Niederlanden und Kanada ist zudem eine
Registrierung in einem Berufsregister Voraussetzung für die berufliche
Tätigkeit was die Pflicht zur regelmäßigen Fortbildung und
Re-Registrierung einschließt. Kein Arbeitgeber darf eine Pflegefachperson
ohne gültige Registrierung beschäftigen. Dies ist als professionelle
Selbstverpflichtung der Pflegenden zur Gewährleistung einer professionellen
und sicheren Versorgung der Patienten zu werten. In Großbritannien
und Kanada wird dies durch Pflegekammern überwacht, die Niederlande haben
ein gemeinsames, staatlich organisiertes Registrierungssystem für mehrere
Gesundheitsberufe. In Deutschland gibt es bislang lediglich zwei
arbeitsfähige Landespflegekammern.

Pflegeexperten sorgen im Qualifikationsmix für Innovation und Versorgungsqualität

Der quantitativ steigende Bedarf in der Pflege wird mit mehr oder weniger
umfangreich eingesetzten Assistenten und Helfern beantwortet. Sie
übernehmen vielfach einfachere (sozial-)pflegerische Aufgaben, die in
Deutschland noch oft Pflegefachpersonen überantwortet sind. Die Patienten-
und Versorgungssicherheit wird dadurch gewährleistet, dass sie dabei von
den hochschulisch qualifizierten Pflegefachpersonen angeleitet und
beaufsichtigt werden. Auf qualitativ veränderten Bedarf - etwa aufgrund
von Multimorbidität, schwierigen Krankheits- und Pflegeverläufen,
Technisierung der Pflege etc. - wird zugleich auch mit Einsatz von
Pflegeexperten mit erweiterten Kompetenzen reagiert.

Im Rahmen eines Masterstudiums spezialisieren sie sich auf
Patientengruppen, Krankheitsbilder oder Funktionen und nehmen nach dem
erfolgreichen Abschluss anspruchsvolle Aufgaben wahr, darunter auch
solche, die vormals dem ärztlichen Aufgabenbereich zugeschrieben wurden.
Zudem sichern sie die Innovationsfähigkeit der Pflege - etwa durch die
Nutzung von Forschungserkenntnissen, kontinuierliche Praxisentwicklung
und Mitwirkung an der Pflegeforschung. Pflegeexperten engagieren sich in
multiprofessionellen Teams mit Ärzten und Vertretern anderer Gesundheits-
und Sozialberufe und sind in der Krankenversorgung ebenso tätig wie in der
Gesundheitsförderung und Prävention. Sie tragen zur Gesundheitskompetenz
und zum Selbstmanagement chronisch kranker Patienten bei, stärken
informelle Unterstützungsnetze und beugen so der Abhängigkeit von
Fremdhilfe vor. Diese Ausdifferenzierung der Pflege geht mit einem
gesellschaftlich akzeptierten und berufsrechtlich abgesicherten
Neuzuschnitt von Aufgaben- und Verantwortungsbereichen einher, wobei die
für jedes Setting und Aufgabengebiet ein spezifischer, bedarfsorientierter
Qualifikationsmix angestrebt wird.

Soziale Innovationen zur Zukunftssicherung der Pflege

Auf dieser Grundlage werden in den untersuchten Ländern zahlreiche soziale
Innovationen auf den Weg gebracht, zum Beispiel gezielte Maßnahmen zur
Förderung der Durchlässigkeit und Anschlussfähigkeit der diversen
Bildungsangebote für die Pflege, aber auch Initiativen zur Erhöhung ihrer
Selbstbestimmung und Selbstorganisation. Pflegeheime werden zu
Innovationszentren, um Studierende für die Langzeitversorgung ausbilden
und gewinnen zu können. Zugleich wird dadurch die Pflegequalität und
Patientensicherheit in diesen Einrichtungen verbessert. Selbstorganisierte
Pflegeteams und "Pflegebauernhöfe" engagieren sich mit Kommunen und
Nachbarschaften für den Aufbau regionaler Versorgungsnetzwerke.
Pflegerische Primärversorgung schafft einen niederschwelligen Zugang der
Bevölkerung zu allgemeinen Gesundheitsdienstleistungen. Pflegeexperten
bieten Sprechstunden an und fördern die Gesundheitskompetenz chronisch
kranker Menschen.

Aufgeschlossener Umgang mit moderner Technologie

Den Möglichkeiten moderner Technologien sowie der Digitalisierung und
Robotik wird bei all dem aufgeschlossen begegnet. Die elektronische
Patientenakte sowie E-Konsultation sind in den Niederlanden, Schweden und
Kanada selbstverständliche, vielfach sektorenübergreifende und
interprofessionelle Arbeits- und Kommunikationsinstrumente der Pflege. Oft
ist die Berufsgruppe an diesen und anderen technischen Entwicklungen aktiv
und verantwortlich beteiligt, u.a. um deren Anwenderfreundlichkeit zu
erhöhen.


Originalpublikation:

Die Studie ist beim medhochzwei-Verlag erschienen

https://www.medhochzwei-verlag.de/Shop/ProduktDetail/pflege_in_anderen_laendern-buch-978-3-86216-536-0

Professor Ewers stellt die Ergebnisse der PinaL-Stude am 25. Februar um 12
Uhr beim "Brain Snack" der Stiftung Münch live online vor. Zu sehen unter

https://www.youtube.com/channel/UCZxNC7Fzn9B7zjVe4zzJixw

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1989

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Münch - 29.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





FORSCHUNG/3982: Heilsames Eiweiß (idw)


Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie - Hans-Knöll-Institut (HKI) - 29.01.2019

Heilsames Eiweiß



Jenaer Wissenschaftler haben in Zusammenarbeit mit Kollegen aus München
herausgefunden, dass das körpereigene Apolipoprotein E als
Komplementinhibitor gegen die Bildung von Ablagerungen in Blutgefäßen
wirkt. Zudem hemmt es damit einhergehende Entzündungsreaktionen. Mit
solchen Komplementinhibitoren ließen sich möglicherweise Krankheiten wie
Atherosklerose oder Alzheimer behandeln, schlussfolgern die
Wissenschaftler. Die Ergebnisse ihrer Forschungsarbeiten sind in der
Fachzeitschrift Nature Medicine erschienen.

Forscher des Leibniz-Instituts für Naturstoff-Forschung und
Infektionsbiologie (Leibniz-HKI) und des Universitätsklinikums Jena haben
gemeinsam mit Kollegen aus München herausgefunden, dass das menschliche
Eiweiß Apolipoprotein E, kurz ApoE, die Aktivität des Komplementsystems
hemmt - es dient als Komplementinhibitor. Eine Komplementinhibition
reduzierte in Mäusen sowohl die Bildung arterieller Ablagerungen,
sogenannter Plaques, als auch eine chronische Entzündung. "Dieser
Zusammenhang zwischen ApoE und Komplement ist wegweisend. Die Erkenntnis
zeigt neue Möglichkeiten zur Behandlung von Atherosklerose und Alzheimer
auf, da beide Krankheiten mit der Bildung von Lipidablagerungen und
Plaques im Zusammenhang stehen. Ein Vorteil ist, dass
Komplementinhibitoren bereits als Medikament bei Nierenerkrankungen
eingesetzt werden. Die bestehende Zulassung ist eine gute Grundlage für
weitere Forschung", sagt Christine Skerka, Infektionsbiologin am
Leibniz-HKI in Jena.

Ablagerungen von Lipiden in den Wänden von Blutgefäßen und im Hirn können
verheerende Folgen für Betroffene haben, etwa Herz-Kreislauf-Erkrankungen
wie Herzinfarkt oder Schlaganfall. Auch Patienten, die unter Alzheimer
leiden, weisen verstärkt Lipidablagerungen und Plaques auf. Desweiteren
begünstigt Atherosklerose die Entstehung von Alzheimer. Wenn sich zu viel
Cholesterol im menschlichen Körper befindet und die Fresszellen dessen
Abtransport nicht mehr bewältigen können, folgt eine Immunantwort:
Überschüssiges Cholesterol lagert sich ab, aktivierte Komponenten des
Komplementsystems umhüllen die Ablagerungen und locken dadurch weitere
Fresszellen an. Doch auch das ist über die Zeit nicht immer ausreichend.
Nun löst das Komplementsystem eine Entzündung aus und provoziert damit
eine verstärkte Immunreaktion. In der Folge verschlimmern sich
Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder eine Demenz entwickelt sich. ApoE, so das
Ergebnis der aktuellen Studie, bindet das aktivierte Komplementprotein
C1q. Es unterdrückt damit die Auslösung der Reaktionskette, die letztlich
zur anhaltenden Entzündung und zur Verschlechterung von Atherosklerose und
Alzheimer führt.

Das Komplementsystem dient normalerweise der Immunabwehr von
Krankheitserregern. Es besteht aus mehr als 30 Proteinen, die im
menschlichen Blutplasma gelöst sind. Sind Bakterien oder Pilze anwesend,
aktivieren sich Komplementproteine gegenseitig in einer kaskadenartigen
Reaktion, die dabei hilft, den Erreger zu zerstören und zu beseitigen.
Außerdem ist das Komplementsystem auch an anderen Vorgängen im
Stoffwechsel des Menschen beteiligt, wie an der Entsorgung von
abgestorbenen Zellen. Eine Überaktivierung des Komplementsystems wie bei
Atherosklerose und Alzheimer ist vermutlich an vielen weiteren
Erkrankungen beteiligt.

Für ihre Studie haben die Wissenschaftler aus Jena und München eng
zusammengearbeitet: Während in München Mausversuche durchgeführt wurden,
nutzten die Forscher in Jena ihre umfassende Expertise zum
Komplementsystem für die funktionalen Zusammenhänge auf molekularer Ebene.
So gelang es ihnen, den Bezug zu den Erkrankungen herzustellen. "Zukünftig
wollen wir uns noch näher mit dem Zusammenhang zwischen Komplement und
Krankheiten wie Atherosklerose oder Alzheimer beschäftigen", sagt Skerka.
Dazu haben die Jenaer Wissenschaftler bereits eine Versuchsgruppe von rund
200 Personen beobachtet. Diese Untersuchungen sollen nun erweitert werden.

Originalpublikation:

Yin C, Ackermann S, Ma Z, Mohanta SK, Zhang C, Li Y, Nietzsche S,
Westermann M, Peng L, Hu D, Bontha SV, Srikakulapu P, Beer M, Megens RTA,
Steffens S, Hildner M, Halder LD, Eckstein HH, Pelisek J, Herms J, Roeber
S, Arzberger T, Borodovsky A, Habenicht L, Binder CJ, Weber C, Zipfel PF,
Skerka C Habenicht AJR (2019) ApoE attenuates unresolvable inflammation by
complex formation with activated C1q. Nature Medicine 

DOI 10.1038/s41591-018-0336-8

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leibniz-hki.de/de/press-details/heilsames-eiweiss-340.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution693

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie - Hans- Knöll-Institut (HKI) - 29.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORSORGE/802: Blasenentzündungen vorbeugen - reichlich Trinken hilft (idw)


Forum Trinkwasser e. V. - 29. Januar 2019

Blasenentzündungen vorbeugen: reichlich Trinken hilft

Das Forum Trinkwasser gibt Tipps und Rezeptempfehlungen



Frankfurt am Main, 29. Januar 2019 - Jede zweite Frau kennt es:
häufiger Harndrang, Brennen und Schmerzen beim Wasserlassen oder sogar
krampfartige Schmerzen im Unterleib. Eine Harnwegsinfektion, die in
der Regel durch Bakterien verursacht wird, ist häufig der Grund dafür.
Gerade in der kalten Jahreszeit treten diese Art von Infektionen
gehäuft auf, denn die niedrigen Temperaturen setzen dem Immunsystem zu
- wenig wärmende Kleidung, nasse Füße oder ein kalter Sitzplatz im
Freien können sich zusätzlich ungünstig auswirken.

Natürlich sollte bei Beschwerden unbedingt ein Arzt aufgesucht werden,
um Komplikationen zu vermeiden. Aber damit es beim nächsten Mal
vielleicht nicht so weit kommt, gibt das Forum Trinkwasser Tipps, die
einer Blasenentzündung vorbeugen können.

Wie selbst einer Harnwegsinfektion vorbeugen?


	Für die Flüssigkeitsaufnahme empfehlen wir generell energiearme Getränke wie Trinkwasser, um die tägliche Energiezufuhr nicht unnötig in die Höhe zu treiben.

	Mit bis zu zwei Litern Trinkwasser oder warmen Tee am Tag werden Harnwege und Blase gespült. Dann haben es Bakterien schwer, sich festzusetzen und eine Entzündung auszulösen.

	Nicht warten bis die Blase vollständig gefüllt ist, sondern lieber frühzeitig und häufiger am Tag die Toilette aufsuchen.

	Um vor allem die Füße, den Unterleib und den Rücken vor dem Auskühlen zu schützen, immer auf warme Kleidung achten.



Trinkwasserrezepte bieten Abwechslung

Wem pures Trinkwasser oder der immer gleiche Kräutertee zu langweilig
ist, dem empfiehlt das Forum Trinkwasser schmackhafte Rezepte, die
Abwechslung bringen. Wie wäre es zum Beispiel mit einer frisch
gemachten Heißen Zitrone mit Ingwer? Dazu einfach ein bis zwei
unbehandelte Zitronen auspressen und deren Saft mit ein paar
Ingwerscheiben und Minze in eine Teekanne geben und mit einem halben
Liter kochendem Wasser aufgießen. 6 Minuten ziehen lassen und
möglichst heiß trinken. Das Vitamin C in der Zitrone unterstützt das
Immunsystem, der Inger wirkt zusätzlich antibakteriell.

Wer es weniger säuerlich mag, hält sich am besten an roten Eistee mit
frischer Pfefferminze. Hierfür einfach 1 Liter roten Früchtetee
aufbrühen und mit frischer Minze, Limetten- und Orangenscheiben und
nach Belieben mit Honig verfeinern. Damit schmeckt einfacher
Früchtetee gleich viel frischer und auch hier hilft das zusätzliche
Vitamin C der Zitrusfrüchte dem Immunsystem. Weitere Rezepte rund ums
Trinkwasser finden Sie auf 

www.forum-trinkwasser.de

 * 

Das Forum Trinkwasser e. V. informiert über frisches Trinkwasser in
Deutschland auf Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse und steht als
kompetenter Ansprechpartner allen Interessierten zur Verfügung.
Weitere Informationen gibt es auf der Website 

www.forum-trinkwasser.de

 * 

Quelle:

Forum Trinkwasser e. V.

Pressemitteilung vom 29. Januar 2019

Postfach 700842

60558 Frankfurt am Main

Telefon: 069 963 652 12, Telefax: 069 963 652 15

E-Mail: info@forum-trinkwasser.de

Internet: www.forum-trinkwasser.de
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MELDUNG/969: Broschüre "vdek-Basisdaten des Gesundheitswesens 2018/2019" erschienen (Verband der Ersatzkassen)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 31. Januar 2019

Broschüre "vdek-Basisdaten des Gesundheitswesens 2018/2019" erschienen



Berlin - Die Zahl der Versicherten in der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) erreichte Ende 2018 mit mehr als 73
Millionen Menschen einen neuen Rekordwert. Dagegen sank die Zahl der
Krankenkassen erneut - auf derzeit 109.

Fast unverändert blieb nach den aktuellsten Daten von 2017 dagegen die
Zahl der Pflegekräfte in den Krankenhäusern - während die Anzahl der
Klinikärzte erneut sprunghaft anstieg. Diese und weitere interessante
Daten und Fakten liefert die vom Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)
herausgegebene Broschüre "vdek-Basisdaten des Gesundheitswesens
2018/2019".

Auf 60 Seiten gibt die Publikation in anschaulichen Grafiken, Tabellen
und Flussdiagrammen Hintergrundinformationen zu allen wichtigen
Themenfeldern des Gesundheitssystems. Die Informationen reichen von
der durchschnittlichen Lebenserwartung der Bürger über die Entwicklung
der Rücklagen des Gesundheitsfonds bis zur Zahl der Fachärzte in
Deutschland.

Ein kostenloses Exemplar der 23. Auflage der vdek-Basisdaten kann
unter basisdaten@vdek.com bestellt werden. Eine Bestellung per Fax 
 
(030 / 2 69 31 - 29 15) ist ebenso möglich.

Zusätzlich zur Printausgabe stehen sämtliche Inhalte der
vdek-Basisdaten unter www.vdek.com/presse/daten.html zum kostenlosen
Download bereit. Die Grafiken und Daten werden kontinuierlich
aktualisiert.

 * 

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist Interessenvertretung und
Dienstleistungsunternehmen aller sechs Ersatzkassen, die zusammen rund
28 Millionen Menschen in Deutschland versichern:

- Techniker Krankenkasse (TK)

- BARMER

- DAK-Gesundheit

- KKH Kaufmännische Krankenkasse

- hkk - Handelskrankenkasse

- HEK - Hanseatische Krankenkasse

Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) wurde am 20. Mai 1912 unter
dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen
(Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet. Bis 2009 firmierte der Verband
unter dem Namen "Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V."
(VdAK).

In der vdek-Zentrale in Berlin sind mehr als 270 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter beschäftigt. In den einzelnen Bundesländern sorgen 15
Landesvertretungen mit insgesamt rund 350 sowie mehr als 30
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Pflegestützpunkten für die
regionale Präsenz der Ersatzkassen.

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com
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FORSCHUNG/1314: Wichtiger Treiber der Blutbildung nach Transplantation von Blutstammzellen identifiziert (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 28.01.2019

Wichtiger Treiber der Blutbildung nach Transplantation von Blutstammzellen identifiziert



Die Übertragung von Blutstammzellen (hämatopoetische
Stammzelltransplantation) ist eine wichtige Therapieoption bei
Patientinnen und Patienten mit Störungen der Blutbildung. Auch bei der
Gentherapie von Erkrankungen des blutbildenden Systems kommt sie zum
Einsatz. Forschende des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI), Bundesinstitut für
Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel, haben mit dem Endothelialen
Protein-C-Rezeptor (EPCR) eine Zielstruktur identifiziert, mit der sich
die Stammzelltransplantation positiv beeinflussen lassen könnte. Über die
Forschungsergebnisse berichtet Blood in seiner Online-Ausgabe vom
25.01.2019.

Blutzellen werden lebenslang ständig erneuert - Blutplättchen
(Thrombozyten) haben beispielsweise eine Lebensdauer von einigen Tagen,
rote Blutzellen (Erythrozyten) von ein bis drei Monaten. Diese Blutzellen
gehen aus Blutstammzellen (hämatopoetischen Stammzellen) hervor, die sich
im Knochenmark befinden und in die verschiedenen Zelltypen
ausdifferenzieren. Sie können sich selbst erneuern oder in eine Ruhephase
wechseln (Quieszenz), um sich vor Erschöpfung durch zu häufige
Zellteilungen zu schützen. Ist der Prozess von Differenzierung,
Selbsterneuerung und Quieszenz gestört, kommt es zu Blutzellerkrankungen.
Dazu gehören Blutkrebserkrankungen wie die Leukämie oder die aplastische
Anämie, bei der der Verlust der Blutstammzellen zu einem Mangel an
Blutzellen führt. Bei schweren aplastischen Anämien ist eine mögliche
Therapieoption die Übertragung von Blutstammzellen eines geeigneten
Spenders (hämatopoetische Stammzelltransplantation).

Welche Faktoren beeinflussen den Erfolg einer solchen Behandlung? Dieser
Frage gingen Forschende um Prof. Ute Modlich, Leiterin der
Forschungsgruppe "Genmodifikation in Stammzellen" des PEI, nach. Hierzu
nutzten sie ein Mausmodell der aplastischen Anämie: Bei den Mäusen wurde
ein zentraler Signalweg des Zytokins Thrombopoetin (Thpo) blockiert, indem
sein Rezeptor (Mpl, Myeloproliferatives Leukämie-Virus-Onkogen,
(Mpl-/-)-Mäuse) ausgeschaltet wurde. Dadurch wird die Situation bei
Patientinnen und Patienten mit aplastischer Anämie nachgeahmt, bei denen
dieses Gen ebenfalls nicht funktionstüchtig ist. Die Blutstammzellen der
(Mpl-/-)-Mäuse wuchsen nur sehr schlecht nach einer Transplantation an.
Zudem konnten sich diese Blutstammzellen nur schlecht selbst erneuern und
auch der Wechsel in den Ruhezustand war eingeschränkt. Als Folge gingen
die Blutstammzellen verloren.

Der Mpl-Rezeptor aktiviert verschiedene Signalwege. Welche Signalwege sind
für die stammzellerhaltende Funktion von Thpo/Mpl wichtig? Um dies
herauszufinden, haben die Wissenschaftler potenzielle Thpo-Zielgene mit
lentiviralen Vektoren in (Mpl-/-)-Blutstammzellen übertragen. Diese Zellen
wurden in (Mpl-/-)-Empfängermäuse transplantiert und der Einfluss auf die
Blutbildung untersucht.

Von fünf untersuchten Kandidatengenen und ihren Proteinen erwies sich das
Oberflächenprotein EPCR (Endothelialer Protein-C-Rezeptor) als wichtiger
Akteur: War dieses Oberflächenprotein vorhanden, vermehrten sich die
Blutstammzellen und konnten auch schnell in die Ruhephase wechseln. Bei
den Mäusen, die diese veränderten Stammzellen (Epcr+/Mpl-) erhielten,
waren entsprechend schnell viele Spenderzellen im Knochenmark nachweisbar.
In weiteren Experimenten wiesen die PEI-Forschenden nach, dass auch bei
normaler Blutbildung Epcr die Zellen markiert, diese nach
Stammzelltransplantation gut anwachsen und sich vermehren. Eigentlich ist
Epcr als Ko-Rezeptor für den Protease-aktivierten Rezeptor (PAR1) auf
Endothelzellen bekannt. Dieser Rezeptor kann durch seinen Liganden,
aktiviertes Protein C (APC), aktiviert werden. "Wir haben eine
Zielstruktur identifiziert, über die sich in Zukunft möglicherweise
Blutstammzelltransplantationen unterstützen lassen. Dies könnte besonders
im Rahmen von Gentherapien nützlich werden, bei denen man Blutstammzellen
zur Genmodifikation für einige Zeit in vitro kultiviert, bevor sie
transplantiert werden", erläutert Modlich die Bedeutung dieser
Forschungsergebnisse.

Originalpublikation:

Kohlscheen S, Schenk F, Rommel M, Cullmann K, Modlich U (2019):
Endothelial protein C receptor supports hematopoietic stem cell
engraftment and expansion in Mpl-deficient mice.

Blood 133 Jan [Epub ahead of print].

DOI: https://doi.org/10.1182/blood-2018-03-837344

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bloodjournal.org/content/early/2019/01/25/blood-2018-03-837344?sso-checked=true - Abstract

https://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2019/01-wichtiger-treiber-blutbildung-nach-transplantation-blutstammzellen-identifiziert.html - diese PM auf den Seiten des PEI

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430
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ENTWICKLUNG/1424: Neues Modell - Schädelform in 3D berechnen (idw)


Hochschule RheinMain - 30.01.2019

Neues Modell: Schädelform in 3D berechnen - Reduktion von Röntgenaufnahmen möglich



Ein neues mathematisches Modell des Schädels könnte in Zukunft dazu
beitragen, bei medizinischen Untersuchungen des Kopfes mit wenigen oder
sogar ganz ohne Röntgenaufnahmen auszukommen und so die Strahlenbelastung
für Patientinnen und Patienten deutlich zu reduzieren. Dasselbe Modell
kann auch eingesetzt werden, um anhand eines Schädels ein Gesicht zu
rekonstruieren. Es könnte somit auch helfen, Kriminalfälle aufzuklären.
Forschende des Exzellenzclusters Kognitive Interaktionstechnologie (CITEC)
der Universität Bielefeld, der Hochschule RheinMain sowie der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz haben dieses Modell nun veröffentlicht.

Viele Kinder und Jugendliche tragen für eine bestimmte Zeit eine
Zahnspange, weil sie eine Fehlstellung des Kiefers haben. Um die
Zahnspange an den jeweiligen Kiefer anzupassen, sind umfassende
Untersuchungen notwendig. Dazu gehören auch Untersuchungen mit
Röntgenstrahlen, bei denen in der Regel der komplette Kiefer aufgenommen
wird.

Heutige Röntgengeräte sind moderner als früher und lassen sich
zielgerichtet einsetzen. "Trotzdem steigt die Dosis durch Röntgenaufnahmen
nachweislich seit den 1990er-Jahren Jahr für Jahr an, so dass alle
Maßnahmen zum Strahlenschutz zu begrüßen sind. Insbesondere Kinder und
Jugendliche mit ihrer überproportional erhöhten Strahlenempfindlichkeit
sollten so wenig Strahlung ausgesetzt werden wie möglich", sagt Prof. Dr.
Ralf Schulze von der Klinik für Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie der
Universitätsmedizin Mainz. Er leitet eine Arbeitsgruppe im
Forschungsschwerpunkt BiomaTiCS - Biomaterials, Tissues and Cells in
Science der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU), der sich mit der
Interaktion von Geweben und Zellen mit körperfremden Materialien und
Oberflächen beschäftigt.

Zudem forscht er mit in dem Verbundprojekt Kephalos der Hochschule
RheinMain, welches dort von Prof. Dr. Ulrich Schwanecke, Leiter der
Forschungsgruppe Computer Vision and Mixed Reality, geleitet wird. Weitere
Projektpartner sind Prof. Dr. Elmar Schömer vom Institut für Informatik
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und Prof. Dr. Mario Botsch,
Leiter der Forschungsgruppe "Computergrafik und Geometrieverarbeitung" vom
Exzellenzcluster CITEC der Universität Bielefeld.

Ziel des Projekts ist es, eine Methode zu entwickeln, die es erlaubt, die
Form des Gesichtsschädels auf Basis von maximal einer Röntgenaufnahme in
Verbindung mit einem Gesichtsscan zu berechnen. Damit ließe sich die
Strahlungsdosis für bestimmte Untersuchungen deutlich reduzieren. "In dem
Projekt zeigte sich, dass die Berechnung des Gesichtsschädels schon
alleine mit einem Gesichtsscan möglich ist. Dies hatten wir ursprünglich
nicht erwartet", sagt Schwanecke.

Je mehr Daten, desto feiner das Modell

Grundlage des präsentierten Verfahrens sind statistische Modelle, welche
die Variation von Gesichtern, Gesichtsschädeln sowie der Hautdicke im
Gesicht beschreiben. Um die Modelle zu erhalten, analysierten die
Forschenden dreidimensionale Aufnahmen von rund 40 Schädeln und 80
Gesichtern, die im Wesentlichen aus der Universitätsmedizin Mainz
stammten.

Die Wissenschaftler entwickelten daraus ihre Modelle, welche auf einer
Menge von Messpunkten beruhen, die über Dreiecke miteinander verbunden
sind und wie ein Netz mit dreieckigen Maschen ein Gesicht oder einen
Schädel überziehen. Die genaue Lage der Eckpunkte dieser Dreiecke ist
dabei für jedes Gesicht beziehungsweise jeden Schädel anders. Die
entwickelten statistischen Modelle kodieren nun die statistische
Verteilung der Eckpunkte zu den analysierten Schädel- oder
Gesichtsaufnahmen. "Das Modell wird immer genauer, je mehr Daten wir zur
Verfügung haben", erklärt Botsch.

Modell lässt sich in zwei Richtungen anwenden

Was ist nun das Besondere an dem Modell? Es lässt sich in zwei Richtungen
anwenden. "Unser erstes Ziel war es, den Schädel einer Person anhand ihrer
Gesichtsform zu berechnen", sagt Schwanecke. Diese Methode wurde im
vergangenen September auf dem Eurographics Workshop on Visual Computing
for Biology and Medicine veröffentlicht. Doch auch das Gegenteil
funktioniert: Die Forschenden können rekonstruieren, wie ein Gesicht
ausgesehen haben könnte, wenn ihnen ein Schädel vorliegt. "Das ist zum
Beispiel für die Forensik interessant, oder auch für die Anthropologie."
Berechnen lässt sich mit dem Modell dann die dreidimensionale Form eines
Gesichts. Dieses sieht allerdings ganz unterschiedlich aus, je nachdem, ob
die Person sehr schlank oder aber übergewichtig ist. "Wir erstellen
deshalb verschiedene Varianten", erklärt Jascha Achenbach, der als
Doktorand in Bielefeld an dem Projekt mitarbeitet. Eigentlich wirkt die
Haut am Schädel vergleichsweise dünn und liegt eng an. Deshalb könnte man
annehmen, dass man leicht vom Gesicht auf den Schädel schließen könnte.
"Das ist aber nicht so einfach möglich", sagt Prof. Dr. Botsch. Ein Grund
dafür ist, dass die Dicke der Haut stark variiert: Je nachdem, wie dick
oder dünn sie an den einzelnen Stellen ist, kann der Schädel darunter ganz
unterschiedlich aussehen. Genau das berücksichtigen aber nun die
statistischen Modelle.

Weniger Röntgenstrahlung bei kieferorthopädischen Behandlungen

"Ich gehe davon aus, dass wir auf Basis dieser Modelle zum Beispiel die
Anzahl von Röntgenuntersuchungen bei kieferorthopädischen Behandlungen
reduzieren können", sagt Prof. Dr. Schwanecke. Das erwarten auch Thomas
Gietzen und Robert Brylka von der Hochschule RheinMain. Sie arbeiten als
Doktoranden im Projekt Kephalos. "Notwendig für unsere Berechnung ist nur
ein Oberflächenscan des Gesichts. Dieser kann zusätzlich noch durch eine
einzige Röntgenaufnahme von der Seite unterstützt werden", sagt Thomas
Gietzen.

Gefördert wird das Projekt Kephalos vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung.

Originalpublikation:

Paper PLOS ONE:

https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0210257

Paper Eurographics:

https://diglib.eg.org/handle/10.2312/vcbm20181230

Weitere Informationen finden Sie unter

Zur Pressemitteilung auf der Website der Hochschule RheinMain: 

https://www.hs-rm.de/fileadmin/Home/Hochschule/Veroeffentlichungen/Pressemitteilungen/PM_20190130_Forschungsprojekt_Kephalos.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution277
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ENTWICKLUNG/1423: Gelähmte Hand wird durch Exoskelett wieder funktionsfähig (idw)


Technologie Lizenz-Büro (TLB) der Baden-Württembergischen Hochschulen GmbH - 30.01.2019

Gelähmte Hand wird durch Exoskelett wieder funktionsfähig



Mit einem neu entwickelten Hand-Exoskelett können Patienten ihre gelähmte
Hand wieder bewegen. Das Exoskelett besteht aus einem zentralen
Montagemodul sowie einzelnen, beweglichen Fingermodulen. Im Vergleich zu
bereits bestehenden Hand-Exoskeletten hat das an der Universität Stuttgart
entwickelte Modell entscheidende Vorteile: Zum einen können die Module
individuell für jeden Patienten ausgestaltet und vor allem die
Fingermodule sehr flexibel gestaltet werden. Damit erhält der Patient auch
die Möglichkeit, seine Hand zu spreizen und seitlich zu bewegen und
einzelne Finger zu bewegen.




[image: Foto: © Universität Stuttgart]

An der Universität Stuttgart wurde ein Hand-Exoskelett entwickelt, mit welchem die Greif-Fähigkeit einer gelähmten Hand wiederhergestellt werden kann.

Foto: © Universität Stuttgart



Die TLB GmbH ist mit der Vermarktung und Verwertung dieser zukunftsweisenden Technologie beauftragt.

Greifen, Halten, Öffnen und Schließen - die Funktionen einer menschlichen
Hand sind ein komplexes Zusammenspiel aus Muskeln, Knochen und
Nervenfasern. Durch Erkrankungen wie Muskelschwäche, Spastik oder
motorische Defizite kann die Funktionalität der Hand gestört sein. An der
Universität Stuttgart wurde nun ein Hand-Exoskelett entwickelt, mit
welchem die Greif-Fähigkeit einer gelähmten Hand wiederhergestellt werden
kann.

Nach Hirn- oder Rückenmarksverletzungen können Beeinträchtigungen wie
Verlust der Muskelkraft, Apraxien oder Ataxien, Spastik oder Lähmungen der
Hand auftreten. Durch die Einschränkungen im beruflichen und privaten
Bereich ist dies für die Betroffenen ein großer Verlust an Lebensqualität.

Forscher des Instituts für Industrielle Fertigung und Fabrikbetrieb (IFF)
der Universität Stuttgart haben nun ein Hand-Exoskelett entwickelt, das
aus einem zentralen Montagemodul sowie einzelnen, beweglichen
Fingermodulen besteht. Im Vergleich zu bereits bestehenden
Hand-Exoskeletten hat das in Stuttgart entwickelte Modell entscheidende
Vorteile: Zum einen können die Module individuell für jeden Patienten
ausgestaltet und vor allem die Fingermodule sehr flexibel gestaltet
werden. Damit erhält der Patient auch die Möglichkeit, seine Hand zu
spreizen und seitlich zu bewegen und einzelne Finger zu bewegen.

Zum anderen ist durch diese Art der Ausgestaltung das Exoskelett leichter
zu handhaben und die Patienten können es selbstständig anlegen. Durch das
offene Schalensystem können die Patienten sich die Module einzeln an die
Hand anstecken, wie Erfinder Jonathan Eckstein erläutert, der als
wissenschaftlicher Mitarbeiter im Bereich Antriebssysteme und Exoskelette
am IFF arbeitet. Die einzelnen Module werden angesteckt und können dann
per Motor gestreckt oder gebeugt werden.

Das neu entwickelte Hand-Exoskelett wird aus einem speziellen Kunststoff
hergestellt. Dadurch ist es möglich, die einzelnen Module mit einer
geringen Wandstärke zu fertigen, was vor allem bei den Fingermodulen
wichtig ist. Das Exoskelett wiegt mit Motoren und Elektronik ungefähr 400
Gramm - das Handmodul wiegt ca. 80 Gramm. Damit ist es sehr leicht,
gleichzeitig stabil und damit tragbar.

Ein nächster Schritt im Projekt wird die Steuerung des Hand-Exoskeletts
sein, wie Jonathan Eckstein erklärt. Derzeit ist das Modul als
eigenständiges, am Unterarm tragbares Gerät mit EMG- und Abstandssensoren
verbunden, um zunächst die elektromechanische Funktionalität des
Exoskeletts zu evaluieren. Eckstein: "Das Exoskelett soll in der kommenden
Entwicklungsphase zusätzlich mit Hirnströmen gesteuert werden, die
beispielsweise mit Augenbewegungen kombiniert werden." Dies erforschen die
Projektpartner der Uniklinik Tübingen und der Universität Tübingen,
während die Wissenschaftler der Hochschule Reutlingen an der
3D-Objekterkennung arbeiten, um alltägliche Gegenstände erkennen zu können
und das Handexoskelett entsprechend des benötigten Griffmodus
voreinzustellen.

Die Erfindung ist im Rahmen des Projektes "KONSENS NHE" (Neurorobotik)
entstanden. Dieses von der Baden-Württemberg Stiftung geförderte
Forschungsprojekt unter der Leitung von Dr. med. Surjo Soekadar hat zum
Ziel, ein Hand-Exoskelett für Schlaganfallpatienten zu entwickeln. Bereits
seit April 2017 arbeiten Wissenschaftler der Universitätsklinik Tübingen,
der Universitäten Tübingen und Stuttgart sowie der Hochschule Reutlingen
zusammen. Langfristiges Ziel des Projekts ist, dass Patienten das System
selbstständig im Alltag nutzen können. Die Wissenschaftler forschen zu den
einzelnen Projektbausteinen Neurotechnologie, Mechatronik, Sensortechnik
und -steuerung, Machine Learning sowie 3D-Objekterkennung und bauen auf
den Erfahrungen auf, die bereits im Jahr 2016 mit einem Prototyp eines
hirngesteuerten Exoskeletts gemacht wurden.

Die Erfindung wurde patentrechtlich geschützt. Das deutsche Patent wurde
erteilt. Die Technologie-Lizenz-Büro (TLB) GmbH unterstützt die
Universität Stuttgart und die Baden-Württemberg Stiftung bei der
Patentierung und Vermarktung der Innovation. TLB ist im Auftrag der
Universität mit der weltweiten wirtschaftlichen Umsetzung dieser
zukunftsweisenden Technologie beauftragt und bietet Unternehmen
Möglichkeiten der Zusammenarbeit und Lizenzierung der Schutzrechte.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1616
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MELDUNG/279: Klassik-Genuss - Wie Lesen unser Hören beeinflusst (idw)


Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik - 31.01.2019

Klassik-Genuss: Wie Lesen unser Hören beeinflusst

Eine aktuelle Studie relativiert den Einfluss des Komponistenprestiges
bei der Bewertung klassischer Musik und zeigt: Das Gefallen an Musik wird
durch lebendige Texte gefördert.



Das Hören von klassischer Musik wird häufig begleitet von Informationen
über die Stücke: Im Konzert und in der Oper werden Programmhefte verteilt,
zu jeder guten Klassik-CD gehört ein Booklet und im Radio werden
klassische Stücke anmoderiert. Eine Studie am Max-Planck-Institut für
empirische Ästhetik untersuchte nun den Einfluss verschiedener
Informationen auf die Bewertung der gehörten Musik.

Zwei Fragen beschäftigten dabei die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler: Hat die Bekanntheit der Komponisten einen Einfluss auf
das Gefallen der Stücke? Wie beeinflussen stilistisch unterschiedliche
Einführungstexte die Einschätzung der Musik? Alle Teilnehmerinnen und
Teilnehmer hörten im Rahmen der Studie eine Sinfonia von Josef 
Mysliveček (1737-1781). Während die eine Hälfte der Teilnehmer die 
richtigen Informationen über den Urheber des Stückes erhielten, wurde der 
anderen Hälfte gegenüber behauptet, es handle sich um ein Stück von 
Wolfgang Amadé Mozart (1756-1791). Vor dem Hören lasen die Teilnehmer 
beider Gruppen zudem eine kurze Einführung: Eine Gruppe erhielt einen Text, 
der auf lebhafte, teils blumige Weise die expressive Bedeutsamkeit der 
Sinfonia beschrieb, während der Text der zweiten Gruppe die formalen 
Eigenheiten der Sinfonia darlegte. Nach dem Hören bewerteten alle Teilnehmer 
die Sinfonia unter anderem danach, wie gut ihnen die Musik gefiel.

Lebendige Texte wirken positiv, Prestige beeinflusst junge Menschen

Die kürzlich in der Fachzeitschrift "Psychology of Music" veröffentlichten
Ergebnisse bestätigen die naheliegende Vermutung, dass Vorabinformationen
einen nachhaltigen Einfluss auf das Hörerleben von Musik haben: "Aber
anders als gemeinhein vermutet, spielt der sogenannte Prestige-Effekt eine
geringere Rolle als bisher angenommen", erklärt Michaela Kaufmann,
Musikwissenschaftlerin am Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik und
Co-Autorin der Studie. So konnte das Forscher-Team, zu dem neben Michaela
Kaufmann auch Timo Fischinger und Wolff Schlotz vom Max-Planck-Institut
für empirische Ästhetik zählten, einen Alterseffekt bezüglich Prestige
beobachten: Im Gegensatz zu älteren Teilnehmern gefiel jüngeren das Stück
besser, wenn es Mozart zugeschrieben wurde. Dieses Ergebnis bestätigt
Beobachtungen aus früheren Studien. Im Gegensatz zu früheren Studien
nahmen an dieser Studie aber auch ältere Hörerinnen und Hörer teil, bei
denen die Zuschreibung zu Mozart keine Auswirkung darauf hatte, wie gut
ihnen das Stück gefiel. Die scheinbare Immunität der älteren Teilnehmer -
mehrheitlich erfahrene Musikliebhaber - weist darauf hin, dass
musikalisch-stilistische Erfahrungen vor externen Einflussnahmen auf die
Bewertung von Musik schützen können.

Dagegen hatte der Stil, in dem der Text geschrieben war, über alle
Altersstufen hinweg einen starken Effekt: Den Teilnehmern der Gruppe, die
den ausdrucksstarken Text gelesen hatten, gefiel die gleiche Musik besser,
als denen, deren Text nüchterne, musikanalytische Informationen
präsentierte. "Aus früherer Forschung ist bekannt, dass der Grad an
emotionaler Regung beim Hörer ein zuverlässiger Indikator für das Gefallen
und den Genuss beim Kunsterleben ist", erklärt Kaufmann. Eine lebendige
und fantasievolle Sprache in begleitenden Texten fördert demnach
möglicherweise eine intensive Einfühlung in die Musik beim Hörer.

Nicht zuletzt für die Musikvermittlung liegt in einer bewussten Gestaltung
musikbegleitender Texte also die Möglichkeit, Hörer aller Altersklassen zu
begeistern.


Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik,
Frankfurt am Main

Das Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik wurde 2013 in Frankfurt am
Main gegründet und beschäftigt derzeit über 160 Mitarbeiter. Das Institut
erforscht interdisziplinär, was wem warum und unter welchen Bedingungen
ästhetisch gefällt. Dabei widmen sich die Forschungen in den drei
Abteilungen Sprache und Literatur, Musik sowie Neurowissenschaften
insbesondere den Grundlagen ästhetisch wertenden Wahrnehmens und Erlebens.

Das Max-Planck-Institut für empirische Ästhetik ist eine von 84
Forschungseinrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der
Wissenschaften e.V., einer der führenden Organisationen für
Grundlagenforschung in Europa. Weitere Informationen unter
https://www.ae.mpg.de


Originalpublikation:

Fischinger, T., Kaufmann, M., & Schlotz, W. (2018).

If it's Mozart, it must be good? The influence of textual information and
age on musical appreciation.

Psychology of Music. Advance online publication.

DOI:10.1177/0305735618812216
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8967: Aus aller Welt - 04.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Nayib Bukele wird neuer Präsident in El Salvador

Nayib Bukele hat die Präsidentschaftswahlen im zentralamerkianischen
Kleinstaat El Salvador mit mehr als 53 Prozent der Stimmen in der
ersten Wahlrunde gewonnen. Die Kandidaten der weit rechts stehenden
Republikanischen nationalistischen Allianz (Arena) und der
linksgerichteten Nationalen Befreiungsfront Farabundo Marti (FMLN),
Carlos Calleja und Hugo Martínez, kamen auf 31 beziehungsweise 14
Prozent. Der ehemalige Bürgermeister der Hauptstadt San Salvador war
für die kleine konservative Partei Große Allianz der Nationalen
Einheit (Gana) angetreten, einer Absplitterung der rechten Arena. Das
Regieren wird für Bukele schwer werden. Seine Partei verfügt im
Parlament nur über 11 der insgesamt 84 Sitze.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8967: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Messerangriff bei Ikea in Hamburg

Zwei Tage, nachdem ein 22-Jähriger im Ausgangsbereich einer
Ikea-Filiale im Hamburger Stadtteil Schnelsen von einem Unbekannten
niedergestochen wurde, hat die Polizei einen Verdächtigen in
Gewahrsam genommen. Wie die Behörden am Montag mitteilten, handelt es
sich bei dem Festgenommenen möglicherweise um einen psychisch kranken
Mann. Der 26-Jährige soll sich nach der Tat einem Betreuer offenbart
haben, der die Polizei daraufhin informierte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8964: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bombenanschlag in Mogadischu

In der somalischen Hauptstadt Mogadischu sind mindestens elf Menschen
bei einem Autombenanschlag getötet und 15 weitere verletzt worden.
Nach offiziellen Angaben detonierte der Sprengsatz vor einem
Einkaufszentrum. Die islamistische Shabaab-Miliz reklamierte den
Anschlag für sich. Der Angriff war demnach gegen ein Treffen von
leitenden Beamten in einem Restaurant neben dem Einkaufszentrum
gerichtet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8966: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ex-Parteichef Gabriel attackiert SPD-Chefin Nahles

Nach der Kritik von Alktanzler Gerhard Schröder an SPD-Chefin Andrea
Nahles meldete sich nun auch der ehemalige Parteivorsitzende Sigmar
Gabriel zu Wort. Auf Twitter lobte er die Vorschläge von
Sozialminister Hubertus Heil. Er bringt das Sozialministerium auf
Kurs, das noch vor zwei Jahren die Grundrente gemeinsam mit dem
Kanzleramt verhindert hatte. Gut so. Das Sozialressort leitete vor
zwei Jahren Andrea Nahles.

4. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8965: Tragisches und Kurioses - 04.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zehn Menschen durch Lawinen gestorben

Am vergangenen Wochenende sind mindestens zehn Wintersportler durch
Lawinen in den Alpen ums Leben gekommen.Im Aostatal starben sieben
Menschen, ein 18-Jähriger kam in Südtirol in der Provinz Bozen ums
Leben. Ein weiteres Todesopfer gab es in der Lombardei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8050: Aus Forschung und Technik - 04.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Methan aus der Marsatmosphäre spurlos verschwunden

Nach neuesten Messungen gibt es kein Methan mehr in der
Marsatmospäre. Der seit 2016 den Mars umkreisende ExoMars Trace Gas
Orbiter (TGO) der europäischen Weltraumagentur ESA konnte bei der
Untersuchung der Planetenatmosphäre keinerlei Methan nachweisen. 2004
hatten die Meßinstrumente der ESA-Sonde Mars Express noch
signifikante Spuren des Gases erfaßt. Die Forscher vermuten, daß
mögliche Methanquellen auf der Marsoberfläche versiegt sind - aus
welchen Gründen auch immer.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8063: Aus aller Welt - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Europäer befördern Regierungswechsel in Venezuela

Die Regierungen Spaniens, Frankreichs, Großbritanniens, Schwedens,
der Niederlande, Österreichs und Deutschlands haben sich am Montag
hinter den selbsternannten Interimspräsidenten Guaidó in Venezuela
gestellt, nachdem der amtierende sozialistische Präsident Maduro
nicht, wie zuvor gefordert, innerhalb einer Woche
Präsidentschaftswahlen anberaumt hatte. Die europäischen Staaten
folgen mit ihrer Entscheidung der Vorgabe Washingtons, das den
Oppositionspolitiker wie auch Kanada, Großbritannien und Israel
unmittelbar nach seiner Selbstvereidigung am 23. Januar als legitimes
Staatsoberhaupt des südamerikanischen Landes bezeichnete.

Maduro hat in Interviews wiederholt deutlich gemacht, daß er sich die
Einmischung aus dem Ausland verbietet und sich kein Ultimatum stellen
läßt. Seinen Kontrahenten bezeichnete der Präsident als Marionette
Washingtons. Die US-Regierung hat bereits das Militär in Venezuela
aufgefordert, gegen Maduro zu rebellieren. Außerdem behält sich
US-Präsident Trump vor, in Venezuela militärisch zu intervenieren.

Der Leiter der Lateinamerikaabteilung im russischen
Außenministerium, Schtschetinin, erklärte laut Interfax, das Ziel der
internationalen Gemeinschaft sollte sein, Venezuela ohne destruktive
Einmischung von außen zu helfen.

Die von der Opposition dominierte Nationalversammlung Venezuelas hat
die Wahl Maduros zu seiner zweiten Amtszeit nicht anerkannt. Guaidó
als Vorsitzender der Nationalversammlung beruft sich bei seinem
Präsidentschaftsanspruch auf die Verfassung seines Landes. Diese
sieht für eine ähnliche Situation, in der der Präsident wegen
Krankheit sein Amt nicht ausüben kann, vor, daß der Präsident der
Nationalversammlung die Regierungsgeschäfte bis zur Wahl eines neuen
Präsidenten übernimmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8022: Medizin und Gesundheitswesen - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Frittierte Lebensmittel sollen Herzinfarktrisiko erhöhen

Frittierte Lebensmittel haben in der Medizin schon länger keinen
guten Ruf. Jetzt will eine neue US-Studie laut Deutschem Ärzteblatt
ergeben haben, daß der regelmäßige Verzehr von frittierten
Lebensmitteln das Sterberisiko erhöht. Wie die Wissenschaftler um Wei
Bao vom Department of Epidemiology der University of Iowa
berichteten, soll insbesondere das Risiko erhöht sein, an einem
Herzinfarkt zu sterben. So soll, wer eine oder mehrere Portionen
frittierte Lebensmittel pro Tag ißt, ein um 8 Prozent höheres Risiko
haben als diejenigen, die keine frittierten Lebensmittel aßen.
Allerdings fanden die Forscher keinen Hinweis darauf, daß der Verzehr
von frittierten Lebensmitteln mit einem höheren Krebsrisiko verbunden
ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8051: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Schüsse aus Schreckschußpistole lösen Polizeigroßeinsatz aus

Am Sonntagabend hat ein Augenzeuge am US-Air-Field bei Wiesbaden
einen Großeinsatz der Polizeidirektion Wiesbaden und der benachbarten
Direktionen ausgelöst, weil er meldete, aus einem weißen Lieferwagen
heraus seien Schüsse in Richtung Flughafen abgegeben worden. Die
Polizeikräfte entdeckten mit Unterstützung von einem Hubschrauber aus
das Fahrzeug in einem Gewerbegebiet, wo auch der Fahrer und der
Beifahrer wohnten. Im Verhör der 20 und 26 Jahre alten Männer stellte
sich heraus, daß der Beifahrer eine Schreckschußpistole im Freien
testen wollte. Von dem naheliegenden Militärflughafen hatten die aus
Thüringen stammenden Handwerker nichts gewußt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7974: Sprache, Kunst und Medium - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Man-Booker-Prize muß sich nach neuem Sponsor umsehen

Nachdem der britische Journalist und Erfolgsautor Sebastian Faulks im
vergangenen Jahr die Zusammensetzung der Sponsorengruppe für den
renommierten englischsprachigen Booker-Preis scharf angegriffen hatte,
erklärte kürzlich der als "Feind" bezeichnete Hedgefonds Man Group
seinen Rückzug. Seit 2002 hatte die Firma umgerechnet rund 28,6
Millionen Euro für die Stiftung zur Verfügung gestellt, wie der Sender
Sky News berichtet hatte.

Nun sucht das Komitee nach einem neue Geldgeber. Bis zum kommenden
Jahr hofft man, fündig zu werden, damit das Preisgeld von bisher
50.000 Pfund für den Gewinner beibehalten werden kann. Die
Auszeichnung ist im englischsprachigen Raum sehr gefragt, schon weil
nach der Nominierung regelmäßig mit höheren Auflagen zu rechnen ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8041: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Gefahr für die europäische Sicherheitsarchitektur

Das russische Außenministerium hat daran erinnert, daß der von
Washington aufgekündigte INF-Vertrag zur Verhinderung der
Stationierung von bodengestützten Mittelstreckenraketen eine
besonders große Bedrohung für Europa aus der Welt schaffen sollte.
Würden Mittelstreckenraketen der USA in Europa stationiert werden,
stünde die Region im Mittelpunkt eines kriegerischen Konflikts. Die
Aufhebung des Vertrages werde weitreichende Auswirkungen auf die
gesamte europäische Sicherheitsarchitektur haben, verlautete am
Montag aus Moskau. Außenminister Lawrow sagte laut Interfax in
Bischkek, erst wenn die USA die Verantwortung für das bevorstehende
Ende des Vertrages übernähmen, sei Rußland bereit, über alles zu
verhandeln. Er bedauerte, daß die Vereinigten Staaten entschieden
hätten, das gesamte Waffenkontrollsystem zu zerstören. Die
US-Regierung und ihre NATO-Partner werfen Rußland vor, mit dem neuen
Marschflugkörper 9M729 gegen den INF-Vertrag zu verstoßen. Dabei
legen sie eine Reichweite des Geschosses von weit über 2000
Kilometern statt der von Rußland angegebenen 480 Kilometer zugrunde.
Nachdem die US-Regierung Rußland die Vertragsaufkündigung offiziell
mitgeteilt hatte, hat auch Moskau Abstand von dem Abkommen genommen.
Der Vertrag läuft vereinbarungsgemäß sechs Monate nach der
Aufkündigung aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8055: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Herzlicher Empfang für Bundeskanzlerin Merkel in Tokio

Bundeskanzlerin Angela Merkel ist am Sonntagabend für zwei Tage nach
Japan geflogen. In Tokio sprach sie am Montag mit Ministerpräsident
Shinzo Abe. Für Dienstag waren Treffen mit dem scheidenden Kaiser
Akihito und seinem designierten Nachfolger Naruhito vorgesehen.

Die Kanzlerin unterstrich mit ihrem fünften Besuch in Japan die
Bedeutung des am Freitag in Kraft getretenen Freihandelsabkommens der
Europäischen Union und Japans. Merkel sprach sich in der japanischen
Hauptstadt für eine regelbasierte Weltordnung aus und erklärte die
Freundschaft beider Länder zum Ansporn in einer Welt, in der manches
in Unordnung ist, doch enger zusammen zu arbeiten. Auf Japan und
Deutschland komme eine immer größere Verantwortung für die Stabilität
und den Wohlstand der internationalen Staatengemeinschaft zu, sagte
wiederum Abe.

Beide setzen sich für den Ausbau der bilateralen Beziehungen in den
Bereichen Wirtschaft und Wissenschaft ein. Dabei geht es unter
anderem um Fragen der Datensicherheit und -ethik in den
digitalisierten Gesellschaften, künstliche Intelligenz, autonomes
Fahren und neue Antriebe. Merkel empfahl Deutschland als
Kooperationspartner Japans in Afrika sowie in dessen Chinapolitik.
Der Wirtschaftsdelegation, die Merkel nach Japan begleitete, gehörten
unter anderem der Siemens-Chef Joe Kaeser und der BDI-Chef Dieter
Kempf an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8024: Tragisches und Kurioses - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Fußballer Sala schickte Botschaft aus abstürzender Chartermaschine

Zwei Wochen nach dem Absturz eines englischen Charterflugzeugs über
dem Ärmelkanal wurden das Wrack und "mindestens eine Leiche" gefunden,
berichtete der Deutschlandfunk.

Als Passagier befand sich der argentinische Profi-Fußballer Sala an
Bord. Kurz bevor der Kontakt abriß, hatte der 28jährige eine Nachricht
geschickt, in der er davon sprach, daß die Maschine "gleich
auseinanderzufallen scheine", er habe Angst.

Sala, der bisher beim walisischen Verein Cardiff City unter Vertrag
stand, war auf dem Weg zu seinem neuen Arbeitgeber, dem FC Nantes in
der Bretagne.

4. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8052: Arbeit, Soziales und Familie - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



"Ende Gelände" besetzt Braunkohlebagger von LEAG und MIBRAG

Umweltaktivisten haben am Montag mehrere Stunden lang Bagger in den
Lausitzer Braunkohletagebauen Jänschwalde und Welzow Süd der Lausitz
Energie Verwaltungs GmbH (LEAG) besetzt. Auch im Tagebau Vereinigtes
Schleenhain südlich von Leipzig bestiegen Aktivisten und
Aktivistinnen einen Braunkohlebagger, um ihre Forderung nach einem
sofortigen Kohleausstieg deutlich zu machen. Außerdem dürfen die
Dörfer Proschim in der Lausitz sowie Pödelwitz und Obertitz bei
Leipzig nicht abgebaggert werden. Der Tagebaubetreiber Mitteldeutsche
Braunkohlengesellschaft (MIBRAG) erstattete Anzeige wegen Störung
des Betriebs. Die Umweltaktivisten gehören zur Bewegung "Ende
Gelände", die zur Zeit bundesweit eine Protestwoche durchführt. Die
von der Bundesregierung eingesetzte Kommission für Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung hatte vor einer Woche vorgeschlagen,
zum Beispiel bis 2038 aus der Kohle auszusteigen. LEAG zufolge
torpedieren die Umweltschützer mit ihren Aktionen den
gesellschaftlichen Konsens, obwohl sie, vertreten durch die
beteiligten Umweltverbände, mit am Kommissionstisch saßen. "Ende
Gelände" kritisiert unter anderem an der Kohlekommission, daß sie
keinen genauen Ausstiegspfad für die Kohlekraftwerke im Osten
Deutschlands, aber Entschädigungszahlungen für LEAG und MIBRAG
vorgeschlagen hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8033: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Eiseskälte erreicht Ostküste der USA

Der Mittlere Westen der Vereinigten Staaten hat sich zu einem wahren
Eiskeller entwickelt. Jetzt verbreitet sich die extreme Kältewelle
aus der Arktis bis hin zur Ostküste. Wie afp meldete, warnt der
Nationale Wetterdienst NWS vor gefährlichem Winterwetter in den
Metropolen Bosten im Ostküstenstaat Massachusetts. Auch soll sich die
Zahl der registrierten Kältetoten inzwischen auf 21 erhöht haben.
Eine leichte Entspannung sagte der Wetterdienst für den Mittleren
Westen voraus. Dort sollen die Temperaturen nach -53 Grad in
Minnesota, -51 Grad in Wisconsin, -50 Grad in Iowa und -48 Grad in
Illinois wieder steigen. Allerdings ist auch das nicht ohne Gefahren.
So warnte die US-Katastrophenschutzbehörde (Fema) angesichts der
womöglich bevorstehenden schnellen Schneeschmelze vor der Gefahr von
Überschwemmungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8040: Märkte und Finanzen - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Vehiculum bietet Leasing-Verträge für Fiat 500 über Lidl an

Das Berliner Start-up Vehiculum bietet über den Online-Shop des
Lebensmittelhändlers Lidl ab sofort den Kleinwagen Fiat 500 zum
Leasing an. Das auf 1000 Fahrzeuge limitierte Angebot gilt bis Ende
April. Der Online-Abschluß des Leasing-Vertrags soll nur 15 Minuten
in Anspruch nehmen. Gegen Aufpreis umfaßt das Angebot Wartungskosten,
Kfz-Haftpflicht- und Vollkaskoversicherung sowie Winterreifen. Der
Vertrieb über Lidl ist für das Leasing-Unternehmen ein Test.

4. Februar 2019
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WISSENSCHAFT/8056: Aus Forschung und Technik - 04.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Experten warnen vor smarten Glühbirnen

Smartphones waren gestern, die Zukunft gehört dem Smarthome. Kaum
eine Technologie zieht im Moment die Menschen mehr in den Bann wie die
Vernetzung der eigenen vier Wände. Allerdings bestehen Zweifel daran,
ob man künftig tatsächlich noch den Begriff "eigen" benutzen
kann. So können laut t3n.de IoT-Geräte wie smarte Glühbirnen ein
Sicherheitsrisiko darstellen. Denn selbst, wenn sie längst auf den
Müll geworfen wurden, können sie noch sensible Daten wie das
persönliche WLAN-Passwort verraten. Dies haben ausführliche
Untersuchungen der Website Limited Results ergeben. Den Technikern
gelang es, mehrere smarte Glühbirnen von Anbietern wie Lifx, Xiaomi,
Tuya und Wiz nicht nur in Betrieb zu nehmen. Anschließend konnten sie
sogar die darin verbauten Leiterplatten auslesen. Eine solche
Sicherheitslücke ist nicht hinnehmbar, da sie Hackern Tür und Tor für
ihre Manipulationen öffnet.

4. Februar 2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/532: Wie Pflanzen mit Eisenmangel umgehen (idw)


Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 31.01.2019

Wie Pflanzen mit Eisenmangel umgehen

Botanik: Veröffentlichung in Developmental Cell



31.01.2019 - Gemeinsam haben Forschungsgruppen von der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (HHU) und Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster (WWU) eine neue Schaltzelle gefunden, mit der
Pflanzen ihre Reaktionen auf Eisenmangel steuern. Die Ergebnisse ihrer
Forschungen an der Modellpflanze Arabidopsis thaliana veröffentlichen sie
heute in der Fachzeitschrift Developmental Cell.

Eisen ist ein lebenswichtiger Nährstoff für Pflanzen, Tiere und auch den
Menschen. Es wird für vielfältige Stoffwechselvorgänge benötigt, zum
Beispiel für die Photosynthese und die Atmung. Fehlt dem Menschen Eisen,
führt dies zu erheblichen gesundheitlichen Einschränkungen, die weltweit
Jahr für Jahr Millionen von Menschen betreffen. Eisen gelangt durch
Pflanzen direkt oder indirekt in die Nahrungskette von Menschen. Auch wenn
Eisen im Boden grundsätzlich in großer Menge vorhanden ist, kann es
aufgrund der konkreten Bodenbeschaffenheit zu Eisenmangel bei Pflanzen
kommen. Auch variiert der Bedarf einer Pflanze an Eisen im Laufe ihrer
Entwicklung abhängig von äußeren Lebensumständen.

Da Pflanzen ortsfest sind, können sie nicht aus ihrer jeweiligen Situation
fliehen. Sie entwickelten deshalb Strategien, um wechselnde
Umweltbedingungen frühzeitig erkennen zu können und sich daran anzupassen.
Das Verständnis der Prozesse, wie sich Pflanzen auf eine schwankende
Nährstoffversorgung bei unberechenbaren Umweltfaktoren einstellen, ist
auch für die Landwirtschaft und die mit ihr zusammenarbeitende Forschung
von großer Bedeutung, wenn es darum geht, neue Nutzpflanzensorten zu
züchten, die hohe Erträge gerade angesichts des Klimawandels erzielen.

Die Eisenregulation ist ein wichtiges Modellsystem in der
Pflanzenbiologie, um die Verstrickung zellulärer Regulationsprozesse und
die damit verbundenen Signalwege in der Pflanze zu verstehen.
Forscherinnen und Forscher von der HHU um Prof. Dr. Petra Bauer und ihre
Mitarbeiterin Dr. Tzvetina Brumbarova und an der WWU um Prof. Dr. Jörg
Kudla und Prof. Dr. Uwe Karst haben die speziellen Mechanismen und die
Dynamik eines Proteins namens "FIT" bei der Eisenaufnahme untersucht und
zelluläre Informationsprozesse aufgedeckt, welche auf FIT einwirken.

Das FIT-Protein wurde von Prof. Bauers Arbeitsgruppe entdeckt und seine
Regulationsmechanismen werden am Institut für Botanik der HHU untersucht.
FIT kann in einem aktiven und einem inaktiven Zustand vorliegen. Bei der
Modellpflanze Arabidopsis thaliana ist es maßgeblich für die Regelung der
Eisenaufnahme verantwortlich. Wie die Pflanze jedoch entscheidet, wieviel
Eisen sie aufnimmt und wie sie diese Information an den Regulator FIT
überträgt, ist Gegenstand der aktuellen Forschung an der HHU. Über den in
Düsseldorf beschriebenen FIT-Regulationsmechanismus werden verschiedene
Signale zusammengeführt, mit denen die Pflanze auf Umwelt- und
Stressbedingungen reagiert.

Die münsterschen Pflanzenbiologen um Prof. Kudla vom Institut für Biologie
und Biotechnologie der Pflanzen sind spezialisiert auf das Verstehen der
sogenannten zellulären Signaltransduktion, insbesondere der
Kalzium-Signaltransduktion. Dabei handelt es sich um eine
Signalübermittlung, bei der die Pflanze Umweltinformationen umwandelt,
weiterleitet und beispielsweise Stressantworten auslöst - oder wie jetzt
gezeigt den besseren Umgang mit Eisenmangel. Dazu hat das Team des
WWU-Institutes für Anorganische und Analytische Chemie um Prof. Karst die
Analytik der Eisenkonzentration in den Pflanzen vorgenommen.

Was Eisen mit Kalzium genau zu tun hat, war bislang unklar. Nun fanden die
Forschungsteams an der HHU und WWU heraus, dass Eisenmangel
Kalzium-Signale auslöst und dadurch den FIT-Regulationsmechanismus
maßgeblich beeinflusst. In der in Developmental Cell veröffentlichten
gemeinsamen Studie beschreiben die Forschungsteams, dass das mit der
Kalziumdetektion zusammenhängende Enzym CIPK11 mit dem FIT-Protein
interagieren und dieses markieren kann. Letztlich kann die Pflanze durch
diese FIT-Aktivierung die Eisenaufnahme über die Wurzeln und die
Eisenspeicherung in den Samen steuern.

"Wir konnten molekularen und zellulären Mechanismen auf die Spur kommen,
die FIT mit der Entschlüsselung von Kalziumsignalen verknüpfen. Dies
wiederum ist wichtig, wenn die Pflanze die Eisenaufnahme abhängig von
äußeren Faktoren steuern muss", so Dr. Brumbarova und Prof. Bauer. Prof.
Kudla ergänzt: "Unsere Entdeckung hat Einfluss auf biologische und auch
medizinische Fragestellungen, bei denen es um Nährstoffe,
Entwicklungsprozesse und Stressverhalten geht."


Originalpublikation:

Regina Gratz, Prabha Manishankar, Rumen Ivanov, Philipp Köster, Inga
Mohr, Ksenia Trofimov, Leonie Steinhorst, Johannes Meiser, Hans-Jörg Mai,
Maria Drerup, Sibylle Arendt, Michael Holtkamp, Uwe Karst, Jörg Kudla,
Petra Bauer, and Tzvetina Brumbarova,

CIPK11-dependent phosphorylation modulates FIT activity to promote
Arabidopsis iron acquisition in response to calcium signaling,

Developmental Cell (2019).

DOI: 10.1016/j.devcel.2019.01.006

Weitere Informationen unter:

https://www.cell.com/developmental-cell/fulltext/S1534-5807(19)30006-1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution223
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, 31.01.2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1307: Software für die automatisierte Erkennung von Fake News (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.02.2019

Software für die automatisierte Erkennung von Fake News



Erfundene Nachrichten, verdrehte Fakten - Fake News verbreiten sich
rasant im Netz und werden oft unbedacht geteilt, vor allem in den Sozialen
Medien. Fraunhofer-Forscherinnen und -Forscher haben ein System
entwickelt, das Social Media-Daten automatisiert auswertet und bewusst
gestreute Falschmeldungen und Desinformationen gezielt herausfiltert. Das
Tool nutzt dafür sowohl inhalt-liche als auch Metadaten, wobei es die
Klassifikation mit Machine Learning erworben hat und diese in Interaktion
mit dem Nutzer während der Anwendung verbessert.

Falschmeldungen werden zur Stimmungsmache oder Hetze gegen einzelne oder
mehrere Personen genutzt. Sie sollen die öffentliche Meinung zu bestimmten
aktuellen Themen beeinflussen und manipulieren. Diese Fake News verbreiten
sich rasant über das Internet, vor allem über Soziale Medien wie Facebook
und Twitter. Sie zu identifizieren ist schwierig. Hier setzt ein
Klassifikationstool des Fraunhofer-Instituts für Kommunikation,
Informationsverarbeitung und Ergonomie FKIE an. Es wertet Informationen
aus Social Media-Beiträgen automatisiert aus. Das System erschließt große
Datenmengen. Es bewertet nicht nur Texte, sondern bezieht auch Metadaten
in die Analyse ein und bereitet die Ergebnisse grafisch auf. »Mit unserer
Software fokussieren wir uns auf Twitter und Webseiten. In den Tweets
werden die Links veröffentlicht, unter denen die eigentlichen Fake News zu
finden sind. Die sozialen Medien liefern sozusagen den Trigger. Die
eigentlichen Falschmeldungen finden sich häufig auf Webseiten, die denen
von Nachrichtenagenturen nachempfunden und nur schwer von den Originalen
zu unterscheiden sind. Oftmals liegen ihnen DPA-Meldungen zugrunde, die
sprachlich verändert wurden«, erläutert Prof. Dr. Ulrich Schade,
Wisssenschaftler am Fraunhofer FKIE, dessen Forschungsgruppe das Tool
entwickelt hat.

Im ersten Schritt bauen Schade und sein Team Bibliotheken mit seriösen
Beispielbeiträgen auf sowie mit solchen Texten, die der Nutzer als Fake
News klassifiziert. Mithilfe dieser Lernsets wird das System trainiert. Um
Falschmeldungen herauszufiltern, wenden die Forscherinnen und Forscher
»Machine Learning«-Verfahren an, die automatisiert nach bestimmten
Merkmalen in den Texten und den Metadaten suchen. Das können
beispielsweise in einem politischen Kontext auf semantischer Ebene
Formulierungen und Wortkombinationen sein, die sich weder im alltäglichen
Sprachgebrauch noch in der journalistischen Berichterstattung finden wie
»die aktuelle Bundeskanzlerin«. Zu den Merkmalen zählen auch sprachliche
Fehler. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der Autor für die
Formulierung der Fake News Deutsch und nicht seine eigene Muttersprache
verwendet. Dann deuten etwa falsche Gedankenstriche, Orthografie-,
Deklinations- oder Satzbaufehler darauf hin, dass eine Meldung eine Fake
News sein könnte. Unangemessene Ausdrücke oder umständliche Formulierungen
können ein weiteres Indiz sein.

»Füttern wir unser Tool mit vielen Merkmalen, so sucht sich das Verfahren
selbstlernend diejenigen heraus, die funktionieren. Entscheidend ist auch,
welche 'Machine Learning'-Verfahren dann die besten Ergebnisse liefern.
Das ist sehr aufwändig, da man die diversen Algorithmen mit
unterschiedlichen Kombinationen von Merkmalen durchrechnen lassen muss«,
so Schade.

Metadaten liefern entscheidende Hinweise

Zu den Merkmalen zählen auch Metadaten. Diese spielen eine wichtige Rolle,
wenn es darum geht, richtige von falschen Meldungen zu unterscheiden: Wie
häufig wird gepostet, wann wird ein Tweet abgesetzt und um welche Uhrzeit.
Aufschlussreich ist der Zeitpunkt eines Posts. Er kann darauf hinweisen,
aus welchem Land und welcher Zeitzone der Sender Meldungen absetzt. Eine
hohe Sendefrequenz deutet auf Bots hin, was die Wahrscheinlichkeit einer
Fake News erhöht. Die Social Bots senden ihre Links an sehr viele Nutzer,
um etwa Unsicherheit in der Bevölkerung zu verbreiten. Auch die Vernetzung
der Accounts und Follower kann für Analysten von großer Bedeutung sein.

Die Sendedaten und deren Anzahl aber auch die Netze der Follower lassen
sich in Form von Heatmaps und Graphen visualisieren. Aus der Struktur der
Netze und ihrer Knoten lässt sich beispielsweise ablesen, welcher Knoten
eine Fake News in Umlauf gebracht oder eine Fake News-Kampagne initiiert
hat.

Auch Hate Speech lässt sich automatisiert erkennen. Beiträge, die sich als
Nachrichten ausgeben, aber in Passagen Hate Speech verwenden, verweisen
gern über Links auf Fake News. »Hier ist es dabei wichtig, einen
Klassifikator zu entwickeln, der die eindeutigen Fälle identifiziert. Dies
sind beispielsweise Ausdrücke wie 'Politischer Abschaum' oder 'Nigger'«,
sagt der Linguist und Mathematiker.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler können ihr System an
unterschiedliche Arten von Texten anpassen, um diese zu klassifizieren.
Sowohl Behörden als auch Unternehmen nutzen das Tool, um gezielt
Desinformation aufzudecken und umfassend zu bekämpfen. »Unsere Software
lässt sich für jeden Kunden individuell anpassen und trainieren. Behörden
kann es als Frühwarnsystem dienen«, sagt Schade.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 01.02.2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SICHERHEIT/959: Schwarzer Tag für Frieden und Stabilität - Die Aufkündigung des INF-Vertrages wäre ein schwerer Fehler


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Februar 2019

Schwarzer Tag für Frieden und Stabilität: Die Aufkündigung des INF-Vertrages wäre ein schwerer Fehler



Anlässlich des erwarteten Austritts der USA aus dem INF-Vertrag
erklären Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, und Katja Keul,
Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Der 2. Februar 2019 droht ein schwarzer Tag für Frieden und Stabilität
weltweit zu werden. Sollten die USA wie erwartet ihren Austritt aus
dem INF-Vertrag erklären, wäre das ein herber Rückschlag für die
Rüstungskontrolle und internationale Kooperation. Es blieben nur noch
sechs Monate bis einer der größten und bisher erfolgreichsten
Rüstungskontrollverträge endgültig Geschichte wäre.

Deutschland und Europa dürfen dem gegenüber nicht in Schockstarre
verfallen, sondern müssen umso energischer für eine Wiederbelebung der
nuklearen Abrüstung kämpfen und so die kaum abschätzbaren Risiken
eines drohenden Rüstungswettlaufs verhindern. Der bisherige Druck auf
Russland hat bereits dazu geführt, dass Moskau seine neuen
Marschflugkörper, die in Verdacht stehen die Bedingungen des Vertrages
zu verletzen, öffentlich vorgeführt hat. Die kommenden Wochen müssen
dazu genutzt werden, weitere Verifikationsmaßnahmen voran zu bringen
und parallel für eine Wiederaufnahme des Dialoges auch zusammen mit
Staaten wie China zu kämpfen.

Wer jetzt großspurig Aufrüstungsdebatten für Europa führt, der spielt
mit dem Feuer und riskiert eine unkalkulierbare Rüstungsspirale. Von
der Bundesregierung erwarten wir ein klares Nein zur nuklearen
Bewaffnung. Genau jetzt muss sie sich umso mehr für einen Abzug
amerikanischer Atomwaffen aus Deutschland einsetzen und dem
Atomwaffensperrvertrag beitreten. Die Bundesregierung kann
international nur ein glaubwürdiger Akteur sein, wenn sie sich auch
national klar für nukleare Abrüstung entscheidet.

Das Verbot nuklearer Mittelstreckenraketen liegt im existentiellen
Sicherheitsinteresse Europas und das muss die Bundesregierung in aller
Klarheit laut und deutlich kommunizieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





ARBEIT/830: "Gezielt helfen, nicht mit der Gießkanne"


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Februar 2019

"Gezielt helfen, nicht mit der Gießkanne"



Zu dem von Bundesarbeitminister Heil vorgestellten Konzept einer
Grundrente können Sie den arbeitsmarkt- und sozialpolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß, wie folgt
zitieren:

"Die Union will, dass in Sachen Rente der Koalitionsvertrag umgesetzt
wird. Dort steht, dass wir demjenigen, der 35 Jahre lang gearbeitet
und Beiträge bezahlt hat, deutlich mehr geben wollen als nur die
Grundsicherung. Was Hubertus Heil vorlegt entspricht aber nicht dem
Koalitionsvertrag. Wir wollen ein differenziertes System, das am
tatsächlichen Bedarf ansetzt und dann die Rente aufstockt. Das soll
auch über die Rentenversicherung erfolgen. Das ist finanzierbar. Und
wir verteilen Geld nicht mit der Gießkanne , sondern helfen gezielt
demjenigen, der zu wenig Rente hat. Zudem wollen wir das
selbstgenutzte Wohneigentum besser schützen. Dazu macht Heil leider
gar keinen Vorschlag."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1813: NATO muss geschlossen bleiben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 1. Februar 2019

NATO muss geschlossen bleiben

Russland verletzt INF-Vertrag - Alle Optionen bleiben auf dem Tisch



US-Präsident Trump hat am heutigen Freitag den Austritt der
Vereinigten Staaten aus dem INF-Vertrag erklärt. Dazu nehmen der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann
David Wadephul, und der außenpolitische Sprecher Jürgen Hardt
Stellung.

Johann David Wadephul: "Russland hat den INF-Vertrag
offenkundig gebrochen und war bis heute nicht bereit, Zweifel an
seiner Vertragstreue überzeugend auszuräumen. Die NATO muss in ihrer
Reaktion auf den russischen Vertragsbruch geschlossen bleiben. Dies
gilt erst recht, als Russland schon jetzt alles tut, um in dieser
Frage einen Keil zwischen die USA und Europa zu treiben und zudem die
Europäer zu spalten. Es darf keinen deutschen Sonderweg geben - schon
gar nicht von Deutschland als europäischem Schlüsselland in der NATO.
Angesichts dieser Situation war es grundlegend falsch von
Außenminister Maas, ungefragt und von vornherein bereits mögliche
NATO-Reaktionen auszuschließen. Das untergräbt die Geschlossenheit
des Bündnisses und schwächt die Verhandlungsposition gegenüber
Russland. Alle Optionen müssen auf dem Tisch bleiben."

Jürgen Hardt: "Der INF-Vertrag ist Kern der europäischen
Sicherheits- und Abrüstungsarchitektur. Es ist bedauerlich, dass sich
die USA zu diesem Schritt genötigt sahen, doch die begründeten
Zweifel an der Vertragstreue Russlands wiegen schwer. Noch hat
Russland die Möglichkeit, seinen Kurs zu korrigieren. In den
kommenden sechs Monaten bleibt Zeit, die Zweifel auszuräumen und die
Raketen vom Typ SSC-8 zu vernichten. Die CDU/CSU-Fraktion fordert die
russische Regierung auf, auf diesen Weg des Friedens und der
Vertrauensbildung zurückzukehren.

Wir können es nicht zulassen, dass Russland Europa mit neuen
nuklearen Waffen bedroht. Mehr noch als die Verschiebung des
strategischen Gleichgewichts wiegt die politische Absicht Moskaus,
mit der Frage atomarer Mittelstreckenraketen die NATO zu spalten. Die
Geschlossenheit der NATO hat uns immer stark gemacht. Sie steht auch
jetzt nicht in Frage. Geschlossenheit ist ein Wert an sich.

Die CDU/CSU-Fraktion setzt sich dafür ein, ein multilaterales
Vertragsregime zu verhandeln, das alle Staaten zur Vernichtung
nuklear bestückbarer landgestützter Mittelstreckenraketen
verpflichtet."

Hintergrund

Ein Papier der CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit Fragen und Antworten
zum INF-Vertrag finden Sie unter folgendem Link.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1951: Grundrente zeitnah umsetzen, Verunsicherung hilft wirklich Bedürftigen nicht


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. Februar 2019

Grundrente zeitnah umsetzen, Verunsicherung hilft wirklich
Bedürftigen nicht



Zum Vorschlag einer Grundrente von Bundesarbeitsminister Heil können
Sie den für Arbeit und Soziales zuständigen, stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Hermann Gröhe, wie folgt
zitieren:

"Menschen, die jahrzehntelang gearbeitet, Kinder erzogen und
Angehörige gepflegt haben, sollen zur Vermeidung von Bedürftigkeit
ein regelmäßiges Alterseinkommen von 10% oberhalb der Grundsicherung
erhalten. Die Union steht zu dieser Verabredung im Koalitionsvertrag.
Die Vorschläge von Minister Heil gehen jedoch weit über den
Koalitionsvertrag hinaus. Wir brauchen jetzt schnell eine
Verständigung, wie der Koalitionsvertrag umgesetzt werden soll.
Verunsicherung und neue Vorschläge mit Kosten in Milliardenhöhe
helfen denen nicht, deren Situation wir zeitnah verbessern wollen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





SOZIALES/1950: Kommunen müssen ihre Jugendämter stärken


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 1. Februar 2019

Kommunen müssen ihre Jugendämter stärken



Zu den aktuellen Presseberichten im Zusammenhang mit dem mutmaßlichen
sexuellen Missbrauch von mindestens 23 Kindern im Kreis Lippe können
Sie den familienpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Marcus Weinberg, wie folgt zitieren:

"Ich frage mich, was in Deutschland schief läuft, wenn zwei
Jugendämter einem Mann, dessen Wohnverhältnisse schon an sich nicht
kindeswohlgerecht sind, anscheinend die Pflegschaft eines kleinen
Mädchens überlassen, während an anderen Orten die Jugendämter schon
bei sehr viel geringeren Anlässen und teilweise zu früh die Kinder
aus Familien nehmen? Die Praxis der Jugendämter ist höchst
unterschiedlich und ist an manchen Orten in Deutschland desaströs.
Den konkreten Fall gilt es jetzt genau aufzuklären. Aber
grundsätzlich dürfen Kommunen nicht bei ihren Jugendämtern am
Personal, an dessen Weiterbildung, an ausreichend Zeit für den
Einzelfall, an der Setzung von Standards und Qualitätssicherung
sparen. Sie müssen der wichtigen Aufgabe der Jugendämter mehr
Priorität einräumen. Ansonsten ist am Ende eine Kinderseele zerstört,
es wird den Entscheidern im Jugendamt große Schuld aufgeladen und der
Glaube der Bürgerinnen und Bürger in den Staat wird ausgehöhlt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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UMWELT/804: Gegen Symbolgesetze - für konkreten Klimaschutz


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 1. Februar 2019

Gegen Symbolgesetze - für konkreten Klimaschutz



Das Bundesumweltministerium plant zur Erreichung der Klimaziele 2030
ein "Klimaschutz(Kern)gesetz". Hierzu erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Georg Nüßlein:

"Wir brauchen kein Symbolgesetz, das in der Substanz nichts bringt.
Wir brauchen keinen 'Volksklimaplan', der die Marktwirtschaft
ersetzen soll, keinen demokratisch nicht legitimierten Klimarat, der
die Regierung kontrolliert, keine Umweltverbände, die Minister
verklagen. Die Union will konkreten, innovativen und
kosteneffizienten Klimaschutz, der uns im internationalen Wettbewerb
stärkt statt schwächt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/742: Wissenschaftliche Überprüfung der Schadstoff-Grenzwerte richtig


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 1. Februar 2019

Wissenschaftliche Überprüfung der Schadstoff-Grenzwerte
richtig



Zur Erklärung der EU-Kommission, die Grenzwerte für Schadstoffe in
der Luft überprüfen zu wollen, können Sie den für Verkehr zuständigen
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich
Lange, gerne wie folgt zitieren:

"Wir begrüßen, dass die EU-Kommission die Grenzwerte für Stickoxid
und andere Schadstoffe in der Luft überprüft. Bundesverkehrsminister
Andreas Scheuer hatte mit Nachdruck eine wissenschaftliche
Überprüfung der Grenzwerte angestoßen. Gerade vor dem Hintergrund der
aktuellen Debatten zu dem Thema ist das ein wichtiger Schritt.
Schließlich geht es hier auch um Auswirkungen auf die Mobilität der
Menschen. Das können wir nicht auf die leichte Schulter nehmen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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FINANZEN/1539: Union und das Land Hamburg haben nur die Interessen der reichen Immobilienbesitzer im Auge


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Februar 2019

Union und das Land Hamburg haben nur die Interessen der reichen Immobilienbesitzer im Auge



"Die unionsgeführten Bundesländer und Hamburg müssen ihren Kampf gegen
eine wertabhängige Grundsteuer endlich aufgeben", erklärt Jörg
Cezanne, Mitglied des Finanzausschusses für die Fraktion DIE LINKE,
anlässlich der Beratungen von Bundesfinanzminister Olaf Scholz mit
seinen Länderkollegen zur Grundsteuer am heutigen Tag. Cezanne weiter:

"Wir stärken Bundesfinanzminister Scholz den Rücken, sein
ursprüngliches Modell einer wertabhängigen Grundsteuer
weiterzuverfolgen. Die Union und das Land Hamburg haben nur die
Interessen der reichen Immobilienbesitzer im Auge. Ziel bei der Reform
der Grundsteuer muss aber eine gerechtere Verteilung der Steuerlast
sein. Ein reines Flächenmodell nach dem Vorschlag der unionsgeführten
Länder subventioniert die Reichen, weil für die Luxusvilla und die
Sozialwohnung pro Quadratmeter dann dieselbe Grundsteuer fällig wird.

Die wichtigste Maßnahme zum Schutz der Mieterinnen und Mieter muss
sein, die Umlagefähigkeit der Grundsteuer auf die Mieter durch
Änderung der Betriebskostenverordnung zu beenden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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FINANZEN/1538: Jahresbilanz - Deutsche Bank setzt auf das falsche Pferd


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Februar 2019

Jahresbilanz - Deutsche Bank setzt auf das falsche Pferd



"Das Investmentbanking der Deutschen Bank ist ein Grab. Die Gewinne
aus Wertpapierhandel haben sich halbiert, die aus dem Privat- und
Firmenkundengeschäft fast verdoppelt. Die Deutsche Bank setzt auf das
falsche Pferd. Eine Fusion aus Deutscher Bank und Commerzbank wäre
fatal. Zwei Truthähne ergeben keinen Adler", kommentiert Fabio De
Masi, stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, die Jahresbilanz der Deutschen Bank. De Masi
weiter:

"Das Engagement der Bundesregierung bei Deutscher Bank und Commerzbank
fassen die Märkte als implizite Staatsgarantie für die Deutschen Bank
auf. Wir brauchen aber keinen 'nationalen Zocker-Champion', der den
Giftmüll bei den Steuerzahlern ablädt. Der Bruttoderivatebestand der
Deutschen Bank beträgt 48 Billionen Euro, die Bilanzsumme ist immer
noch fast so groß wie das Bruttoinlandsprodukt Italiens. Die Deutsche
Bank muss aufgespalten werden, um sie kontrolliert abzuwickeln."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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GESUNDHEIT/1081: Pflegekammern sind Augenwischerei


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 1. Februar 2019

Pflegekammern sind Augenwischerei



"Die Pflegekammern können die drängenden Probleme in der Pflege nicht
lösen", sagt Pia Zimmermann, Sprecherin für Pflegepolitik der Fraktion
DIE LINKE, mit Blick auf die aktuelle Diskussion über die
Pflegekammern. Pia Zimmermann weiter:

"Es gibt inzwischen in Niedersachsen ein breites Bündnis gegen die
Pflegekammer. Es gibt Demonstrationen und Diskussionsveranstaltungen,
Pflegekräfte äußern zu Recht offen ihren Unmut - das ist gut. Die
Pflegenden protestieren gegen die Politik, die für die furchtbaren
Bedingungen in der Pflege verantwortlich ist. Die Regierung sollte
sich ernsthaft bemühen, die offenkundigen Missstände in der Pflege zu
lösen, anstatt die Verantwortung einfach auf Pflegekammern abzuwälzen.
Die Regierungen in Hannover und Berlin sind seit Jahren dafür
verantwortlich, dass es den Pflegekräften immer schlechter geht. Sie
unterstützen Privatisierungen von Pflegeeinrichtungen und Lohndumping
für Pflegekräfte. Sie stellen sich noch immer gegen bedarfsgerechte
Personalschlüssel in allen Bereichen der Pflege. Damit muss endlich
Schluss sein. DIE LINKE unterstützt die Großdemo gegen die
Pflegekammern am Samstag in Hannover. Wir setzen uns für eine starke,
eigenständige Vertretung der Pflegenden ein. Dafür brauchen wir
handlungsfähige Gewerkschaften und große Bündnisse mit allen
Pflegenden. Ich bin auf jeden Fall dabei und unterstütze diese
Aktivitäten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 1. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SOZIALES/2581: Bernd Riexinger zum SPD-Grundrentenvorschlag


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Februar 2019

Bernd Riexinger zum SPD-Grundrentenvorschlag



Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat ein Konzept für eine
Grundrente vorgelegt.

Der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger dazu: "Die
konkrete Ausgestaltung des Konzeptes steht noch aus.
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil schlägt jedoch die richtige
Richtung ein - angesichts der massenhaft drohenden Altersarmut für
Millionen von Beschäftigten ist das bitter nötig. Der
Niedriglohnsektor hat sich infolge der Agenda-Politik unter rot-grün
wie eine Epidemie ausgebreitet. Eine höhere Bewertung von
Niedriglöhnen bei der Rente ist seit Langem Bestandteil unseres
Rentenkonzepts. Die SPD muss in diese Richtung weiter gehen und darf
sich nicht von CDU und CSU über den Tisch ziehen lassen.

Eine umfassende Rentenreform braucht einen Maßnahmenmix. Der
Mindestlohn muss auf 12 Euro angehoben werden. Das Rentenniveau von 53
Prozent muss sofort wieder hergestellt werden. Das bedeutet: 122 Euro
netto mehr im Monat für einen »Standardrentner«. Niemand darf im Alter
arm sein - egal ob nach einem Leben in Erwerbsarbeit, durch
Berufsunfähigkeit, Zeiten von Arbeitslosigkeit oder Kindererziehung.
Niemand darf gezwungen sein, zum Überleben Pfandflaschen zu sammeln.
Wir wollen eine Solidarische Mindestrente von 1.050 Euro netto im
Monat - darunter droht Armut. Die Solidarische Mindestrente ist
einkommens- und vermögensgeprüft, sie wird bei Bedarf gezahlt."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Februar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BUNDESTAG/8000: Heute im Bundestag Nr. 134 - 04.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 134

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Februar 2019, Redaktionsschluss: 14.02 Uhr

1. Anhörung zum Brexit-Steuergesetz

2. FDP-Fraktion warnt vor EU-Aktionsplan

3. Reisebüros in Deutschland

4. Fluglotsen-Ausbildung am Maximum

5. Sexualisierte Gewalt im Sport



1. Anhörung zum Brexit-Steuergesetz

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss führt am Montag, den 11.
Februar, von 13.00 bis 14.30 Uhr im Sitzungssaal E 400 des
Paul-Löbe-Hauses eine öffentliche Anhörung zum
Brexit-Steuerbegleitgesetz (Brexit-StBG) durch. In dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über steuerliche
und weitere Begleitregelungen zum Austritt des Vereinigten
Königsreiches Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union
(19/7377) heißt es, der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der
EU werde auch auf die Unternehmen des Finanzsektors und deren
Geschäfte vielfältige Auswirkungen haben. So würde ein ungeregelter
Austritt Großbritanniens dazu führen, dass Unternehmen des
Finanzsektors aus Großbritannien das Marktzutrittsrecht (Europäischer
Pass) verlieren, wovon allein im Derivatebereich eine Vielzahl von
Verträgen betroffen sein könnte. Der Entwurf sieht daher unter anderem
vor, dass die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
die Möglichkeit bekommt, bestimmten Unternehmen aus dem Vereinigten
Königreich übergangsweise die weitere Nutzung des Europäischen Passes
zu gestatten. Britische Versicherungsunternehmen sollen ihre bisherige
Geschäftstätigkeit im Inland für einen Übergangszeitraum fortführen,
aber kein Neugeschäft mehr betreiben dürfen.

Als Sachverständige sind geladen: BaFin, Deutsche Bundesbank,
Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB), Deutsches Aktieninstitut, Die
Deutsche Kreditwirtschaft, Arne Schnitger (PricewaterhouseCoopers
GmbH) und Berthold Welling, (Verband der Chemischen Industrie).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. FDP-Fraktion warnt vor EU-Aktionsplan

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Bei Kapitalinvestitionen setzt die FDP-Fraktion auf
das Prinzip der Freiwilligkeit statt auf staatliche Steuerung.
"Finanzdienstleister, welche sich freiwillig unter privaten
Nachhaltigkeitslabeln zusammenschließen, können die unterschiedlichen
sozialen und ökologischen Präferenzen um einiges besser widerspiegeln
als die Europäische Kommission", heißt es in einen Antrag (19/7478)
der FDP-Fraktion. Darin wird der von der EU-Kommission entwickelte
Aktionsplan zur Finanzierung nachhaltigen Wachstums abgelehnt. Die
darin enthaltenen Vorgaben, die das Verhalten von Anlegern lenken
sollten, dürften nicht die Zustimmung der Bundesregierung erhalten,
verlangt die FDP-Fraktion.

Nach Angaben der Fraktion will die EU-Kommission mit dem Aktionsplan
mehr Kapital in nachhaltige und integrative Investitionen lenken. Dazu
sollten Investitionen, die ESG Faktoren (Environment, Social,
Governance - Umwelt, Soziales und Unternehmensführung)
berücksichtigen, durch verschiedenste regulatorische Maßnahmen im
Vergleich zu anderen Finanzprodukten bevorzugt werden. Finanzprodukte
sollten anhand von EU Nachhaltigkeitskriterien klassifiziert werden.
Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen sollten dazu
verpflichtet werden, ihre Kunden auf entsprechende Finanzprodukte
hinzuweisen. Außerdem sollten die Eigenkapitalvorschriften für Banken,
die nachhaltig investieren würden, gesenkt werden. Vermögensverwalter
und institutionelle Anleger sollten verpflichtet werden, die
Nachhaltigkeit bei ihren Investitionen zu berücksichtigen.

Die FDP-Fraktion vertritt dagegen die Ansicht, dass Anleger sich
freiwillig dafür entscheiden können sollen, Nachhaltigkeitsaspekte
stärker zu berücksichtigen. Eine aktive Kapitallenkung durch den
Gesetzgeber sei nicht gerechtfertigt. Es handele sich vielmehr um
einen unverhältnismäßig starken Eingriff in die Vertragsfreiheit von
Anlegern und Finanzdienstleistern. Teile der vorgeschlagenen Maßnahmen
würden zudem eine nachhaltige Wirtschaft nicht fördern, sondern aktiv
gefährden, warnt die FDP-Fraktion. "Eine Vorschrift, die
Finanzdienstleister gesetzlich dazu verpflichtet, ihre Produkte
hinsichtlich von europäischen Nachhaltigkeitskriterien zu prüfen,
stellt daher einen ungerechtfertigten bürokratischen und finanziellen
Aufwand sowohl für die Marktteilnehmer als auch für die zuständigen
öffentlichen Institutionen da, so die FDP-Fraktion.

 * 

3. Reisebüros in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Zahl der stationären Reisebüros steigt
ungeachtet des florierenden Onlinegeschäfts in der Branche. Wie aus
der Antwort (19/7254) auf eine Kleine Anfrage (19/6534) der
FDP-Fraktion hervorgeht, kletterte die Zahl der in Deutschland
ansässigen Reisebüros von 9.195 im Jahr 2012 auf 10.364 im Jahr 2017.
Die Bundesregierung bezieht sich auf Zahlen des Deutschen
Reiseverbands und weist darauf hin, dass ein Zeitvergleich aufgrund
einer über die Jahre veränderten Erhebungsmethodik nur eingeschränkt
möglich sei. Die Aussichten für die Branche bewertet sie grundsätzlich
positiv. "Obwohl der Reisevertrieb auch in Deutschland einem
längerfristigen Strukturwandel unter anderem durch die Digitalisierung
unterliegt, geht die Bundesregierung davon aus, dass die persönliche
Beratung im stationären Reisebüro für viele deutsche Urlauber
weiterhin einen hohen Stellenwert einnehmen wird." In der Antwort
äußert sich die Bundesregierung zudem zu weiteren Aspekten der Branche
wie Arbeitsverhältnissen und Ausbildungswegen.

 * 

4. Fluglotsen-Ausbildung am Maximum

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS) bildet nach
Auskunft der Bundesregierung seit 2018 am Maximum ihrer aktuellen
Fluglotsen-Ausbildungskapazität aus und stellt dazu 120 Auszubildende
pro Jahr ein. Hiervon seien derzeit 80 Auszubildende pro Jahr für die
Kontrollzentralen und 40 Auszubildende pro Jahr für die Tower-Dienste
an den 16 internationalen Verkehrsflughäfen vorgesehen. Darüber hinaus
versuche die DFS, fertig ausgebildete Fluglotsen am Markt zu
akquirieren, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7236)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6845).

 * 

5. Sexualisierte Gewalt im Sport

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung beobachtet nach eigener Aussage
fortlaufend die Entwicklungen und analysiert die wissenschaftlichen
Erkenntnisse zu "sexualisierter Gewalt im Sport". Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/7211) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/6807) hervor. Für die Sportförderung des Bundes
fordere das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) von
allen Antragstellern auf Sportfördermittel eine Eigenerklärung über
das Vorhandensein eines Präventionskonzeptes zum Schutz vor
sexualisierter Gewalt im Sport, die Erstellung von Verhaltensregeln,
Interventionsplänen sowie die Einführung von Regelungen zur
Sanktionierung nach Vorfällen sexualisierter Gewalt, heißt es in der
Antwort. Die Umsetzung dieser Anforderungen sei Voraussetzung für eine
positive Förderentscheidung des BMI.

Keine Aussage kann die Bundesregierung der Vorlage zufolge zur Zahl
der Straftaten im Bereich (sexualisierte) Gewalt mit Bezug "Sport"
machen. In der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) werde dies nicht
explizit erfasst, heißt es zur Begründung. Ebenso seien der
Bundesregierung keine Dunkelfeldstudien bekannt, aus denen belastbare
Aussagen abgeleitet werden können. "Eine Schätzung der Dunkelziffer
ist daher nicht möglich."

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 134 - 4. Februar 2019 - 14.02 Uhr
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BUNDESTAG/7999: Heute im Bundestag Nr. 133 - 04.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 133

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Februar 2019, Redaktionsschluss: 12.56 Uhr

1. Schutz von Fahrzeugen vor Hackerangriffen

2. FDP fragt nach Motoren für Binnenschiffe

3. FDP fragt nach Tram-Train-Systemen

4. Neubaustrecke Halle/Leipzig-Erfurt

5. Emissionen in der Binnenschifffahrt

6. Kritik des Rechnungshofes an der Bahn

7. Linke fragt nach Eisenbahnersiedlungen

8. Verwendung von Regionalisierungsmitteln



1. Schutz von Fahrzeugen vor Hackerangriffen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die zunehmende Vernetzung von Fahrzeugen birgt nach
Aussage der Bundesregierung neben Potentialen zum Beispiel zur
Verbesserung der Verkehrssicherheit grundsätzlich auch neue Risiken im
Bereich der IT- und Datensicherheit. Das geht aus der Antwort
(19/7312) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6736) hervor.
In den vergangenen Jahren hätten Sicherheitsforscher nachweisen
können, "dass die Kommunikationsschnittstellen einzelner
Fahrzeugmodelle für Cyberangriffe anfällig waren, da in die Steuerung
der Fahrzeuge eingegriffen werden konnte", heißt es in der Antwort.
Diese potenziellen Sicherheitslücken hätten die Hersteller
mittlerweile schließen können, schreibt die Regierung.

Nach einem "Konzept zur Sicherung von Fahrzeugen vor Hackerangriffen"
gefragt, antwortet die Bundesregierung: "Der hohe Stellenwert der
IT-Sicherheit spiegelt sich in der Strategie der Bundesregierung zum
automatisierten und vernetzten Fahren wider." Im Bereich Fahrzeuge
gehörten zu den entsprechenden Handlungsempfehlungen unter anderem
verbindliche Mindestanforderungen an IT-Sicherheitskonzepte, die
Evaluierung und Zertifizierung von sicherheitsrelevanten Komponenten
und die Gewährleistung der IT-Sicherheit über den Lebenszyklus des
Fahrzeuges durch fortlaufende Bereitstellung von Softwareupdates und
der regelmäßigen Prüfung etwa in der Hauptuntersuchung (HU). Die
genannten Mindestanforderungen und die Kriterien zur Evaluierung und
Zertifizierung sollen "in enger Abstimmung mit dem Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)" entwickelt werden, heißt
es in der Antwort.

Die konkreten technischen Konzepte zur IT-Sicherheit müssten wiederum
durch die Fahrzeug-Hersteller erarbeitet werden. Die Einhaltung von
Mindestanforderungen solle bei der Typgenehmigung nachgewiesen werden.
Was die personenbezogenen Fahrzeugdaten angeht, so würden sich aus den
datenschutzrechtlichen Vorgaben Mindestanforderungen zur IT-Sicherheit
und zur Gewährleistung eines angemessenen IT-Sicherheits-Schutzniveaus
ergeben, schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. FDP fragt nach Motoren für Binnenschiffe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den Auswirkungen der vom Europäischen Parlament
und dem Europäischen Rat verabschiedeten
Non-Road-Mobile-Machinery-Verordnung (NRMM-Verordnung), deren Ziel die
stetige Reduktion von Emissionen sowie das Ersetzen der ältesten
Motoren durch umweltfreundlichere Motoren für mobile
Nicht-Straßenfahrzeuge - wie etwa Binnenschiffe - ist, erkundigt sich
die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/7352) schreiben die
Abgeordneten, die EU-Verordnung definiere Grenzwerte für Emissionen
von NRMM-Motoren für unterschiedliche Bereiche und Anwendungen. Ab dem
1. Januar 2019 würden die weltweit strengsten Grenzwerte für Motoren
unter 300 kW und ab dem 1. Januar 2020 oberhalb von 300 kW gelten.

Aufgrund der Langlebigkeit von Binnenschiffmotoren sei aber der Markt
im Vergleich zu Motoren für Straßenfahrzeuge klein, schreiben die
Liberalen. Auf dem europäischen Markt würden jedes Jahr lediglich 150
solcher Motoren verkauft. Das führe dazu, "dass die traditionellen
Hersteller nur bedingt innovativ sind". Forschung und Entwicklung
finanziere sich schließlich durch die anschließenden, erwarteten
Verkäufe des innovativen Produkts. In einem Markt mit geringen
Absatzzahlen - wie etwa bei Binnenschiffmotoren - hätten Hersteller
allerdings keinen Anreiz, diesen Schritt zu gehen. In der Folge würden
die traditionellen Motorenhersteller keine Produkte ab dem 1. Januar
2020 bereitstellen, die die Grenzwerte der NRMM-Verordnung einhalten.

Von der Bundesregierung wollen die Liberalen nun wissen, ob es nach
Inkrafttreten der NRMM-Verordnung Motoren für Binnenschiffe über 300
kW auf dem deutschen beziehungsweise europäischen Markt geben wird.
Falls dem nicht so sein sollte, wird gefragt, welche Motoren zukünftig
in Binnenschiffen eingebaut werden sollen, damit die NRMM-Verordnung
erfüllt wird.

 * 

3. FDP fragt nach Tram-Train-Systemen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Tram-Train-Systeme, die eine Kombination aus
Eisenbahn und Straßenbahn darstellen, interessiert sich die
FDP-Fraktion. Wie die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage (19/7330)
schreiben, habe die erstmalige Einführung des Systems in Karlsruhe im
Jahr 1992 eine Verzehnfachung der Fahrgastzahlen auf der
entsprechenden Strecke zur Folge gehabt. Weitere Städte hätten
nachgezogen und einen Tram-Train etabliert, um die Verbindung von
Stadt und Land zu fördern.

Trotz der offensichtlich positiven Auswirkungen der Tram-Train-Systeme
sei eine Definition als drittes Schienensystem, neben Straßen- und
Eisenbahn, jedoch ausgeblieben, bemängelt die FDP-Fraktion. "Eine
ausdrückliche Erwähnung im Eisenbahnregulierungsgesetz oder im
Allgemeinen Eisenbahngesetz ist bislang nicht erfolgt", heißt es in
der Vorlage. Dies sei zum einen notwendig, um die Rechtsentwicklung
voranzutreiben. Zum anderen würde die Aufnahme aus Sicht der Liberalen
aber auch eine konsequente Weiterentwicklung ermöglichen. "Vorstellbar
wären beispielsweise autonom fahrende Tram-Train-Systeme in nicht
abgeschlossenen Schienensystemen, beziehungsweise in öffentlich
zugänglichen Bahnkörpern", schreiben die Parlamentarier.

Von der Bundesregierung wollen sie nun wissen, wie viele
Tram-Train-Systeme derzeit in Deutschland in Betrieb sind und wie
viele gefahrene Kilometer damit in den letzten zehn Jahren erbracht
wurden. Gefragt wird auch, ob aus Sicht der Regierung
Tram-Train-Systeme eine dritte Form der Schieneninfrastruktur
darstellen und ob die Bundesregierung Mittel für Forschungsprojekte
zur Weiterentwicklung von Tram-Train-Systemen zur Verfügung stellt.

 * 

4. Neubaustrecke Halle/Leipzig-Erfurt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für "verkehrliche Wirkungen des Verkehrsprojekts
Deutsche Einheit Nr. 8 nach Gesamtinbetriebnahme im Dezember 2017"
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/7247). Bei dem Projekt handelt es sich der Vorlage zufolge
um die Neubaustrecke Halle/Leipzig-Erfurt und die Neubaustrecke
Erfurt-Ebensfeld. Die Abgeordneten fragen unter anderem, wie sich die
Verkehre im Personenfernverkehr rund im Güterverkehr auf diesen
Strecken entwickelt haben.

Thematisiert wird auch die aus Sicht der Grünen teilweise
unzureichende Einbindung der Neubaustrecke in die Knoten Erfurt und
Halle/Leipzig. Die Abgeordneten wollen zudem wissen, inwieweit die vom
Freistaat Thüringen verfolgten Planungen für den IC-Knoten in Jena mit
den Planern des Zielfahrplans Deutschland-Takt abgestimmt sind und in
welcher Weise der Bund den Ausbau unterstützen will.

 * 

5. Emissionen in der Binnenschifffahrt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach schädlichen Emissionen in der Binnenschifffahrt
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/7353).
Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie viele Liter Diesel je 100 Tonnenkilometer ein Binnenschiff im
Vergleich zur Bahn und Lkw verbraucht. Weitere Fragen werden auch zur
Methodik der Messung von Stickoxid-Emissionen bei Binnenschiffen
gestellt. Ob die Bundesregierung ein Tempolimit für Binnenschiffe
befürwortet, interessiert die Liberalen ebenso.

 * 

6. Kritik des Rechnungshofes an der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie die Bundesregierung den Bericht des
Bundesrechnungshofes (BRH) zu den Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarungen (LuFV) des Bundes mit der Bahn (19/6200)
bewertet, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/7277) wissen. Wie die Abgeordneten schreiben, sei in dem
BRH-Bericht von schwerwiegenden Mängeln die Rede. Diese gelte es jetzt
bei den Verhandlungen zur dritten Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung (LuFV III) abzustellen und nicht erst 2025
bei Verhandlungen zu einer möglichen vierten Leistungs- und
Finanzierungsvereinbarung (LuFV IV), fordern die Grünen. Die
Eisenbahninfrastruktur sei jahrelang auf Verschleiß gefahren worden,
kritisiere der BRH. Sie sei in einem schlechten Zustand, der
Investitionsstau wachse, heißt es in der Kleinen Anfrage.

Die Bundesregierung wird nun konkret gefragt, wie hoch ihrer
Einschätzung nach der Investitionsstau beim Erhalt der
Eisenbahninfrastruktur ist und bis wann dieser beseitigt werden kann.
Wissen wollen die Abgeordneten auch, wie die Bundesregierung den
Vorwurf des Rechnungshofes bewertet, dass bestehende System setze
Fehlanreize.

 * 

7. Linke fragt nach Eisenbahnersiedlungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den sogenannten Eisenbahnersiedlungen in
Deutschland erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/7262). Die Bundesregierung soll unter anderem darüber
Auskunft erteilen, wie viele Eisenbahnersiedlungen mit welcher
Grundstücksfläche und welcher Anzahl von Wohnungen weiterhin
vollständig oder anteilig zum Bundeseisenbahnvermögen (BEV) gehören.
Gefragt wird auch, welche Unterstützung die Bundesregierung für Mieter
in Eisenbahnersiedlungen vorsieht, die von hohen Mieterhöhungen
infolge von Modernisierung betroffen und auf diese Weise von
Verdrängung bedroht sind.

 * 

8. Verwendung von Regionalisierungsmitteln

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den administrativen Kostenaufwand der Länder bei
der Verwendung von Regionalisierungsmitteln zur Finanzierung des
öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) interessiert sich die
FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/7351) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie hoch
der Anteil des Managementaufwandes an den zur Verfügung gestellten
Regionalisierungsmitteln in den einzelnen Bundesländern ist und ob es
nach Auffassung der Regierung Möglichkeiten gibt, diesen Aufwand zu
reduzieren.

 * 
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BUNDESTAG/7998: Heute im Bundestag Nr. 132 - 04.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 132

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Februar 2019, Redaktionsschluss: 12.04 Uhr

1. Deutsches Maritimes Zentrum in Hamburg

2. Vegetationsschäden bei der Bahn

3. Ausbau des Autobahnkreuzes Oberhausen

4. Förderung innovativer Verladesysteme

5. 382 tödlich verunglückte Fahrradfahrer

6. Keine Gefahr durch neues Kältemittel



1. Deutsches Maritimes Zentrum in Hamburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für das 2017 gegründete Deutsche Maritime Zentrum
sehen die Haushaltsplanungen eine jährliche Bundesunterstützung von
bis zu drei Millionen Euro vor. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/7192) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/6848) hervor. Zur Finanzierung der Vereinstätigkeit
sei von den Mitgliedern ein jährlicher Beitrag zu entrichten, heißt es
in der Antwort weiter. Der jeweilige Finanzierungsbeitrag belaufe sich
gemäß Beitragsordnung zurzeit pro Mitglied auf die Summe von 5.000
Euro pro Jahr. Die Mitglieder - neben den Gründungsmitgliedern
(Verband für Schiffbau und Meerestechnik, Verband Deutscher Reeder,
Zentralverband Deutscher Schiffsmakler, Zentralverband der deutschen
Seehafenbetriebe, Deutscher Boots- und Schiffbauerverband, Freie und
Hansestadt Hamburg, das Land Niedersachsen und der Bund) seien dies
die Länder Schleswig-Holstein, Bremen und Mecklenburg-Vorpommern sowie
der Verband Deutscher Kapitäne und Schiffsoffiziere und das Maritime
Cluster Norddeutschland - würden jeweils den Jahresbeitrag zahlen. Die
Summe betrage bei gegenwärtig 13 Mitgliedern 65.000 Euro pro Jahr.

Wie die Regierung weiter schreibt, soll das Deutsche Maritime Zentrum
die verschiedenen maritimen Bereiche einschließlich der sie
vertretenden Verbände sowie regionale Initiativen zusammenbringen. Es
unterscheide sich insofern insbesondere von verbandlichen
Einrichtungen im maritimen Bereich, weil es keinen Schwerpunkt auf
einen ausgewählten Produktbereich innerhalb der maritimen Branche
lege. Durch die Verbindung der verschiedenen maritimen Akteure könne
es einen substantiellen Mehrwert für die Branche bieten, heißt es in
der Vorlage.

Eine Verdrängung der etablierten Akteure durch eigene Entwicklungs-
und Forschungsarbeit sei hierbei auszuschließen. "Stattdessen sollen
diese durch entsprechende Angebote unterstützt und gestärkt,
vorhandene Forschungs- und Kompetenzlücken besser erkannt und in
koordinierter Weise adressiert werden", schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Vegetationsschäden bei der Bahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Von den 196 vegetationsinduzierten Ereignissen
(umgestürzte Bäume oder herabbrechende Äste), die in den Jahren 2014
bis 2017 zu einem Schaden an der Oberleitung beziehungsweise an
Gleisanlagen der Bahn geführt haben, sind sechs auf Einwirkungen aus
bahnfremden Grundstücken zurückzuführen. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/7364) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/6812) hervor. In der Antwort heißt es weiter, nach Angaben der
Deutschen Bahn AG ist die DB Netz AG bestrebt, "proaktiv auf Anlieger
bahnfremder Grundstücke zuzugehen, um gemeinsam die Risiken durch
umstürzende Bäume zu reduzieren". Bei Feststellung potenziell den
Eisenbahnbetrieb gefährdender Bäume auf Grundstücken Dritter verweise
die DB Netz AG die Anlieger schriftlich auf ihre Pflicht zur Beachtung
ihrer Verkehrssicherungspflichten hin und fordere zur Beseitigung der
Gefahr auf. Durch diese präventiven Maßnahmen sei in der Vergangenheit
das Risiko von bahnfremden Grundstücken ausgehenden Baumstürzen
bereits reduziert worden. Die extremen Witter
ungsereignisse der letzten Jahre hätten aber gezeigt, "dass in
erheblichem Maße gesunde Bäume ohne sichtbare Schäden und Erkrankungen
betroffen waren", schreibt die Bundesregierung

Zur Risikoreduktion vegetationsbedingter Störungen, insbesondere bei
Extremwetterlagen, investiere die DB Netz AG in den nächsten fünf
Jahren etwa 160 Millionen Euro zusätzlich zur Inspektion und Pflege
des Vegetationsbestandes entlang des gesamten Schienennetzes, heißt es
in der Antwort weiter. Das seien pro Jahr im Schnitt 30 Millionen Euro
mehr als in den Jahren bis 2017.

 * 

3. Ausbau des Autobahnkreuzes Oberhausen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Aussage der Bundesregierung ist vorgesehen, das
Planfeststellungsverfahren für den Um- und Ausbau des Autobahnkreuzes
Oberhausen noch in diesem Jahr einzuleiten. Das geht aus der Antwort
(19/7171) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6834) hervor.
Der Baubeginn sei abhängig von der Dauer des Verfahrens, heißt es in
der Antwort weiter.

Durch den Um- und Ausbau des Autobahnkreuzes Oberhausen werde es zu
einer Verbesserung der Lärmsituation kommen, da in Hinblick auf die
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV (Verordnung zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes) umfangreiche aktive
Lärmschutzmaßnahmen, wie lärmmindernde Fahrbahnbeläge und
Lärmschutzwände, vorgesehen seien, schreibt die Regierung. Mit Blick
auf die sich aus dem Projekt ergebenden Umweltfolgen, heißt es in der
Vorlage: "Nach Auskunft der Straßenbauverwaltung Nordrhein-Westfalen
werden nach derzeitigem Planungsstand durch die Maßnahme anlagebedingt
etwa 5.700 Quadratmeter landwirtschaftliche Fläche dauerhaft
beansprucht." Darüber hinaus würden zur Kompensation der mit dem
geplanten Vorhaben verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft
zukünftig landwirtschaftliche Flächen in einer Größenordnung von
157.000 Quadratmetern beansprucht. Durch das Vorhaben würden darüber
hinaus anlagebedingt kommunale "Waldflächen mit Erholungsfunktion" in
einer Größenordnung von 54.000 Quadratmetern dauerhaft beansprucht,
schreibt die Bundesregierung.

 * 

4. Förderung innovativer Verladesysteme

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Errichtung von Umschlaganlagen, um Ladungen von
Lkw auf die Bahn zu bekommen, ist nach Ansicht der Bundesregierung
"eine Aufgabe der Wirtschaft". Das geht aus der Antwort (19/7172) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6885) hervor. Innovative
Systeme könnten ebenso gefördert werden wie traditionelle
Umschlaganlagen, heißt es in der Antwort weiter. Die AfD-Fraktion
hatte sich in ihrer Anfrage danach erkundigt, wie die Bundesregierung
die Möglichkeit des Einsatzes und der Förderung innovativer
Verladesysteme bewertet, mit denen komplette Lkw oder Sattelauflieger
ohne Kran vom Lkw auf die Bahn zu bekommen sind.

 * 

5. 382 tödlich verunglückte Fahrradfahrer

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Jahr 2017 sind nach Angaben der Bundesregierung
382 Fahrradfahrer im Straßenverkehr tödlich verunglückt. Mehr als die
Hälfte (58,6 Prozent) davon waren 65 Jahre und älter. Der Anteil der
Kinder unter 15 Jahren lag bei 3,9 Prozent, der Anteil der
Jugendlichen zwischen 15 und 18 Jahren bei 2,4 Prozent. Das geht aus
der Antwort (19/7238) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/6854) hervor. Auch bei den im Jahr 2017 tödlich verunglückten
Fußgängern (483) lag der Vorlage zufolge der Anteil der Senioren bei
über 50 Prozent (50,7 Prozent). Der Anteil der Kinder unter 15 Jahren
bei den tödlich verunglückten Fußgängern habe bei 3,9 Prozent, der
Anteil der Jugendlichen zwischen 15 und 18 Jahren bei 1,2 Prozent
gelegen, teilt die Regierung mit.

 * 

6. Keine Gefahr durch neues Kältemittel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über Fahrzeugunfälle mit Brand im Zusammenhang mit
der Einführung des für Autoklimaanlagen benutzten neuen Kältemittels
R1234yf liegen der Bundesregierung "keine eigenen Erkenntnisse vor".
Das geht aus der Antwort (19/7170) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/6810) hervor. Die von der Bundesregierung
empfohlenen, und vom Joint Research Center der EU-Kommission
durchgeführten, weiteren Untersuchungen zum Kältemitteleinsatz von
R1234yf hätten auf Seiten der EU-Kommission nicht zu der Einschätzung
geführt, "dass weitere Anforderungen im Genehmigungsverfahren von
Fahrzeugen für Fahrzeugklimaanlagensysteme notwendig sind", heißt es
in der Antwort.

 * 
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BUNDESTAG/7997: Heute im Bundestag Nr. 131 - 04.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 131

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Februar 2019, Redaktionsschluss: 11.20 Uhr

1. Weiterentwicklung der Umsetzungsstrategie

2. Kosten für Regierungsflughafen

3. Noch kein Hinweis auf Kapitalsteuerbetrug

4. FDP fragt nach Steuerbremse

5. Aufkommen aus Finanztransaktionssteuer

6. Missbrauch des Basiskontos



1. Weiterentwicklung der Umsetzungsstrategie

Ausschuss Digitale Agenda/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung will an den gemeinsamen
ressortübergreifenden Workshops zur Erarbeitung der
Umsetzungsstrategie "Digitalisierung gestalten" festhalten. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/7258) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/6734) hervor. Weiter heißt es dazu, dass auf
Basis der Workshops die Maßnahmen der Strategie priorisiert würden.
Die zur Umsetzungsstrategie zugehörige Internetseite
digital-made-in.de werde "in regelmäßigen Abständen aktualisiert" und
weiterentwickelt. Genaue Funktionen, die in der Zukunft implementiert
werden sollen, ständen aber noch nicht fest.

 * 

2. Kosten für Regierungsflughafen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Planungen und flugbetriebliche Anbindung für den
Regierungsflughafen auf dem Vorfeld des Hauptstadtflughafens BER haben
bislang Kosten in Höhe von 31,7 Millionen Euro verursacht. Wie hoch
die Kosten für Aktualisierung und Überarbeitung der vorliegenden
Planung seien, könne derzeit noch nicht beziffert werden, schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/7233) auf eine Kleine Anfrage
(19/6837) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Sie geht davon aus, dass
sich allein die Kosten für das Bewachen des Interimsterminals bis zur
geplanten BER-Eröffnung im Oktober 2020 auf 1,8 Millionen Euro
summieren werden.

Die Bundesregierung verteidigt in der Antwort die generellen Pläne zu
Gestalt und Architektur des Regierungsterminals. Den größten Anteil am
Regierungsflughafen umfassten die Flugbetriebsflächen und die Hangars
und Bürogebäude der Flugbereitschaft des
Bundesverteidigungsministeriums. Diese würden möglichst einfach und
funktional geplant, heißt es. "Um den international üblichen
protokollarischen Anforderungen gerecht zu werden ist für das
Empfangsgebäude als Visitenkarte der Bundesrepublik Deutschland eine
angemessen repräsentative Gestaltung vorgesehen."

 * 

3. Noch kein Hinweis auf Kapitalsteuerbetrug

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bisher liegen keine konkreten Anhaltspunkte vor, ob
Deutschland von betrügerischer mehrfacher Erstattung von
Kapitalertragsteuer mittels Phantom-Aktien betroffen ist, wie es in
verschiedenen Medienberichten, geheißen hatte. Die Bundesregierung
schreibt in der Antwort (19/7265) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion ((19/6550): "Es ist nach derzeitigem Sachstand nicht
erwiesen, dass auch Deutschland von Steuergestaltungen im Zusammenhang
mit Pre-Release-ADRs betroffen ist." Bei ADRs (American Depositary
Receipt) handelt es sich um Hinterlegungsscheine für Aktien. Wie es in
der Antwort heißt, liegen bis zum jetzigen Zeitpunkt keine konkreten
Anhaltspunkte vor, ob und in welchem Umfang Verstöße gegen die
Börsenvorschriften in den USA zu unberechtigten Erstattungen von
deutscher Kapitalertragsteuer geführt haben könnten. Wie die
Bundesregierung weiter schreibt, müssten deshalb Auslandssachverhalte
näher beleuchtet werden. "Es kann keine Prognose abgegeben werden, bis
wann belastbare Ergebnisse dieser Ermittlungen vorliegen", heißt es.
Auf Fragen nach den Gründen für die Aussetzung des
Datenträgerverfahrens antwortet die Regierung, dieses Verfahren sei
keinesfalls missbrauchsanfällig. Es verfüge über spezielle Sicherungen
zum Beispiel durch einen limitierten Teilnehmerkreis, der zudem für zu
Unrecht erstattete Kapitalertragssteuer hafte. Die Aussetzung sei
"rein vorsorglich" erfolgt, um Hinweisen nachgehen zu können. Sofern
tatsächlich unter Verwendung von Pre-Release-ADRs Erstattungsanträge
gestellt worden seien, handele es sich nicht um die Nutzung von
"Steuerschlupflöchern", sondern um die Beantragung einer
rechtswidrigen Steuererstattung, erläutert die Regierung.

 * 

4. FDP fragt nach Steuerbremse

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Beschlüsse der CSU-Landesgruppe auf ihrer
Klausurtagung in Kloster Seeon nimmt die FDP-Fraktion zum Anlass für
eine Kleine Anfrage (19/7325). Laut Vorbemerkung hatte die
CSU-Landesgruppe unter anderem die Einführung einer Steuerbremse und
die schnelle und endgültige Abschaffung des steuerlichen
Solidaritätszuschlages gefordert. Mit Einführung einer Steuerbremse
sollten jedes Jahr Maßnahmen ergriffen werden, um die steuerliche
Belastung der Menschen nicht weiter ansteigen zu lassen. Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, ob sie der
Forderung der CSU-Landesgruppe nach einer Steuerbremse nachkommen will
und ob sie den schnellstmöglichen Teilabbau des Solidaritätszuschlages
realisieren will. Weitere Fragen betreffen die Entwicklung der
Steuerquote seit 2005. Außerdem soll die Bundesregierung angeben,
welche Höhe der Steuerquote sie für erstrebenswert hält.

 * 

5. Aufkommen aus Finanztransaktionssteuer

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion hat erneut eine Kleine Anfrage
(19/7284) zur Einführung einer Finanztransaktionssteuer nach
französischem Vorbild gestellt. In der Kleinen Anfrage geht es um das
Aufkommen aus der neuen Steuer. Die Bundesregierung soll angeben, ob
sie die Auffassung teilt, dass die zehn an der sogeannten Verstärkten
Zusammenarbeit in der EU beteiligten Länder ein Aufkommen von rund
15,992 Milliarden Euro aus der neuen Finanztransaktionssteuer zu
erwarten hätten, wenn das Modell aus den informellen
EU-Ministerverständigungen zur Anwendung kommen würde. Davon würden
angeblich 5,10 Milliarden Euro für Deutschland zur Verfügung stehen.
Außerdem wird die Bundesregierung gefragt, ob sie die Ansicht teilt,
dass bei einer Finanztransaktionssteuer gemäß dem
deutsch-französischen Positionspapier, das eine reine
Aktien-Transaktionssteuer vorsieht, Einnahmen in Höhe von 4,4
Milliarden Euro für die zehn an der Verstärkten Zusammenarbeit
beteiligten Mitgliedstaaten zu erwarten wären. Davon würden rund 1,406
Milliarden Euro auf Deutschland entfallen.

 * 

6. Missbrauch des Basiskontos

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach einem möglichen Missbrauch des sogenannten
Basiskontos erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/7328). Ein Basiskonto dürfen Banken keinem Antragsteller
verwehren. Anspruch haben laut Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage auch
Personen ohne festen Wohnsitz und ohne Aufenthaltstitel wie zum
Beispiel Asylsuchende. Zur Identifikation reiche bei Asylsuchenden
auch ein Ankunftsnachweis. Die Bundesregierung soll angeben, wie viele
Basiskonten in Deutschland geführt wurden und wie viele dieser Konten
wegen des Verdachts auf Geldwäsche gekündigt wurden. Außerdem wird
nach der Zusammenarbeit der Banken mit der Financial Intelligence Unit
(FIU) des Zolls gefragt. "Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung über
Basiskonten muss ausgeschlossen werden", wird von den Abgeordneten in
der Vorbemerkung verlangt.

 * 
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BUNDESTAG/7996: Heute im Bundestag Nr. 130 - 04.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 130

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 4. Februar 2019, Redaktionsschluss: 10.11 Uhr

1. Ziele im VN-Sicherheitsrat

2. Zahlungsverpflichtungen nach Brexit

3. Informationen an libysche Küstenwache

4. Asylanträge von Jesiden

5. Aktionsplan gegen Desinformation

6. Proteste im Iran



1. Ziele im VN-Sicherheitsrat

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung will die Mitgliedschaft im
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 2019 bis 2020 nutzen, um
Konfliktprävention, nachhaltige Friedenssicherung und die Stärkung
eines umfassenden Ansatzes für die Lösung und Verhinderung von
Konflikten voranzubringen. Das geht aus der Antwort (19/6985) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6530) hervor. "Dazu gehören auch
die stärkere Berücksichtigung von Auswirkungen des Klimawandels auf
Frieden und Sicherheit, der Schutz von Frauen und die Stärkung ihrer
Rolle in Friedensprozessen im Rahmen der Agenda 'Frauen, Frieden,
Sicherheit', die Beachtung der Interdependenz von Menschenrechten und
Sicherheit, die Stärkung von Abrüstung und Rüstungskontrolle wie auch
Sicherheitsherausforderungen im Zusammenhang mit Gesundheitskrisen
sowie die Stärkung des humanitären Völkerrechts, der Schutz
humanitärer Helfer und die Wahrung des humanitären Raums."

 * 

2. Zahlungsverpflichtungen nach Brexit

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung weist im Zusammenhang mit einem
möglichen Brexit darauf hin, dass der Mehrjährige Finanzrahmen der EU
(MFR) für die einzelnen Haushaltsjahre stets nur Obergrenzen, also ein
jährliches maximal mögliches Ausgabevolumen, bestimmt. "Das konkret
anzuwendende Ausgabevolumen für das einzelne Haushaltsjahr wird erst
im Rahmen des jährlichen Haushalts der EU festgelegt", heißt es in der
Antwort (19/7230) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6806).
Im Dezember 2018 sei durch die europäischen Institutionen der
Jahreshaushalt 2019 verabschiedet worden. "Er geht davon aus, dass das
Vereinigte Königreich auch nach seinem Austritt für das Jahr 2019
seine Zahlungsverpflichtungen weiter erfüllen wird, wie dies auch im
zwischen der Europäischen Kommission und dem Vereinigten Königreich
ausgehandelten Austrittsvertrag vorgesehen ist." Grundsätzlich erwarte
die Bundesregierung, dass bei einer möglichen Finanzierungslücke die
Europäische Kommission einen ausgewogenen Berichtigungshaushalt für
2019 vorlegen wird, der neben einer Anpassung der Einnahmeseite auch
eine Absenkung der Ausgabenseite vorsehen könne.

 * 

3. Informationen an libysche Küstenwache

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den "Anschluss der sogenannten libyschen Küstenwache
an EU-Informationssysteme" thematisiert die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/7135). Die Abgeordneten fragen nach Details
zum Anschluss an das europäische Überwachungsnetzwerk "Seepferdchen
Mittelmeer" sowie danach, welche libyschen Behörden Zugang zu den dort
verarbeiteten Informationen haben.

 * 

4. Asylanträge von Jesiden

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Zahl der Asylanträge von Jesidinnen und
Jesiden in Deutschland erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/6700). Die Bundesregierung soll die Zahl für die
ersten drei Quartale des Jahres 2018 angeben und dabei auch die Zahl
abgelehnter Anträge gegenüberstellen. Gefragt wird zudem nach
unbegleiteten, minderjährigen jesidischen Flüchtlingen.

 * 

5. Aktionsplan gegen Desinformation

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Umsetzung des EU-"Aktionsplans gegen
Desinformation" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/7174). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben, in
welchen Spektren aus- und inländische Desinformation oder
"nachweislich falsche oder irreführende Informationen", die
öffentlichen Schaden anrichten, derzeit besonders verbreitet sind und
in welchem Maße dies auch rechte oder rechtsextreme Medien oder
Netzwerke betreffe.

 * 

6. Proteste im Iran

Berlin: (hib/AHE) Nach der politischen Situation und der Lage der
Menschenrechte im Iran erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/7143). Die Bundesregierung soll
unter anderem Auskunft geben zu Gründen und Umfang der Proteste im
Iran seit Ende 2017 sowie zu einem Zusammenhang mit wachsender
Ungleichheit und ökologischen Problemen.

 * 
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AUSSEN/1876: Bundesregierung muss Guaidó umgehend als Interimspräsidenten anerkennen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Februar 2019

DJIR-SARAI: Bundesregierung
muss Guaidó umgehend als Interimspräsidenten anerkennen



Zum Ablauf der Acht-Tage-Frist für Neuwahlen in Venezuela erklärt der
außenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Die Weigerung von Venezuelas Machthaber Maduro, Neuwahlen
anzusetzen, darf nicht folgenlos bleiben. Nach Großbritannien,
Spanien und Frankreich muss nun auch die Bundesregierung Juan Guaidó
umgehend als Interimspräsidenten anerkennen. Das Land braucht einen
friedlichen demokratischen Wandel. Dafür muss Deutschland ein
deutliches Zeichen setzen und alle Möglichkeiten wie seinen Sitz im
UN-Sicherheitsrat nutzen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1875: Konflikt um INF-Vertrag hätte ganz oben auf Deutschlands Agenda stehen müssen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Februar 2019

LAMBSDORFF: Konflikt um INF-Vertrag hätte ganz oben auf
Deutschlands Agenda stehen müssen



Zum Ausstieg der USA aus dem INF-Vertrag erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die US-Entscheidung bedeutet einen schwerwiegenden Verlust an
Sicherheit für Deutschland und Europa. Die wirkliche Ursache für das
drohende Ende des INF-Vertrags liegt aber nicht in dieser
Entscheidung der USA, sondern in der andauernden und erheblichen
Verletzung des Vertrags durch Russland. Bis zum endgültigen Aus für
den INF-Vertrag bleiben noch sechs Monate. Es bleibt deshalb eine
letzte Chance, Russland zur Rückkehr zur Vertragstreue zu bewegen.
Deutschland sollte gemeinsam mit den NATO-Partnern diplomatisch
nichts unversucht lassen, um von Moskau Transparenz im Hinblick auf
sein Raketensystem 9M729 einzufordern. Vor-Ort-Inspektionen durch
unabhängige Experten sind hierfür zwingend notwendig. Der Konflikt um
den INF-Vertrag und den russischen Vertragsbruch schwelt seit 2014.
Er hätte von Anfang an ganz oben auf Deutschlands außenpolitischer
Agenda stehen müssen. Dass dies nicht der Fall war, ist auch ein
Versagen sozialdemokratischer Außenpolitik. Bei einer Krise um einen
Eckpfeiler der europäischen Sicherheitsarchitektur darf Deutschland
nicht warten, bis es fünf vor zwölf ist."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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FINANZEN/2209: Diese Koalition arbeitet mit ungedeckten Schecks


FDP-Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

BEER: Diese Koalition arbeitet mit ungedeckten Schecks



Zu den drohenden Haushaltslöchern von Finanzminister Olaf Scholz
erklärt FDP-Generalsekretärin und Spitzenkandidatin der FDP zur
Europawahl Nicola Beer:

"Nur wer es nicht sehen will, sieht keinen politischen Zusammenhang
zwischen den drohenden Haushaltslöchern sowie den Rentenplänen von
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil. Diese Koalition arbeitet mit
ungedeckten Schecks. Angesichts von Rekordsteuereinnahmen wurden
Wahlgeschenke verteilt - die womöglich nicht einmal bezahlt werden
können. Gleichzeitig tun wir nichts, um die Grundlagen für künftigen
Wohlstand zu schaffen, zum Beispiel mit gezielten Investitionen in
die digitale Bildung. Offenbar wird hier aus parteitaktischen Gründen
Wohlstand umverteilt, während angeblich kein Geld für dringend
benötigte Investitionen und die Zukunft unserer Kinder da ist. Die
Prognosen von Bundesfinanzminister Olaf Scholz für den Haushalt 2023
zeigen, wohin diese Politik führt: Klaffende Haushaltslöcher trotz
Rekordsteuereinnahmen. Mit einer solchen Gleichung dürfen wir uns
auch um der Zukunft unserer Kinder willen nicht zufrieden geben."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen

FDP-Bundesgeschäftsstelle
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FINANZEN/2208: Keine Mehrbelastung bei der Grundsteuer


FDP-Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

STRACK-ZIMMERMANN: Keine Mehrbelastung bei der Grundsteuer



Zur Debatte über die Grundsteuerreform erklärt die stellvertretende
FDP-Bundesvorsitzende Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann, im Präsidium
zuständig für Kommunalpolitik:

Die Bundesregierung muss nun dringend realistische Vorschläge zur
Grundsteuerreform vorlegen. Sonst wird es nicht mehr möglich sein,
die gesetzlich notwendige Reform bis zum 1. Januar 2020 umzusetzen.
Das hätte zur Folge, dass die Gemeinden ohne Einnahmen dastehen und
ihren Aufgaben nicht mehr nachkommen könnten. Das wäre ein Chaos, wie
es Deutschland vermutlich noch nicht gesehen hat. Es ist also Eile
geboten. Wir Freie Demokraten treten für eine Grundsteuer ein, die in
der Summe keine Mehrbelastung für die Bürgerinnen und Bürger bringt.
Das neue Modell darf sich nur an bisher schon vorhandenen Daten wie
Flächengröße des Grundstücks oder des Gebäudes orientieren. Dieses
einfache und simple Verfahren kann jeder Bürger auch nachvollziehen.
Das von Finanzminister Olaf Schulz vorgeschlagene Modell unter
Einbeziehung des erst zu ermittelnden Grundstücks und Immobilienwerts
sowie der tatsächlichen Miete ist absurd. Denn diese Werte und Miete
ändern sich ständig und sind auch je nach Einschätzung
unterschiedlich. Das würde eine unbeherrschbare Prozesslawine nach
sich ziehen. Damit ist den Kommunen nicht geholfen. Wir müssen
endlich weg von zu viel Bürokratie.

 * 

Quelle:
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FINANZEN/2207: Brauchen bei Grundsteuer transparentes Flächenmodell


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Februar 2019

TONCAR: Brauchen bei Grundsteuer transparentes Flächenmodell



Zum Spitzentreffen zur Grundsteuerreform erklärt der finanzpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Durch Taktieren und Abwarten hat Bundesfinanzminister Scholz viel zu
viel Zeit verstreichen lassen, um eine handwerklich gute Lösung für
eine Grundsteuerreform vorzubereiten. Es ist höchste Zeit, dass er
sich jetzt bewegt und mit den Ländern zu einer vernünftigen Reform
kommt. Die Fraktion der Freien Demokraten spricht sich dabei für ein
transparentes Modell auf Basis der Grundstücks- und Wohnfläche aus.
Das wäre die bei weitem einfachste und unbürokratischste Lösung, die
zudem schnell von der Verwaltung umgesetzt werden kann. Die
Einbeziehung von Bodenrichtwerten, Mietspiegeln oder gar fiktiven
Mieten, wie Bundesfinanzminister Scholz sie vorschlägt, ist extrem
kompliziert und streitanfällig. Eine solche Regelung würde tausende
Gutachter und Finanzbeamte beschäftigen und zu einer Flut von Klagen
führen. Wir brauchen eine vernünftige Lösung und keine taktischen
Profilierungsspielchen auf dem Rücken von Haus- und
Wohnungsbesitzern, Mietern und den Städten und Gemeinden in
Deutschland."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1508: Heils Grundrente ist weder zielgenau noch generationengerecht


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Februar 2019

VOGEL: Heils Grundrente ist weder zielgenau noch generationengerecht



Zum Vorschlag von Bundesarbeitsminister Heil für eine Grundrente
erklärt der rentenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Johannes
Vogel:

"Wer gearbeitet und vorgesorgt hat, muss immer mehr haben als die
Grundsicherung. Deshalb brauchen wir eine faire und zielgenaue Hilfe
gegen Altersarmut. Der Vorschlag von Bundesarbeitsminister Heil
leistet genau das nicht: Zum einen ist er unfair, weil mit dem
bewährten Grundsatz der Rentenversicherung gebrochen wird, dass
Einzahlung und Auszahlung zusammenhängen. Zum anderen ist er alles
andere als zielgenau, weil völlig ignoriert wird, ob überhaupt
Altersarmut vorliegt oder droht. Demnach würden auch sehr gut
versorgte Menschen Heils Grundrente erhalten. Und genau das macht den
Vorschlag so teuer. Das Nachsehen haben junge und kommende
Generationen. Diesen werden zusätzliche Milliarden aufgebürdet, ohne
dass darüber überhaupt ein Wort verloren wird. Ein faires,
zielgenaues und generationengerechtes Modell sieht anders aus."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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VERKEHR/584: Deutschland muss auf sofortiges Grenzwert-Moratorium drängen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Februar 2019

LUKSIC: Deutschland muss auf sofortiges Grenzwert-Moratorium
drängen 



Zur Ankündigung der EU-Kommission, die Richtlinien zur Luftqualität
zu überprüfen, erklärt der verkehrspolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Es ist höchste Zeit, dass endlich Bewegung in die Überprüfung des
Stickoxidgrenzwertes kommt. Bundesverkehrsminister Scheuer muss
seinem Versprechen nun Taten folgen lassen. Es bleibt aber eine
Luftnummer, wenn es weiterhin keine Ressortabstimmung mit dem
SPD-geführten Umweltministerium gibt. Die Grenzwerte müssen auch beim
nun angelaufenen Fitnesscheck der EU-Luftqualitätsrichtlinie auf die
Tagesordnung. Es wurde allerdings schon viel zu viel Zeit
verschwendet, weshalb die FDP-Fraktion ein sofortiges Moratorium zur
Aussetzung der Richtlinie fordert, um die Verfahren und Fahrverbote
aufzuhalten, die es so nur in Deutschland gibt. Außerdem müssen die
fragwürdigen nationalen Messverfahren sachlich danach überprüft
werden, ob sie tatsächlich auch repräsentativ die reale Belastung der
Bevölkerung in den Städten widerspiegelt, so wie es die EU vorgibt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/3023: Energiewende-Pläne der Bundesregierung lassen Kosten explodieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Februar 2019

NEUMANN: Energiewende-Pläne der Bundesregierung lassen Kosten
explodieren



Zu den Medienberichten zum Netzentwicklungsplan 2030 erklärt der
energiepolitische Sprecher der FDP-Fraktion Prof. Dr. Martin Neumann:

"Die Pläne der Bundesregierung für einen beschleunigten Kohleausstieg
und den schnelleren Ausbau der Erneuerbaren Energien verschärfen die
Netzengpässe in Deutschland. Schlimmer noch: Sie lassen die Kosten
explodieren. Bis 2030 sollen zwei zusätzliche Stromautobahnen von
mehr als 1.000 km Länge kommen. Dabei hinken wir bereits heute
dramatisch beim Netzausbau hinterher. Die Kosten könnten dadurch
alleine an Land von 36 auf 52 Milliarden Euro steigen. Bezahlen
müssen das die Stromkunden über höhere Netzentgelte. Die
Bundesregierung muss jetzt ein Preisschild an die gesamte
Energiewende machen. Die zusätzlichen Netzkosten gehören dabei mit
auf den Tisch."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





WIRTSCHAFT/3022: Altmaiers planwirtschaftliche Maßnahmen sind der falsche Weg


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Februar 2019

HOUBEN: Altmaiers planwirtschaftliche Maßnahmen sind der falsche
Weg



Zur Nationalen Industriestrategie 2030 erklärt der
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard Houben:

"Die Nationale Industriestrategie 2030 von Bundeswirtschaftsminister
Altmaier belegt sein Misstrauen gegenüber der deutschen Wirtschaft.
Auf die Herausforderungen des globalen Wettbewerbs mit
planwirtschaftlichen Maßnahmen zu reagieren, ist der falsche Weg.
Statt die Unternehmen zu lenken und einzelne Firmen als nationale
Champions auszurufen, muss die Bundesregierung den Unternehmen mehr
Freiraum verschaffen. Nur dann können sie im internationalen
Wettbewerb bestehen. Die eigentliche Stärke Deutschlands ist der
innovative Mittelstand, der für Altmaier leider nur eine Nebenrolle
spielt. Wichtiger als ein Staatsfonds sind zeitnahe Maßnahmen zur
Behebung des Fachkräftemangels, zur Stärkung des Freihandels und eine
bessere Infrastruktur. Zudem muss sich Altmaier gegen Finanzminister
Scholz durchsetzen, damit die Reform der Unternehmensbesteuerung
endlich über bloße Ankündigungen hinauskommt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2373: Wenn Hausärzte knapp werden (Li)


Landtag intern 11/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Wenn Hausärzte knapp werden

Sachverständige äußern sich zur Versorgung auf dem Land

von Michael Zabka



21. November 2018 - In ländlichen Regionen werden die Hausärzte
knapp. Um gegenzusteuern, hat die Landesregierung ein "Landarztgesetz"
auf den Weg gebracht. Es sieht u. a. eine Vorabquote bei der Zulassung
zum Medizinstudium vor. Das heißt: Maximal zehn Prozent der
Medizinstudienplätze sollen an vorab ausgewählte Bewerberinnen und
Bewerber vergeben werden. Die wiederum verpflichten sich, nach der
Ausbildung zehn Jahre lang in unterversorgten oder von Unterversorgung
bedrohten Gegenden zu arbeiten. Halten sie sich nicht daran, droht
eine Vertragsstrafe in Höhe von 250.000 Euro.


Bei der Studienplatzvergabe soll zudem nicht nur eine sehr gute
Abiturnote entscheidend sein. Die "Orientierung an Bedürfnissen der
Patientinnen und Patienten in Verbindung mit Empathie und
Sozialkompetenz" seien ebenfalls "wichtige Schlüsselfaktoren des
ärztlichen Berufs", heißt es in dem Gesetzentwurf ("Gesetz zur
Sicherstellung der hausärztlichen Versorgung in Bereichen besonderen
öffentlichen Bedarfs des Landes Nordrhein-Westfalen", 17/3037). In
einer gemeinsamen Anhörung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und
Soziales sowie des Wissenschaftsausschusses haben sich Sachverständige
dazu geäußert.

Landkreistag sowie Städte- und Gemeindebund unterstützten das Ziel
"vollumfänglich", wie es in einer Stellungnahme für die Ausschüsse
hieß. Sie empfahlen jedoch, das Gesetz auf die "ärztliche Versorgung
allgemein" zu erweitern. Es mangele auch an Fachärztinnen und -ärzten
sowie an Bewerbungen für den Öffentlichen Gesundheitsdienst.

Der Gedanke, bereits bei der Studienplatzvergabe anzusetzen, sei
"prinzipiell sinnvoll", so der Städtetag. Eine Verbesserung der
ärztlichen Versorgung werde sich aber durch die im Gesetzentwurf
vorgesehene Regelung "alleine nicht realisieren lassen". Die vorab
vergebenen Studienplätze stünden anderen nicht mehr zur Verfügung, das
Angebot werde "verknappt". Zu spürbaren Verbesserungen werde es nur
kommen, "wenn deutlich mehr Medizinstudienplätze vom Land geschaffen
werden". Zudem beschränke sich das Problem nicht allein auf den
ländlichen Raum. Auch städtische Gebiete seien von Ärztemangel
betroffen - "insbesondere Stadtgebiete mit einem hohen Anteil sozial
benachteiligter Menschen und einem niedrigen Anteil von
Privatversicherten".

Man unterstütze die Initiative der Landesregierung, schrieb die
Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein in ihrer Stellungnahme:
"Insbesondere in ländlichen Regionen kann ein Teil der hausärztlichen
Sitze nicht nachbesetzt werden." Dies zeichne sich mittelfristig
jedoch auch in Ballungsräumen ab. Zwar lege das geplante
"Landarztgesetz" den Bewerberinnen und Bewerbern um einen Studienplatz
Einschränkungen für deren individuelle Lebensplanung auf, dennoch sei
die im Gesetzentwurf vorgenommene Abwägung "sachgerecht und
verhältnismäßig".

Die Kassenärztliche Vereinigung Westfalen-Lippe sah im Gesetzentwurf
ein "zusätzliches Instrument, dem prognostizierten Hausärztemangel auf
lange Sicht entgegenzutreten". Sie empfahl zudem, an den Medizinischen
Fakultäten in NRW eine "Landarztquote" einzuführen. Dies würde
unmittelbar zu einer Stärkung der hausärztlichen Versorgung beitragen.

"Die ersten Studenten, die im Rahmen der Landarztquote den
Studienplatz erhalten, können nicht vor Wintersemester 2019/2020 ihr
Studium beginnen", gab die Ärztekammer Nordrhein zu bedenken. Eine
Verbesserung der hausärztlichen Versorgung würde also erst von 2031 an
eintreten. Die Kammer empfahl, den Ausbau der Telemedizin (zum
Beispiel Online-Sprechstunden) zu fördern und dies in die
Digitalisierungsstrategie des Landes aufzunehmen. Möglicherweise könne
die Situation so schneller verbessert werden.

"Weiterer Mosaikstein"

Der Hausärzteverband Westfalen-Lippe begrüßte die Gesetzesinitiative.
Gleichwohl könne die Landarztquote "nur ein weiterer Mosaikstein im
Ganzen" sein. Allerdings berge die Regelung auch Risiken:
"Bessergestellte Studierende könnten sich nach ihrem Studium
freikaufen und entsprechend eine andere Facharztrichtung als die
Allgemeinmedizin einschlagen."

Das Ärzte-Netzwerk "Medizin und Mehr" bewertete den Gesetzentwurf
positiv und schlug außerdem vor, die Budgetierung medizinischer
Leistungen in schlecht versorgten Regionen individuell auszusetzen, so
dass "kein negativer Anreiz" für Hausärzte bestehe, gegen Ende des
Quartals keine Leistungen mehr anzubieten.

Als "verfassungsrechtlich unproblematisch" bezeichnete der
Verwaltungsrechtler Wilhelm Achelpöhler (Münster) die Einführung einer
Landarztquote. Er sah jedoch Probleme bei der Studienplatzvergabe. Die
Unterschiede bei den Abiturdurchschnittsnoten in den Bundesländern
würden nicht berücksichtigt. "Eine Landarzt- als Vorabquote kann durch
das Land Nordrhein-Westfalen grundsätzlich in zulässiger Weise
eingeführt werden", befand Prof. Dr. Stefan Huster (Juristische
Fakultät der Ruhr-Universität Bochum).

Der Landtag hat dem Gesetzentwurf am 12. Dezember 2018 mit den Stimmen
von CDU, FDP und AfD zugestimmt.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5052: Mehr Frauen in die Parlamente (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 31.01.2019

Mehr Frauen in die Parlamente! 

100 Jahre Frauenwahlrecht nicht nur ein Grund zum Feiern



Zur Aktuellen Debatte der GRÜNEN Landtagsfraktion zum Thema 100 Jahre
Frauenwahlrecht stellen die frauenpolitische Sprecherin Jutta
Blatzheim-Roegler und der Fraktionsvorsitzende Dr. Bernhard Braun
fest, dass sich in der politischen Landschaft zwar einiges bewegt hat,
aber noch entscheidende Defizite bleiben:

Jutta Blatzheim-Roegler: "Vor 100 Jahren konnten Frauen in Deutschland
zum ersten Mal wählen. Der Weg dorthin war für die Frauenbewegung lang
und beschwerlich. Das Fazit nach 100 Jahren ist jedoch ernüchternd -
von Gleichstellung keine Spur: Der Anteil der Frauen im aktuellen
Bundestag ist mit skandalösen knapp 31 Prozent auf den Stand von vor
20 Jahren zurückgefallen. Den schlechten Wert rettet auch nicht die
Tatsache, dass wir eine Bundeskanzlerin haben und zwei große
Bundesparteien von weiblichen Vorsitzenden geführt werden. Im
rheinland-pfälzischen Landesparlament sind wir mit einem Frauenanteil
von knapp 36 Prozent ebenfalls noch weit entfernt von einer
Gleichstellung, die das Wort verdient.

Schlechter sieht es sogar in der Kommunalpolitik aus, nicht einmal
zehn Prozent aller deutschen Bürgermeisterämter sind von Frauen
besetzt. Der Frauenanteil in rheinland-pfälzischen Kommunalparlamenten
liegt derzeit bei 18,7 Prozent. Der Wahlslogan von 1919, 'Frauen in
die Parlamente!', muss deshalb heute lauten: 'Mehr Frauen in die
Parlamente!', wie es auch der Deutsche Frauenrat fordert. Erreichen
lässt sich das offenbar nur mit einer Quote, deshalb wäre ein
Parité-Gesetz wie in Frankreich ein hilfreiches Instrument."

Dr. Bernhard Braun: "Nach der ersten Wahl, an der Frauen teilnehmen
konnten, lag der Frauenanteil der Nationalversammlung bei neun
Prozent. Erst mit dem Einzug der GRÜNEN im Jahr 1983 stieg der Anteil
weiblicher Abgeordneter im deutschen Parlament maßgeblich an. Mit
unserem Frauenstatut und der Frauenquote schrieb und schreibt unsere
Partei Geschichte.

Trotzdem ist Parität im Parlament heute noch immer nicht
selbstverständlich. Die Verhältnisse in der Politik spiegeln sich auch
in den Vorstandsetagen großer Unternehmen und in der ungleichen
Bezahlung von Frauen für die gleiche Arbeit. Grundlage für echte
Gleichstellung muss deshalb der 'Equal Pay'-Grundsatz sein. Die
Beispiele zeigen, dass noch immenser Handlungsbedarf besteht: Die
Politik muss hier mit gutem Beispiel vorangehen."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5051: Verkehrswende statt Scheindebatten (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 31.01.2019

Vorsorge statt Bagatellisierung - Verkehrswende statt Scheindebatten



Zu den heutigen Themenschwerpunkten im Plenum zu Feinstaub,
Stickoxiden, Fahrverboten und Grenzwerten erklären der fachpolitische
Sprecher für Umwelt und Klimaschutz, Andreas Hartenfels, und die
verkehrspolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, Jutta
Blatzheim-Roegler:

Andreas Hartenfels:

"Oberste Priorität politischen Handelns muss der Schutz der
Bevölkerung sein: Wir müssen nach dem Vorsorgeprinzip handeln. Es gibt
einen breiten wissenschaftlichen Konsens, dass Stickoxide bereits in
geringen Mengen schädlich sind. Dass nun einige wenige Lungenärzte
eine Diskussion über die europaweit geltenden Grenzwerte ausgelöst
haben, zeugt davon, dass sich die Debatte in eine gefährliche Richtung
verlagert: Weg von vorbeugenden Schutzmaßnahmen für Mensch und Umwelt,
hin zu einem bewussten Bagatellisieren fundierter Forschungsergebnisse
zugunsten wirtschaftlicher Interessen.

Es ist die Aufgabe und das gute Recht der Wissenschaft, Studien und
Thesen ständig kritisch zu überprüfen. Die Grenzwerte für Stickoxide
wurden im Jahr 2010 auf Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation
von der EU jedoch nicht willkürlich festgelegt, sondern basieren auf
zahlreichen internationalen Studien spezialisierter
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Die Antwort der
Landesregierung hat heute gezeigt, dass manche Länder, wie etwa die
Schweiz, sogar noch strengere Grenzwerte festgesetzt haben. Wir
sollten uns deshalb nicht in einer Debatte über Grenzwerte verfangen,
sondern wirksame Maßnahmen zur Eindämmung des Schadstoffausstoßes
ergreifen - unserer Gesundheit und der Umwelt zuliebe."

Jutta Blatzheim-Roegler:

"Kinder, die sich ständig auf Augenhöhe mit den Auspuffanlagen der
Autos befinden, Schwangere und ältere Menschen, die an vielbefahrenen
Straßen leben - viele Menschen leiden unter der hohen
Schadstoffbelastung im Straßenverkehr. Die derzeitige Diskussion um
Grenzwerte zeigt nur, dass ein überforderter Bundesverkehrsminister
vom politischen Versagen bei der Diesel-Affäre ablenken will.

Seit Bekanntwerden des Skandals vor drei Jahren ist die Industrie
weder zu Hardware-Nachrüstungen verpflichtet worden, noch ist eine
umfassende Reform der Bahn in Sicht, damit Züge endlich pünktlich, für
jeden nutzbar und bezahlbar sind. Dabei brauchen wir dringend einen
umweltfreundlichen Mobilitätsmix, wenn wir Fahrverbote vermeiden und
attraktive Alternativen für die Menschen schaffen wollen. In
Rheinland-Pfalz setzen wir bereits Rahmenbedingungen zum Ausbau von
E-Ladestationen, auf eine gute Radwegeinfrastruktur, den Ausbau des
Rheinland-Pfalz-Taktes und die Reaktivierung von Bahnstrecken, um die
Verkehrswende zu meistern. Doch das Engagement einzelner Bundesländer
kann eine bundesweite Strategie nicht ersetzen. Der
Bundesverkehrsminister muss endlich liefern."

 * 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2239: 30 Jahre Bürgerbeauftragte (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 04 / Dezember 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

30 Jahre Bürgerbeauftragte - El Samadoni warnt vor Staatsverdruss



Seit Oktober 1988 gibt es in Schleswig-Holstein den Posten der
Bürgerbeauftragten für soziale Angelegenheiten. Zum 30. Jubiläum hat
Amtsinhaberin Samiah El Samadoni Bilanz gezogen. Sie blickt auf
Erfolge zurück, warnt aber zugleich vor einer wachsenden
Staatsverdrossenheit.


In insgesamt 85.000 Fällen hat die beim Landtag angesiedelte
Beratungsstelle in den vergangenen drei Jahrzehnten Bürgern unter die
Arme gegriffen, die Probleme mit den Sozialbehörden hatten. Zentrale
Ärgernisse sind Hartz IV und die gesetzliche Krankenversicherung, aber
es kommen auch Beschwerden zum Wohngeld, zum Bafög, zur Jugendhilfe,
zur Pflegeversicherung oder zur Rente. El Samadoni sieht die
gleichbleibend hohe Zahl von mehr als 3.000 Eingaben pro Jahr als
Warnsignal. Sie stelle eine "wachsende Entfremdung der Bürger vom
Staat" fest: "Das macht mir Sorgen." Häufig agierten Behörden
unflexibel, verwendeten eine unverständliche Juristensprache oder
verschickten fehlerhafte Bescheide zulasten der Betroffenen. Das
Ergebnis sei ein "Vertrauensverlust in öffentliche Institutionen".



"Behörden dürfen nicht nur auf Kosten achten"





El Samadoni und ihr 18-köpfiges Team wollen dem entgegenwirken: durch
Beratung der Betroffenen und durch klärenden Gespräche mit den Ämtern.
"Wir streben einvernehmliche Lösungen an und versuchen,
Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden", so El Samadoni. "Damit bewirken
wir etwas für den sozialen Frieden."

In einigen Fällen sei es sogar gelungen, über den Einzelfall hinaus
grundsätzliche Erleichterungen zu erreichen. So habe der Einsatz der
Bürgerbeauftragten dazu geführt, dass Land und Kommunen im Jahr 2016
mehr Geld für die Schulbegleitung von Kindern mit Behinderung
bereitgestellt hätten.

Für die Zukunft hat die Bürgerbeauftragte konkrete Wünsche an Politik
und Verwaltung: Die bürgernahe Sprache müsse ein zentraler Teil der
Verwaltungsausbildung werden. Behörden müssten ihre
Gestaltungsspielräume nutzen und Sozialausgaben nicht als Kosten,
sondern als Investition in die Gesellschaft betrachten. Und:
Deutschland brauche einen Bundes-Bürgerbeauftragten. Denn die
Bundesrepublik sei neben Italien das einzige EU-Land, in dem diese
Einrichtung auf nationaler Ebene fehle.

 * 
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LATEINAMERIKA/1857: Intellektuelle fordern ein Ende der Eskalation in Venezuela (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

International / Venezuela 

Intellektuelle fordern ein Ende der Eskalation in Venezuela



(Berlin, 3. Februar 2019, poonal) - Fast fünfhundert Intellektuelle
sowie soziale und politische Organisationen haben eine internationale
Erklärung [1] veröffentlicht und unterzeichnet, in der sie ein Ende
der Eskalation des politischen Konflikts in Venezuela fordern. Die
Unterzeichner*innen wenden sich gegen eine drohende Intervention von
außen und regen einen Dialog von und mit der venezolanischen
Bevölkerung an.

In der Erklärung wird die Regierung von Nicolás Maduro scharf
kritisiert. Diese habe sich in Richtung Autoritarismus bewegt und
zahlreiche Formen der Basisbeteiligung unterdrückt. Zudem sei die
Repression verschärft und ein dauerhafter Ausnahmezustand angewandt
worden. Wahlen seien missbraucht worden und die Regierung versuche,
sich um jeden Preis an der Macht zu halten.

In der Erklärung wird aber auch einer Unterstützung der Opposition
eine Absage erteilt. Die Selbstverkündung des Präsidenten der
Nationalversammlung, Juan Guaidó, als "Interimspräsident" Venezuelas
am 23. Januar 2019 habe eine neue Eskalation der Krise ausgelöst. Die
Schaffung eines von den USA und der so genannten Lima-Gruppe
unterstützten Parallelstaates eröffne die Voraussetzungen für die
Verschärfung der Krise und könne einen Bürgerkrieg mit internationaler
Beteiligung auslösen. Das sei "ein verheerendes Szenario für die
Bevölkerung und die venezolanische Republik", heißt es in der
Erklärung. Sie wurde bisher unter anderem von Intellektuellen wie dem
ehemaligen Energieminister Ecuadors, Alberto Acosta, dem italienischen
Politikwissenschaftler Antonio Negri und dem uruguayischen Autor Raúl
Zibechi unterschrieben.


Verheerendes Szenario für die Bevölkerung"

Miriam Lang von der Postgraduiertenuniversität Simon Bolivar in Quito
ist eine der Erstunterzeichnerinnen. Es müsse versucht werden,
Möglichkeiten der freien Meinungsäußerung wieder herzustellen, die in
den letzten Jahren zerstört worden seien: "Es wäre gut, wenn sich mehr
Leute hinter die Erklärung stellen würden, weil sie versucht, eine
differenzierte Position zwischen den Lagern zu formulieren. Und weil
sie versucht, sich für die Wiederherstellung der Legitimität und der
Institutionalität in Venezuela einzusetzen."

Miriam Lang befürwortet Neuwahlen, sowohl von der verfassunggebenden
Versammlung als auch Präsidentschaftswahlen, da weder Nicolás Maduro
noch Juan Guiadó demokratisch legitimiert seien. Die Internationale
Gemeinschaft solle die Durchführung von freien Wahlen garantieren,
findet Lang: "Ich glaube, dass eine Solidarität wichtig ist die
versucht, die Leute wieder in die Lage zu versetzen zu handeln; eine
Solidarität, die dabei aber auch differenziert und die Probleme im
Land benennt", so Lang.


Anmerkung:

[1] http://www.ecopoliticavenezuela.org/2019/01/29/declaracion-internacional-detener-la-escalada-del-conflicto-politico-venezuela/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/intellektuelle-fordern-ein-ende-der-eskalation-in-venezuela/


Der Text ist lizenziert unter Creative
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MELDUNG/335: Ethics for Nerds - Projekt der Saar-Uni erhält Hochschulperle des Monats Januar (idw)


Stifterverband - 31.01.2019

Ethics for Nerds: Projekt der Universität des Saarlandes erhält
Hochschulperle des Monats Januar



"Ethics für Nerds", so lautet der Titel der erfolgreichen Vorlesung, die
Lehrende der Fachrichtungen für Informatik und Philosophie der Universität
des Saarlandes für Studenten der Informatik und informatiknaher
Studiengänge entwickelt haben. Das Ziel: den Blick der Studenten für die
gesellschaftliche Verantwortung der Informatik zu weiten. Für dieses
innovative Projekt erhält die Arbeitsgruppe die Auszeichnung
"Hochschulperle Future Skills" des Monats Januar des Stifterverbandes.

Essen/Berlin, den 31.01.2019. Die "Hochschulperle Future Skills" des
Stifterverbandes geht im Januar an die Universität des Saarlandes.
Lehrende der Fachrichtungen Informatik und Philosophie haben gemeinsam die
Vorlesung "Ethics for Nerds" entwickelt, die Studenten der Informatik und
informatiknaher Studiengänge ethische Grundkompetenzen vermittelt und sie
für die gesellschaftliche Verantwortung der Informatik sensibilisiert. So
schärft die Vorlesung das Bewusstsein der Studenten für mögliche
Fehlentwicklungen und versetzt sie in die Lage, selbst moralisch
wünschenswerte Lösungen zu entwickeln.

Hintergrund für die 2015 initiierte Vorlesung war die Beobachtung, dass
der Einfluss der Informatik auf unsere Gesellschaft und unseren Alltag im
letzten Jahrzehnt enorm zugenommen hat. Dabei stellen sich zahlreiche
moralische Fragen, zum Beispiel bei Entscheidungen durch künstliche
Intelligenz im Krankenhaus oder auf der Autobahn, bis zur Problematik von
Filterblasen in sozialen Netzen. Diese Aspekte spielen jedoch
üblicherweise keine Rolle bei der Ausbildung von Informatikern.

Das Projekt "Ethics for Nerds" stößt in diese Lücke. Die Vorlesung
vermittelt unter anderem Wissen aus dem Bereich der Moralphilosophie, der
Technikfolgenabschätzung, der Maschinenethik und der
Argumentationstheorie.

"Ein wichtiges Thema und ein knackiger Titel, der die Zielgruppe sehr gut
anspricht", so die Jury des Stifterverbandes zur Entscheidung, die
"Hochschulperle Future Skills" im Januar nach Saarbrücken zu vergeben. "Im
Prozess der Technisierung und Digitalisierung kommt Informatikern eine
rasant wachsende gesellschaftliche Verantwortung vor - es ist wichtig,
dass sie sich dieser Aufgabe bewusst werden und lernen, damit umzugehen."


Was ist eine Hochschulperle?

Hochschulperlen sind innovative, beispielhafte Projekte, die in einer
Hochschule realisiert werden. Weil sie klein sind, werden sie jenseits der
Hochschulmauern kaum registriert. Weil sie glänzen, können und sollten sie
aber auch andere Hochschulen schmücken. Jeden Monat stellt der
Stifterverband eine Hochschulperle vor. Aus den Monatsperlen wird einmal
im Jahr per Abstimmung die Hochschulperle des Jahres gekürt. 2019 steht
die Hochschulperle unter dem Schwerpunkt Future Skills. Damit sind die
Kompetenzen gemeint, die in den nächsten Jahren vor dem Hintergrund von
Digitalisierung und neuen Arbeitsformen für das Berufsleben und die
gesellschaftliche Teilhabe wichtiger werden.

Weitere Informationen unter:

https://dcms.cs.uni-saarland.de/ethics_18

http://www.hochschulperle.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:
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FORSCHUNG/1183: Studie untersucht Potenziale von Weideflächen in Kasachstan für Viehzucht (idw)


Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in Transformationsökonomien (IAMO) -
01.02.2019

Landwirtschaft: Studie untersucht Potenziale von Weideflächen in
Kasachstan für Viehzucht



Eine von IAMO-Forschenden veröffentlichte Studie hat die räumliche
Verteilung und Intensität der Weidenutzung in Kasachstan untersucht. Das
Modell gibt Aufschluss über die noch auszuschöpfenden landwirtschaftlichen
Potenziale der weiträumigen Graslandschaften Kasachstans. Das Modell kann
genutzt werden, um die Bedingungen in ähnlichen ländlichen Regionen
detailgenau zu bewerten.

Forschende des Leibniz-Instituts für Agrarentwicklung in
Transformationsökonomien (IAMO) haben eine aktuelle Studie zur räumlichen
Verteilung und Intensität der Beweidung in Kasachstan veröffentlicht.
Kasachstan ist das größte Binnenland der Welt mit ausgedehnten
Graslandschaften und einer geringen Bevölkerungsdichte. Eine extensive
Viehzucht ist daher Hauptbestandteil der kasachischen Landwirtschaft. Die
riesigen, zum Teil ungenutzten Flächen könnten zukünftig auch eine
entscheidende Rolle für die Versorgung einer wachsenden Weltbevölkerung
mit tierischen Produkten spielen.

Trotz des großen Flächenbedarfs und des erheblichen ökologischen
Fußabdrucks der Tierproduktion bestehen Wissenslücken in Bezug auf die
Größe, Intensität und räumliche Verteilung der Flächen, die für die
Viehzucht genutzt werden. In der Studie entwickelten die Autoren daher
einen neuen Ansatz, der eine Beurteilung der Weideintensität mit sehr
genauen Räumlichkeitsdetails ermöglicht. Im Jahr 2015 wurden
schätzungsweise 48% der verfügbaren kasachischen Weidefläche genutzt,
jedoch mit sehr geringer durchschnittlicher Intensität, was die noch
auszuschöpfenden Potenziale verdeutlicht. Dennoch gab es auch Bereiche, in
denen eine Überweidung eine Gefahr darstellte. Die von den Autoren
erarbeitete Karte der Weideintensität kann helfen, eine nachhaltige
Beweidung und die damit verbundenen tierischen Produktionspotenziale zu
bestimmen. Das Modell ist auch für andere Regionen anpassbar, in denen
Weidemuster definiert werden können, die aktuelle Weidenutzung jedoch
unbekannt ist.

Die Studie ist bei der Online Fachzeitschrift PLOS ONE erschienen und
unter dem unten genannten Link abrufbar.


Originalpublikation:

Brett Hankerson, Florian Schierhorn, Alexander V. Prishchepov, Changxing
Dong, Christina Eisfelder, Daniel Müller (2019):

Modeling the spatial distribution of grazing intensity in Kazakhstan. 

PLOS ONE 14 (1): 1-27.

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0210051

Weitere Informationen unter:

https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0210051

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution418
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Agrarentwicklung in Transformationsökonomien (IAMO), 01.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





FORSCHUNG/1182: Wie Raps als Eiweißquelle für die menschliche Ernährung genutzt werden könnte (idw)


Technische Universität München - 31.01.2019

Wie Raps als Eiweißquelle für die menschliche Ernährung genutzt werden
könnte: Bitterer Raps



Rapssaat enthält nicht nur Öl, sondern auch hochwertiges Eiweiß. Doch
Proteinextrakte aus Raps besitzen eine intensive, bittere Fehlnote. Ein
Team um den Lebensmittelchemiker Thomas Hofmann hat nun die für den
bitteren Geschmack entscheidende Substanz identifiziert. Dies ist ein
erster Schritt, um Raps für die menschliche Eiweißversorgung zu
erschließen.

Laut Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
(FAO) wird sich der Nahrungsmittelbedarf aufgrund der wachsenden
Weltbevölkerung bis zum Jahr 2050 in etwa verdoppeln. "In diesem
Zusammenhang sind insbesondere bei der Eiweißversorgung Engpässe zu
erwarten", sagt Thomas Hofmann, Leiter des Lehrstuhls für
Lebensmittelchemie und Molekulare Sensorik an der Technischen Universität
München (TUM).

Daher sei es wichtig, neue pflanzliche Proteinquellen für die menschliche
Ernährung zu erschließen. Eine gute einheimische Quelle sei die Rapssaat,
so Hofmann weiter, der auch Direktor des Leibniz-Instituts für
Lebensmittel-Systembiologie ist.

Rapssaat enthält hochwertiges Protein

Rapssaat enthält nicht nur Öl, sondern auch hochwertiges Eiweiß, das viele
lebensnotwendige Aminosäuren enthält. Weltweit fallen pro Jahr etwa 1,12
Millionen Tonnen Rohprotein bei der Rapsölproduktion an. Obwohl Landwirte
den bei der Ölgewinnung anfallenden Rapskuchen seit langem als
Eiweißfuttermittel in der Tiermast verwenden, spielt Raps als
Proteinquelle in der menschlichen Ernährung bislang keine Rolle.

Ein Grund ist, dass in der Rapssaat enthaltene Begleitsubstanzen den
Geschmack der aus Raps gewonnen Eiweißisolate stark beeinträchtigen. Zu
diesen Substanzen zählen zum Beispiel sehr bitter schmeckende, sekundäre
Pflanzeninhaltsstoffe. Hofmann und sein Team gingen daher der Frage nach,
welche Bitterstoffe genau den unangenehmen Fehlgeschmack von Rapsprotein
verursachen.

Die Schlüsselsubstanz, die Rapseiweiß bitter schmecken lässt

Die Forschenden untersuchten drei verschiedene Eiweißisolate mit Hilfe
massenspektrometrischer Analysemethoden sowie mit Geschmackstests. Beim
ersten Isolat handelte es sich um einen Extrakt aller im Rapsschrot
enthaltenen Proteine. Das zweite Isolat enthielt überwiegend Cruciferin
und das dritte Napin, wobei es sich um die beiden Hauptspeichereiweiße der
Rapssaat handelt. Alle drei Eiweißextrakte wiesen einen Proteingehalt von
80 bis 90 Prozent auf.

Wie die Untersuchungen erstmals zeigen, ist eine Verbindung mit dem Namen
Kaempferol-3-O-(2'''-O-sinapoyl-β-sophorosid) die Schlüsselsubstanz, 
die Proteinextrakte aus Raps bislang ungenießbar macht. Insbesondere das
Cruciferin-Isolat enthielt mit 390 Milligramm pro Kilogramm sehr viel von
diesem Bitterstoff. Das Rapsschrot- und das Napin-Isolat wiesen zwar
weniger als ein Zehntel der Menge auf, schmeckten im Sensoriktest aber
immer noch bitter.

Ausgangspunkt für neue Verfahren

"Da wir den Verursacher der bitteren Fehlnote nun kennen, lassen sich sehr
viel leichter geeignete technologische Verfahren oder züchterische
Strategien entwickeln, mit denen sich aus Rapssaat wohlschmeckende,
eiweißreiche Lebensmittel herstellen lassen", sagt Co-Autorin Corinna
Dawid, die an der TUM die Arbeitsgruppe Phytometabolomics leitet.


Weitere Informationen:

Das Forschungsvorhaben wurde vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) im Rahmen des RaPEQ-Projekts (031B0198D) gefördert.
Projektpartner war das Forschungsinstitut Pilot Pflanzenöltechnologie e.V.
in Magdeburg.

Originalpublikation:

C. Hald, C. Dawid, R. Tressel, T. Hofmann:

Kaempferol 3-O-(2'''-O-sinapoyl-β-sophoroside) causes the undesired 
bitter taste of canola/rapeseed protein isolates

J Agric Food Chem, 67: 372-378,

DOI: 10.1021/acs.jafc.8b06260

https://pubs.acs.org/doi/10.1021/acs.jafc.8b06260

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 31.01.2019
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INTERNATIONAL/197: US-Landwirtschaft auf Talfahrt (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 426 - November 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

US-Landwirtschaft auf Talfahrt

Umwelt, Einkommen und Exportschranken



(ml) Tim Burracks 1.200-Hektar-Farm ist im Nordosten Iowas gelegen und an
einem nebligen Oktobermorgen nicht leicht zu finden. Die Soja- und
Maisfelder sind abgeerntet, die Landschaft erscheint kahl, eben und
grau. Kein Baum, der als Markierung dienen könnte, nur ab und zu sind
flache Stallgebäude zu erkennen, gelegentlich auch ein Wohnhaus. Die
schmalen landwirtschaftlichen Nutzstraßen, die Iowa wie ein Gitter
überziehen, sind auf der Karte nicht verzeichnet, das Navi hat keinen
Empfang. Ein Fahnenmast mit der US-Flagge und darunter der Fahne Iowas
markieren die Einfahrt zu dem modernen Bungalow, den Tim Burrack erst
vor ein paar Jahren gebaut hat. Eine gute Meile sei es sicher bis zum
Haus der nächsten Nachbarn, sagt er und führt mich in sein Büro. Neben
den Computerbildschirmen flackern eine Reihe von Monitoren, auf denen
sich die Entwicklungen an der Rohstoffbörse in Chicago verfolgen
lassen. An den Wänden hängen Auszeichnungen - Ernterekorde, Ehrungen
von Saatgutfirmen und dem Verband der Maisanbauer.

Kurze Geschichte

Landwirtschaft gibt es im Mittleren Westen erst seit der Mitte des 19.
Jahrhunderts, als die ersten Weißen begannen, die Prärie urbar zu
machen. Die meisten betrieben Landwirtschaft genau so, wie sie es aus
ihren europäischen Heimatländern gewohnt waren. Erst ab dem Ende des
Zweiten Weltkrieges ermöglichte die fortschreitende Mechanisierung die
Bearbeitung größerer Flächen mit weniger Arbeitskräften. Chemische
Dünger und Pflanzenschutzmittel sorgten für wachsende Erträge. Die
industrielle Agrarwende mit ihrer Umstellung auf Mais- und
Sojamonokulturen und der damit einhergehenden Überproduktion lässt
sich genau datieren: Sie begann 1971. "Wachsen oder weichen" war das
Motto von Richard Nixons Landwirtschaftsminister Earl Butz, der auf
Agrarexporte setzte und die Farmer aufforderte, jede verfügbare Fläche
zu nutzen und "von Zaunpfahl zu Zaunpfahl" zu pflügen.

Um die Expansion zu finanzieren, nahmen die Landwirte oft hohe Kredite
auf, was in den 80er Jahren durch steigende Zinsen und sinkende
Weltmarktpreise für viele im Bankrott und dem Verlust ihrer Höfe
endete. Während die Zahl der Landwirte weiter sank, nahm die Größe und
Effizienz der "überlebenden" Betriebe zu. Farmer wie Tim Burrack waren
zwar nicht in der Lage, große Mengen Land zu kaufen, aber er konnte es
pachten. Von den 1.200 Hektar, die er heute bewirtschaftet, ist noch
immer die Hälfte Pachtland. Die kontinuierliche Überproduktion von
Soja und Mais schuf ideale Bedingungen für die Intensivtierhaltung.
Mit der Massentierhaltung kam die "vertikale Integration": Einige
wenige Konzerne dominieren heute den Markt, indem sie den gesamten
Produktionsprozess kontrollieren, von Saatgut und
Futtermittelproduktion über Aufzucht, Mast, Schlachtung und
Verarbeitung bis hin zu Verpackung und der Platzierung im Supermarkt.
Die Tiere, die Konzerne wie Tyson oder Smithfield nicht selbst
produzieren, kaufen sie an der Börse von Farmern wie Tim Burrack.
36.000 Schweine produziere er pro Jahr, erzählt er. Ob ich die
Stallungen sehen könne, frage ich. Leider nein, sagt er, wo die Tiere
seien, wisse er nicht. Die Aufzucht obliege einem Lohnmäster, der sie
termingerecht, mit vorgeschriebenem Schlachtgewicht, zu einem
festgelegten Preis abzuliefern habe. Lohnmäster tragen oft nicht nur
das finanzielle Risiko der Produktion, sondern müssen meist auch mit
hohen Investitionen, z. B. für Stallungen, in Vorlage gehen.

Mehr Zeit und Superunkräuter

In den 90er Jahren gelang findigen Wissenschaftlern schließlich die
Erfindung der Gans, die goldene Eier für die Industrie legt:
düngerhungrige, herbizidtolerante GVO-Soja- und Maissaaten. Saatgut,
Dünger und Pestizide: das Komplettpaket für den Acker - von Roundup
Ready bis Xtendimax. Der Preis für die Ertragssteigerungen sind
deutlich höhere Inputkosten. Von 2010 bis 2013 garantierten hohe
Weltmarktpreise trotzdem Gewinne, seither sind die Preise wieder
deutlich gefallen und liegen z. T. unter den Gestehungskosten.
Trotzdem reifen auch 2018 auf 39 Millionen Hektar Mais und auf 32
Millionen Hektar Sojabohnen. "Wir ernähren zwar nicht die Welt", räumt
Tim Burrack ein, "aber Mais und Soja sind weiterhin die lukrativsten
Feldfrüchte, die wir hier anbauen können." Bereits seit Ende der 90er
Jahre baut er gentechnisch veränderte Sorten an. Lukrativ ist für ihn
die Saatgutproduktion für eine der Agrarchemiefirmen. Die Entscheidung
für GVO-Saaten sei für ihn eine Frage des Lebensstils, er habe mehr
Zeit für Familie und Hobbies. Derweil erfordern Klimawandel und die
zunehmende Herbizidresistenz von Unkräutern neue Investitionen. Auf
etwa 28 Millionen Hektar Land werden die Farmer den "Superunkräuter"
nur noch mit der Hacke Herr - es sei denn, sie investieren in die
neuen, gegen Dicamba und Glyphosat resistenten GVO-Sojasorten und
riskieren Schadensersatzklagen der Nachbarn wegen Driftschäden. Tim
Burrack sieht das gelassen, er habe volles Vertrauen in den
wissenschaftlichen Fortschritt und die Forschungsarbeit der
Agrarchemiefirmen. "Die Menschheit ist auf einer positiven
Entvvicklungskurve, die Wissenschaft wird unser Leben immer besser
machen." Auch mit den sich verändernden Wettermustern könne man fertig
werden. Auf den schweren Böden blieben manchmal nur wenige Tage für
Aussaat und Ernte, sagt Tim Burrack - neue, noch größere Maschinen
versprechen Abhilfe. Stolz zeigt er mir seine neu gebaute
Maschinenhalle, groß wie ein Flugzeughangar. Hier stehen Landmaschinen
im Wert von vielen Millionen Dollar. Der neue Mähdrescher, ein
Vorführmodell, war ein Schnäppchen und hat lediglich 470.000 US-Dollar
gekostet. Die Schulden wird Tim Burracks Sohn in den nächsten Jahren
zusammen mit dem Hof übernehmen. Wird er sie abbezahlen können? Wie in
den 80er Jahren sind heute wieder viele Farmer stark verschuldet, und
steigende Landpachtraten verschärfen den Druck.

Maiszucker ist überall

Noch rettet die "US-Farm-Bill", ein Gesetz zur Agrarförderung, die
Farmer im Mittleren Westen. Vereinfacht beschrieben legt das Gesetz
basierend auf den Mais- und Sojapreisen der jeweils letzten fünf Jahre
einen Richtwert fest. Liegen die Marktpreise des laufenden Jahres
darunter, wird dem Landwirt die Differenz erstattet. Ein Drittel des
produzierten Maises dient als billiges Viehfutter und führt zu einer
Überproduktion von Milch und Fleisch. Knapp 40 Prozent werden zu
Ethanol und Biogas verarbeitet. Glucose-Fructose-Maissirup (HFCS)
findet sich in fast allen Lebensmitteln. An neuen
Verwendungsmöglichkeiten von Maisstärke, z. B. für "Bio"-Plastik, wird
gearbeitet. Insgesamt mehr als 20 Prozent aller US-Agrarprodukte gehen
in den Export. Strafzölle und das mögliche Scheitern der
NAFTA-Neuverhandlungen (Zollunion Kanada, Mexiko, USA) könnten das
bald ändern. Eine neuerliche US-Farmkrise wäre dann nicht nur
wahrscheinlich, sondern unausweichlich.
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REPRESSION/1629: Frankreich - zu viele Gelbwesten schwer verletzt ... (SB)




Das sind Kriegsverletzungen, die wir heute erleiden. Ich bin
sicher, dass ich Opfer einer doppelten Attacke geworden bin. Zunächst
mit einer Tränengasgranate, danach mit einem Schuss aus einem
Hartgummi-Gewehr vom Typ LBD40.

Jêrome Rodrigues von den Pariser Gelbwesten [1]

Zum zwölften Mal in Folge haben in Paris und anderen französischen
Städten Zehntausende Gelbwesten demonstriert. Der Protest richtete
sich an diesem Wochenende insbesondere gegen das brutale Vorgehen der
Polizei, da seit Beginn der Protestbewegung im November zahlreiche
Demonstrierende zum Teil schwer verletzt worden sind. Während nach
offiziellen Angaben von 1700 Verletzten auf seiten der Protestierenden
die Rede ist, sprechen andere Quellen von mehr als 1900. [2] Unter den
mindestens zehn Menschen, die im Zuge der Proteste ihr Leben verloren
haben sollen, befindet sich eine 80jährige Rentnerin, die im Fenster
ihrer Wohnung von einer Tränengasgranate getroffen wurde. [3]

Nach Zählung eines Marktforschungsinstituts beteiligten sich am
Samstag allein in Paris 13.800 Menschen an einem "großen Marsch für
die Verletzten", der vor allem Gummigeschosse und Schockgranaten
anprangerte, die bei den Demonstrationen der vergangenen Wochen von
der Polizei massenhaft eingesetzt worden sind. Besonders durch die in
den meisten europäischen Ländern kaum verwendeten Gummigeschosse
wurden viele Menschen bei den Demonstrationen wie auch vermeintlich
Unbeteiligte teilweise schwer verletzt: Zersplitterte Kiefer,
abgerissene Hände oder Erblindungen waren keine Einzelfälle. Laut
einem Bericht der Zeitung "Liberation" sind bereits vierzehn Menschen
aufgrund eines solchen Beschusses auf einem Auge erblindet. Kaum
minder gefährlich sind explosive Tränengasträger wie die Granate
GLI-F4, die in anderen Ländern Europas längst aus dem Waffenarsenal
der Polizei verbannt wurden, aber in Frankreich weiterhin eingesetzt
werden.

So verlor am 1. Dezember der 52 Jahre alte Techniker Ayhan P., der in
Tours einem friedlichen Demonstrationszug gefolgt war, durch eine
dieser mit dem Sprengstoff TNT bestückten Granaten seine rechte Hand.
Jêrome Rodrigues, einer der Wortführer der Pariser Gelbwesten, wurde
vor einer Woche aus nächster Nähe von einem Gummigeschoß der Polizei
am rechten Auge getroffen und mußte ins Krankenhaus gebracht werden.
Ob er seine volle Sehkraft behalten wird, ist nicht abzusehen. [4]

Rodrigues wollte am vorletzten Wochenende dokumentieren, daß von den
Gelbwesten keine Gewalt ausgeht. Zu diesem Zweck hatte er sich bei der
Demonstration eine Körperkamera umgebunden. Als er damit auf dem
Bastille-Platz in Paris ankam, war die Lage bereits angespannt.
Tränengasschwaden zogen umher, gepanzerte Polizisten waren im Einsatz.
Dann ertönte ein Knall, und Rodriguez lag verletzt am Boden. Wie er
später in einer Videobotschaft berichtete, mußte er vier Stunden lang
operiert werden. Der Augapfel sei von vorne nach hinten gerissen
worden und mußte genäht werden. "Heute kann ich nicht sicher sein,
dass ich auf dem Auge je wieder sehen kann. Das sind
Kriegsverletzungen, die wir heute erleiden. Ich bin sicher, dass ich
Opfer einer doppelten Attacke geworden bin. Zunächst mit einer
Tränengasgranate, danach mit einem Schuss aus einem Hartgummi-Gewehr
vom Typ LBD40."

"Sie haben sich als extrem brutal und heftig erwiesen, dazu angetan,
Menschen zu verstümmeln. Die LBD40 müssen verboten werden. Sie sind
trotz aller Einschränkungen bei der Benutzung extrem gefährlich",
forderte Sophie Maza, Anwältin bei der Liga für Menschenrechte. Dem
hält Stanislas Goudon, Chef der Gewerkschaft Polizeiallianz, entgegen,
daß seine Polizeikollegen bei Demonstrationen massiv bedroht und
attackiert würden: "Wir erleben Szenen extremer Gewalt. Polizisten
werden zur Zielscheibe, sie werden angegriffen. Das zwingt uns ja erst
dazu, zu antworten."

Die Menschenrechtsbeauftragte des Europarates, Dunja Mijatovic, hatte
sich Anfang letzter Woche besorgt über die Zahl und Schwere der
Verletzungen als Folge staatlicher Gewalt geäußert. Frankreichs
Innenminister Christophe Castaner verteidigte hingegen den Einsatz von
Gummigeschossen als notwendigen Schutz der Sicherheitskräfte. Dieser
Auffassung schloß sich am Freitag der Pariser Staatsrat als oberstes
Verwaltungsgericht an, der unter Verweis auf die Gewalt bei den
Protesten einen Antrag ablehnend beschied, der Polizei den Einsatz von
Gummigeschossen zu untersagen. Das Gremium wies damit eine Beschwerde
der Menschenrechtsliga LDH und der Gewerkschaft CGT ab. Sie hatten die
Waffen als "gefährlich" bezeichnet und ein Verbot im Eilverfahren
gefordert.

Die Hoffnung der Regierung und wohl auch der Gewerkschaftsführungen,
daß die Rücknahme der geplanten Erhöhung der Kraftstoffsteuer, die
Bilder heftiger Auseinandersetzungen in den Medien und die
Feierlichkeiten zum Jahresende zum Aussterben dieser Bewegung führen
würden, hat sich nicht erfüllt. Die Gelbwesten sind nach wie vor
massenhaft auf der Straße präsent und haben unterdessen die Liste
ihrer Forderungen ausgebaut. Sie verlangen nicht nur den Rücktritt von
Präsident Emmanuel Macron, sondern auch die Erhöhung des Mindestlohns,
das Ende der Leiharbeit, Altersrenten, die Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, die Kopplung der Löhne an die Inflation, die
Begrenzung prekärer Verträge, mehr Steuern für Großunternehmen und
manches mehr.

Da die Bewegung bislang über keine Führung verfügt, die
staatlicherseits eingebunden werden könnte, um das Aufbegehren zu
befrieden, sind Besetzungen von Bahnhöfen, Raffinerien und Fabriken
nicht auszuschließen, die eine vollständige Lähmung der Wirtschaft
herbeiführen könnten. Wenngleich sich die Gewerkschaftsbürokratien
weigern, den Gelbwesten mit einem Generalstreik zur Seite zu stehen,
wäre dessen autonom organisierte Herbeiführung denkbar. Angesichts
dieses Szenarios greift Macron mehr denn je auf sein doppeltes Spiel
zurück, gemäß seinem Wahlspruch gleichzeitig zu reden und zu handeln.
Während er die Bevölkerung mit einer "großen Debatte" über sein
Regierungsprogramm ruhig halten will, verschärft er die Repression, um
die Gelbwesten noch massiver zu verfolgen.

Im Oktober 2018 wurde im Senat ein Text der rechtskonservativen
Fraktion mehrheitlich gebilligt, der zur Vorlage eines
Gesetzesentwurfs diente, der nun in die Nationalversammlung
eingebracht worden ist. Der von Macron und seinem Ministerpräsidenten
Philippe vorgelegte Entwurf ähnelt stark dem bereits geltenden
"Antiterrorgesetz" und soll angeblich "friedliche
Demonstrationsteilnehmer" vor gewaltbereiten "Randalierern" schützen.
Das Gesetz würde den Aktionsradius der schwerbewaffneten und
gepanzerten Spezialeinheit der Polizei (CRS) erweitern, die seit
Jahren gegen Demonstrationen eingesetzt wird. Die Polizei könnte
künftig jederzeit Leibesvisitationen durchführen, Taschen und
Kleidungsstücke untersuchen und willkürlich "Verdächtige" von
Demonstrationen fernhalten. Über "auffällige" Demonstrantinnen und
Demonstranten könnten ohne weiteres Dateien angelegt werden.

Seit Beginn des Aufstands im November wurden bereits nahezu 5.500
Demonstrierende in Polizeigewahrsam genommen. Die linke Opposition im
Parlament sieht in dem Gesetzentwurf einen Versuch, noch härter
durchzugreifen und den Gelbwesten mit repressiven Mitteln den Zahn zu
ziehen. In einer gemeinsamen Erklärung bewerteten Gewerkschaften, die
Liga für Menschenrechte und die Gewerkschaft der Anwälte und Richter
den Text als "Gefahr für die Bürgerrechte". Dies ziele auf eine
Politik ab, die der Logik des Generalverdachts gegen jeden einzelnen
zum Widerstand bereiten Bürger folge.

Die Wut der Gelbwesten ist das Ergebnis tiefer Widersprüche, die sich
in den zurückliegenden Jahren aufgebaut haben. Seit seiner Wahl im Mai
2017 hat Macron daran gearbeitet, die Ausbeutung und Zurichtung der
unteren Schichten der Gesellschaft zu verschärfen. Daß inzwischen an
den Wochenenden landesweit 80.000 Polizisten aufgeboten werden, um die
Gelbwesten in Schach zu halten, zeugt von der Dimension dieses
Konflikts wie auch der Bereitschaft der französischen Regierung, bei
der Befriedung des Protests harte Bandagen anzulegen und weitere Opfer
in Kauf zu nehmen.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/demonstrationen-in-frankreich-gelbwesten-kritisieren.1773.de.html

[2] lowerclassmag.com/2018/12/gelbwesten_giletsjaunes/

[3] www.tagesschau.de/ausland/gelbwesten-171.html

[4] www.jungewelt.de/artikel/348295.gesetzt-gegen-gelbwesten-knüppel-und-granaten.html

4. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





NAHOST/1640: Jemen - US-Involvenzen ... (SB)


Jemen - US-Involvenzen ...



Im Jemen steht offenbar ein Wiederaufflammen des Krieges bevor. Der
Waffenstillstand, den die schiitischen Huthi-Rebellen bei
Friedensverhandlungen Ende Dezember in Stockholm mit Vertretern der
von Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten
unterstützten Regierung von Interimspräsident Abd Rabbu Mansur Hadi
eingegangen sind, ist brüchig geworden. Entlang der inoffiziellen
Grenze zwischen den von den Huthis kontrollierten Nordwesten des
Jemens samt Hauptstadt Sanaa und dem unter der Herrschaft von
Regierungstruppen, südlichen Separatisten, Al-Kaida-Freiwilligen
sowie den saudischen und emiratischen Streitkräften stehenden
Südwesten einschließlich der Hafenstadt Aden am Indischen Ozean kommt
es immer wieder zu blutigen Scharmützeln.

Wie wenig Vertrauen zwischen beiden Kriegsparteien herrscht, zeigt der
Umstand, daß die Huthis aus Angst vor einer Geiselnahme ihrer 
Abgesandten darauf insistiert haben, daß die jüngste Gesprächsrunde am 
3. Februar unter der Leitung des niederländischen Generals a. D. 
Patrick Cammaert über die Umsetzung der Vereinbarungen von Stockholm 
an Bord eines von den Vereinten Nationen gecharterten Frachtschiffs im 
Hafen von Hudeida stattfand. Die Gespräche dort haben zu keiner 
Annäherung geführt. Die Huthis weigern sich, die Kontrolle über die 
Hafenanlage an die UNO zu geben bzw. ihre Soldaten von dort 
abzuziehen, weil sie zu Recht befürchten, daß die Regierungstruppen 
und ihre sunnitischen Verbündeten dort gleich einziehen werden. Die 
Ansarullah, so der offizielle Titel der Huthi-Bewegung, will nicht den 
Hadi-Truppen und ihren ausländischen Förderern kampflos etwas 
überlassen, was diese in einer monatelangen, schweren Schlacht letztes 
Jahr nicht haben erobern können. Schließlich ist Hudeida der letzte 
Zugang der Huthis zur Außenwelt. Über den Hafen am Roten Meer kommt 
ein erheblicher Teil jener Lebensmittel und Medikamente, die das 
Überleben von Millionen von Menschen im nordwestlichen Jemen sichern.

Unabhängigen Schätzungen zufolge hat der Krieg im Jemen, den
Saudi-Arabien und die VAE im März 2015 vom Zaun gebrochen haben, rund
100.000 Menschen das Leben gekostet, die meisten von ihnen Kinder. 14
Millionen Menschen - etwa die Hälfte der Bevölkerung - sind aktuell 
vom Hungertod bedroht. In Hudeida sollen die Zustände für die noch
verbliebenen Einwohner grausam sein. In einem Bericht, der am 31.
Januar beim Londoner Independent erschienen ist, hieß es unter Verweis
auf die jemenitische Ärztin Ashwaq Moharram, viele Menschen in der
Stadt suchten Mülltonnen nach Lebensmittelresten ab, um zu überleben,
während andere in ihren zerbombten Wohnungen verbluteten. In ihrer
Verzweiflung griffen manche Eltern im Jemen zu sehr drastischen
Maßnahmen, um an Geld für ihre Familien zu kommen: "Manche Leute haben
begonnen, ihre Organe, etwa ihre Nieren, zu verkaufen. Man kann die
Werbung lesen. Sie reisen nach Jordanien, Kairo oder Indien und lassen
sich dort operieren", so Moharram.

Währenddessen versuchen liberale Demokraten und libertäre Republikaner
im US-Kongreß Präsident Donald Trump zu zwingen, die Involvierung des
Pentagons am Jemenkrieg zu beenden. Ohne Waffennachschub,
Luftbetankung, Flugzeugwartung sowie Luftaufklärung amerikanischer
Militärs hätten die Saudis und Emirater ihr desaströses
Militärabenteuer, das ursprünglich mit einem Blitzsieg über die Huthis
enden sollte, bald ins vierte Jahr geht und Riad sowie Abu Dhabi ein
Vermögen kostet, längst abbrechen müssen. Des weiteren sind unter dem
Vorwand des "globalen Antiterrorkriegs" US-Spezialstreitkräfte am
Boden im Jemen unterwegs, während die CIA regelmäßig dort
Drohnenangriffe gegen "verdächtige" Personen bzw. Personengruppen
durchführt. Bei letzteren Aktionen kommen nachweislich mehr
Zivilisten als "bad hombres" ums Leben.

Im Repräsentantenhaus und Senat wollen die Kritiker des Jemenkriegs
Präsident Trump daran erinnern, daß der Militäreinsatz dort keine
rechtliche Grundlage hat. Sie argumentieren, daß der Verweis des
Weißen Hauses und des Pentagons auf die Kriegsermächtigung, die der
Kongreß drei Tage nach den Flugzeuganschlägen vom 11. September 2001
erteilte, für den Jemen nicht anwendbar sei. Die Chancen, daß der neue
Gesetzesentwurf Bestand haben wird, liegen bei Null. Entweder wird die
republikanische Mehrheit im Senat die Initiative blockieren oder Trump
wird von seinem präsidialen Veto Gebrauch machen. Schließlich sind 
Washington die eigenen strategischen Interessen am Konflikt im Jemen 
viel zu wichtig, auch wenn sie eine ziemlich diffuse Mischung ergeben:
Zurückdrängung des iranischen Einflusses bei den Huthis, Unterstützung
Saudi-Arabiens und der VAE, die zu den wichtigsten Kunden der
amerikanischen Rüstungsindustrie gehören, Kontrolle über das Horn von
Afrika einschließlich der Meeresenge Bab Al Mandab zwischen Indischem
Ozean und Rotem Meer, Bekämpfung von Al Kaida auf der Arabischen
Halbinsel, Sicherung des Zugangs zu den im Jemen vermuteten größeren
Öl- und Gasvorkommen.

Für die Entschlossenheit der Amerikaner, ihre Position im Südwesten
der Arabischen Halbinsel zu verfolgen und durchzusetzen - komme, was
wolle -, spricht der spektakuläre Artikel, den Spencer Ackerman am 31.
Januar beim Daily Beast veröffentlicht hat und der leider viel zu
wenig von der internationalen Presse beachtet wurde. Der ehemalige
Korrespondent der britischen Zeitung Guardian im Bereich nationale
Sicherheit der USA berichtete erstmals von einer direkten Beteiligung
amerikanischer Bürger an der Folter, die seit Jahren in den
Geheimgefängnissen stattfindet, welche die Emirater in Aden und
anderen Teilen des Südens und Ostens des Jemens betreiben.

Bereits im vergangenen Dezember hatte das Pentagon gegenüber dem
Kongreß erstmals eingeräumt, daß US-Militärpersonal in den
emiratischen Sondergefängnissen im Jemen mit der Gewinnung von
"nachrichtendienstlichen Erkenntnissen" befaßt sei, gleichzeitig aber
bestritten, daß amerikanische Bürger die Vernehmungen durchführten
oder auch nur bei solchen Prozeduren anwesend wären. Spencer Ackerman
hat unter Vermittlung der Menschenrechtsorganisation Reprieve mit
mehreren Personen, die selbst in solchen Lagern waren, sprechen
können. Ihm gegenüber haben die Opfer bezeugt, dort sowohl
US-Militärangehörige in Uniform als auch amerikanische Söldner 
privater Sicherheitsdienstleistungsfirmen erlebt zu haben, welche die 
schwere Mißhandlung von Gefangenen geleitet bzw. ihr beigewohnt haben, 
auch wenn sie sich dabei nicht die eigenen Finger schmutzig gemacht 
haben. Ackermanns Zeugen, die aus naheliegenden Gründen anonym bleiben 
wollten, sprachen von Schlägen mit Knüppeln, Stromschlägen gegen die 
Genitalien, Analvergewaltigungen mit schweren Gegenständen u. v. m.. 
Viele Menschen dachten, nach dem Verbot der CIA-Folter "islamistischer 
Terroristen" durch Barack Obama Anfang 2009 fanden solche 
Kriegsverbrechen unter amerikanischen Beteiligung bzw. Regie nicht 
mehr statt. Wer dies glaubte, ist offenbar einem Irrtum erlegen.

4. Januar 2019
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RENTE/723: Grundrente - Vorschlag von Arbeitsminister Heil begrüßt (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 04. Februar
2019

Grundrente: Paritätischer begrüßt Vorschlag von Arbeitsminister Hubertus
Heil



Als "gelungenen Aufschlag" begrüßt der Paritätische Wohlfahrtsverband das
Konzept von Bundesarbeitsminister Hubertus Heil für eine Grundrente. Im
Unterschied zu den Vorgängervorschlägen sowie den Vereinbarungen im
Koalitionsvertrag sieht das Konzept von Heil den Verzicht auf eine
Bedürftigkeitsprüfung vor, lobt der Verband. Dies sei ein wichtiges Signal,
dass mit der Grundrente wirklich die Lebensleistung derjenigen anerkannt
werde, die über Jahre erwerbstätig waren. Gleichzeitig mahnt der Verband
weitere Verbesserungen an. Zur wirksamen Bekämpfung von Altersarmut brauche
es auch eine umfassende Reform der Altersgrundsicherung, fordert der
Paritätische.

"Das Konzept des Bundesarbeitsministers ist ein höchst gelungener
Aufschlag. Erstmalig legt die Bundesregierung ein Modell für eine echte
Grundrente vor, die den Namen verdient und nicht nur eine Sozialhilfe Plus
darstellt", so Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen
Gesamtverbands. Zentrale Verbesserung im Vergleich zu den vorherigen
Konzepten sei, dass sich die Grundrente alleine an den geleisteten
Arbeitsjahren orientiere und nicht an Vermögensverhältnissen. "Bei der
Rente geht es darum, eine Lebensleistung anzuerkennen. Sie dient nicht in
erster Linie der Verhinderung von Armut, sondern muss allen das Gefühl
geben, dass Arbeit sich lohnt", so Schneider. Es könne nicht sein, dass
dies nicht für Menschen gelte, die das Glück hätten zu erben oder einen
reichen Partner zu haben.

Kritisch bewertet der Paritätische die für die Grundrente vorgesehene
Grenze von 35 Jahren Erwerbstätigkeit. Hier hält der Verband angesichts der
Verwerfungen auf dem Arbeitsmarkt und zunehmend gebrochener
Erwerbsbiografien eine kürzere Dauer als Voraussetzung für angemessener.
Darüber hinaus müsse auch die Altersgrundsicherung umfassend reformiert
werden. So seien unter anderem sowohl die Regelsätze in der
Altersgrundsicherung deutlich anzuheben als auch höhere Freibeträge ein
wichtiger Punkt.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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VORTRAG/2307: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 5. bis 7. Februar 2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 6. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

Sportlich wird es am Dienstag im Seniorenklub, wenn Doppelolymiasieger
Thomas Köhler berichtet.

Der Krieg im Netz, die brandaktuellen politisch-juristischen Debatten
um das "Werbeverbot" für Abtreibungen und Carl Einsteins Kunsttheorie
sind die Themen unserer weiteren Veranstaltungen.


Dienstag, 5. Februar 2019, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Zwei Seiten einer Medaille - Thomas Köhler erinnert sich

Referent: Dr. Thomas Köhler (zweifacher Olympiasieger im
Rennschlittensport)

Moderation: Helga Labs

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Dienstag, 5. Februar 2019, 20:00 bis 22:00 Uhr

Politik im Gespräch

Der Kulturkampf um die Abtreibung

Die Gerichtsprozesse um &sec;219a StGB

Podiumsdiskussion mit: Kirsten Achtelik (Sozialwissenschaftlerin,
freie Journalistin und Autorin, im Verbrecher-Verlag erschien 2015
"Selbstbestimmte Norm. Feminismus, Pränataldiagnostik, Abtreibung" und
2018 gemeinsam mit Eike Sanders und Ulli Jentsch herausgegeben
"Kulturkampf und Gewissen. Medizinethische Strategien der
»Lebensschutz«-Bewegung"), Kersten Artus (Journalistin und Vorsitzende
von pro familia Hamburg), Alicia Baier (Medical Students for Choice),
Eike Sanders (freie Autorin und Mitarbeiterin des apabiz e.V.)

Kooperationspartner: Rosa-Luxemburg-Stiftung.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: SO36, Oranienstraße 190, 10999 Berlin


Donnerstag, 7. Februar 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Philosophische Gespräche

Carl Einstein: Theorie der Kunst und/als Kritik der Geschichte
Referent: Dr. phil. Patrick Hohlweck (studierte deutsche Philologie,
Philosophie, Soziologie und Theater-, Film- und Fernsehwissenschaft in
Köln und Amsterdam. Er ist seit 2017 wissenschaftlicher Mitarbeiter am
Zentrum für Literatur- und Kulturforschung in Berlin, 2018 erschien
sein Buch "'Verwandlung in Blatt'. Carl Einsteins formaler
Realismus".)

Eine Veranstaltung von Helle Panke e.V. in Kooperation mit dem
Institut für Sozialtheorie Bochum e.V.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


VORSCHAU


Samstag, 9. März 2019, 10:00 - 17:30 Uhr

Konferenz

Die zweite Revolution? - Das Frühjahr 1919 in Deutschland und
Europa

Programm (Stand 1.2.)

Panel 1: Die Schicksale der Revolutionen

Marcel Bois: Revolutionen und Konterrevolutionen am Ende des Ersten
Weltkriegs in globaler Perspektive

Stefan Bollinger: Von den Schwierigkeiten der zweiten
Revolutionen

Diskussion

Kaffeepause

Panel 2: Chancen und Risiken des deutschen Frühlings 1919

Gisela Notz: Politische Positionen und Kämpfe linker
Frauenpolitik

Klaus Wisotzky: Streikbewegungen im Ruhrgebiet 1919

Mario Hesselbarth: Streikbewegungen 1919 in Mitteldeutschland

Mirjam Sachse: Das Ideal der zukünftigen "Staatsbürgerin" -
Einfallstor für ein antirevolutionäres Leitbild?

Mittagspause

Panel 3 Momente der Weltrevolution?

Sebastian Zehetmair: Die revolutionären Ereignisse in München und
Bayern

Simon Webb: Streikbewegungen 1919 in Großbritannien

Pietro Di Paola: Streikbewegungen 1919 in Italien

Kaffeepause

Abschlusspodium: Revolutionärer Aufbruch und blutige Konterrevolution
in Berlin

Axel Weipert: Rätebewegung und Generalstreik in Berlin 1919

Mark Jones: Gewalteskalation von Herbst 1918 bis Frühjahr 1919

Klaus Gietinger: Die Volksmarinedivision in den militärischen Kämpfen
in Berlin

Moderation: Dietmar Lange

In Kooperation mit dem Bezirksmuseum Lichtenberg.

Kosten: 10,00 Euro / erm. 6,00 Euro (inkl. Versorgung). Wir bitten um
Anmeldung

Ort: Rathaus Lichtenberg, Möllendorffstraße 6, 10367 Berlin


PUBLIKATIONEN

Philosophische Gespräche

Heft 56

Gesellschaftspolitik. Anmerkungen zu Rosa Luxemburg

von: Diethard Behrens: 40 Seiten, 2019, 3 €

hefte zur ddr-geschichte

Heft 148

Die Seminare des ZK der SED mit den Generaldirektoren der Kombinate in
Leipzig ("Mittag-Seminare") 1978 bis 1989

Beiträge von: Klaus Steinitz, Christa Bertag, Karl Döring, Jörg
Roesler, 43 Seiten, 2018, 3 €

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 221: Reformen im Realsozialismus der 60er Jahre und ihre
politischen Konsequenzen (II)

NÖS, Praxisdebatte, Kybernetik und Demokratischer Sozialismus 

Konferenzbeiträge, Teil 2 (Teil 1 erschien als Heft 217), Berlin 2018,
48 Seiten
Konferenzbeiträge, Teil 2
Beiträge von: Boris Kanzleiter, Judith Dellheim, Annette Vogt, Erika
Maier, 48 Seiten, 2018, 3 €

*
 
Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.
 
Weitere Informationen:
www.helle-panke.de
 

Öffnungszeiten der Geschäftsstelle
Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr
 

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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ENERGIE/2356: Datenbank der Energiewende startet (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 31.01.2019

Datenbank der Energiewende startet

Präsident Homann: "Meldepflichten des Strom- und Gasmarktes werden
vereinfacht"



Heute startet die Bundesnetzagentur das Internetportal
"Marktstammdatenregister". Es soll einen umfassenden Überblick über
die Anlagen und Akteure des deutschen Strom- und Gasmarktes geben.
Alle Anlagenbetreiber müssen sich und ihre Anlagen dort registrieren.
Betroffen sind circa zwei Millionen Anlagen, darunter 1,7 Millionen
Solaranlagen.


"Viele Meldepflichten des Strom- und Gasmarktes
werdenvereinfacht und gebündelt", sagt Jochen Homann, Präsident der
Bundesnetzagentur. "Indem wir die Daten zentralerfassen, bauen wir
Bürokratie ab und verbessern die Datenqualität und Transparenz. Dies
ist ein wichtiger Schritt für die Weiterentwicklung der Energiewende."

Das Register stellt den Anlagenbetreibern, den Netzbetreibern, der
Politik, den Behörden und der interessierten Öffentlichkeit erstmals
die aktuellen Stammdaten zur Strom- und Gasversorgung bereit. Zwischen
den Akteuren vereinfacht das Register die Kommunikation.

"Gute Stammdaten helfen, Strom und Gas effizient zu transportieren und
zu vermarkten. So kann der Bau von Stromleitungen auf das
erforderliche Minimum beschränkt werden", ergänzt Homann.

Wer muss sich registrieren?

Alle Akteure des Strom- und Gasmarkts sind verpflichtet, sich selbst
und ihre Anlagen zu registrieren. Bestandsanlagen müssen neu
registriert werden, auch wenn sie bereits bei der Bundesnetzagentur
gemeldet sind.

Solaranlagen, KWK-Anlagen, ortsfeste Batteriespeicher und
Notstromaggregate müssen genauso registriert werden wie
Windenergieanlagen oder konventionelle Kraftwerke. Neben den
Anlagenbetreibern müssen sich auch die sonstigen Akteure des
Strom- und Gasmarktes registrieren, z.B. Netzbetreiber und Strom- und
Gashändler.

Pflichten und Fristen

Für Bestandsanlagen, die vor dem Start des Marktstammdatenregisters in
Betrieb gegangen sind, gilt grundsätzlich eine zweijährige Frist ab
Start des Webportals.

Für Neuanlagen gilt nach deren Inbetriebnahme eine einmonatige Frist
zur Registrierung.

Damit die Zahlungen nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz oder dem
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz ohne Abzüge ausbezahlt werden können,
müssen die vorgegebenen Fristen beachtet werden. Ansonsten besteht
kein Anspruch auf eine Auszahlung.

Welche Informationen müssen angegeben werden?

Im Marktstammdatenregister werden ausschließlich Stammdaten
eingetragen. Dazu gehören beispielsweise Standortdaten,
Kontaktinformationen, technische Anlagendaten, Unternehmensform. Im
Unterschied dazu können Daten, die energiewirtschaftliche Aktivitäten
abbilden (z.B. produzierte Strommengen und Speicherfüllstände), nicht
ins Marktstammdatenregister eingetragen werden.

Kontakt und Hilfe

Unter www.marktstammdatenregister.de kann das Register heute
Nachmittag genutzt werden. Für Fragen steht eine Hotline unter
0228/14-3333 und über das Webportal ein Kontaktformular zur
Verfügung.

Weitere Daten und Fakten zum Marktstammdatenregister finden Sie
zusammengefasst in einem Factsheet unter:

www.bundesnetzagentur.de/mastr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31.01.2019

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de
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VERKEHR/1551: Lösungen aus dem Ausland könnten der Deutschen Bahn ein Vorbild sein (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 01.02.2019

Lösungen aus dem Ausland könnten der Deutschen Bahn ein Vorbild sein

Politikwissenschaftliche Studie zum Störungsmanagement der Eisenbahnen in
sieben europäischen Ländern



In Deutschland kommt fast jeder dritte Zug im Fernverkehr zu spät am Ziel
an. Die Deutsche Bahn verspricht jetzt, pünktlicher zu werden. Wie
Eisenbahnen in ganz Europa mit Verspätungen umgehen, hat Prof. Dr. Dr.
Lasse Gerrits, Inhaber des Lehrstuhls für Politikwissenschaft,
insbesondere Steuerung innovativer und komplexer technischer Systeme an
der Universität Bamberg, in einem mehrjährigen Forschungsprojekt
analysiert.

Mithilfe des politikwissenschaftlichen Netzwerkgovernance-Konzepts hat
sich Gerrits dabei vor allem auf soziale Beziehungen und deren
Auswirkungen auf den Betriebsablauf in Deutschland, Schweden, Belgien,
Dänemark, Portugal, Österreich und den Niederlanden konzentriert. So
konnte er erstmal systematisch untersuchen, welche Lösungen im
Störungsmanagement unter welchen Bedingungen funktionieren. "Einen besten
Weg im Störungsmanagement gibt es nicht", sagt er. "Aber die Länder können
durchaus etwas voneinander lernen."

Die Deutsche Bahn könnte sich zum Beispiel Anregungen aus Schweden oder
Belgien holen. Dort verwenden die Bahnbeschäftigten einfache, informell
nutzbare Benachrichtigungssysteme, um einzelne Kolleginnen und Kollegen
schnell und zielgerichtet über Störungsfälle zu informieren. In
Deutschland sind für Meldungen dieser Art bislang bestimmte Formulare und
Dienstwege vorgeschrieben.

Die niederländische Bahn hat über 1500 Notfall-Pläne, die ganz klar
definieren, was bei welcher Störung zu tun ist. Oft hilft das den
Verantwortlichen blitzschnell zu entscheiden und so größere
Beeinträchtigungen des Bahnverkehrs zu vermeiden. Die Deutsche Bahn hat
nur wenige Pläne in der Schublade und verlässt sich im Ernstfall eher auf
die Erfahrung und das Urteilsvermögen der Beschäftigten. Das kann aber
auch ein Vorteil sein: "Pläne können zur Falle werden", sagt Gerrits. "Man
kann nicht alles vorhersehen. Es kommt also auch darauf an, dass man fähig
ist, spontan von den Plänen abzuweichen und sie in Echtzeit an die
Situation anzupassen."

Gerrits Forschung zeigt darüber hinaus, dass in Deutschland entgegen der
landläufigen Meinung vieles im Bahnverkehr besser läuft als gedacht: So
sticht die Deutsche Bahn etwa mit ihrer dezentralen Organisation hervor,
die klare Zuständigkeiten bei einer Störung im Betriebsablauf ermöglicht
und Kompetenzgerangel vermeiden hilft.

Zudem hat die Deutsche Bahn gegenüber den Nachbarländern einen klaren
Vorteil: Im größten Schienennetz Europas mit mehr als 30.000 Kilometern
Strecke und doppelt so vielen Gleiskilometern gibt es meist verschiedene
Möglichkeiten, mit einem Störungsfall umzugehen. So kann ein Zug auch mal
umgeleitet werden, wenn eine andere Lokomotive ausgefallen ist und das
Gleis blockiert.

Lasse Gerrits' Forschungsprojekt lief über fünf Jahre und wurde von der
niederländischen Bahngesellschaft ProRail und der niederländischen
Forschungsgesellschaft NWO mit 600.000 Euro unterstützt. Die
Bahngesellschaften ermöglichten ihm den Zugang zu den entsprechenden
Steuerungszentralen und den Beschäftigten dort.


Originalpublikation:

Lasse Gerrits, Danny Schipper. 2018. 

Internationale Vergleichsstudie zum Eisenbahnstörungsmanagement. 

https://doi.org/10.20378/irbo-52592

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-bamberg.de/news/artikel/gerrits-stoerungsmanagement-bahn

http://www.uni-bamberg.de/news/artikel/ergebnisse-stoerungsmanagement-bahn

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





FAMILIENRECHT/207: Auswirkung eines Scheidungsverfahrens auf ein Ehegattentestament (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 1. Februar 2019

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Auswirkung eines Scheidungsverfahrens auf ein Ehegattentestament



Oldenburg/Berlin (DAV). Ein gemeinschaftliches Ehegattentestament wird
unwirksam, wenn die Voraussetzungen für eine Scheidung vorliegen und
der Erblasser die Scheidung beantragt oder einem Scheidungsantrag
zugestimmt hat. Daran ändert sich auch nichts, wenn die Ehepartner das
Scheidungsverfahren für ein Mediationsverfahren aussetzen. Die
Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Oldenburg vom
26. September 2018 (AZ: 3 W 71/18).

Die Ehepartner verfassten ein sogenanntes Berliner Testament. Danach
sollte der überlebende Ehepartner der Erbe sein. Ein Jahr später
trennten sie sich. Der Ehemann verfasste ein neues Testament. Darin
setzte er die gemeinsame Adoptivtochter zu seiner Alleinerbin ein. Die
Ehefrau solle nichts bekommen, heißt es explizit in diesem Testament.
Die Ehefrau reichte später die Scheidung ein. Vor Gericht stimmte der
Ehemann der Scheidung zu. Das Ehepaar einigte sich aber darauf, das
Scheidungsverfahren auszusetzen und im Rahmen eines
Mediationsverfahrens noch einmal zu prüfen, ob sie die Ehe eventuell
nicht doch fortführen wollten. Kurz darauf starb der Mann. Die Ehefrau
und die Adoptivtochter stritten um das Erbe. Beide hielten sich allein
für erbberechtigt.

Das Oberlandesgericht bestätigte das Nachlassgericht, wonach die
Adoptivtochter Erbin geworden war. Ein gemeinschaftliches Testament
sei unwirksam, wenn die Ehe geschieden werde oder die Voraussetzungen
für eine Scheidung vorgelegen hätten und der Erblasser die Scheidung
beantragt oder einem Scheidungsantrag zugestimmt habe. So liege die
Sache hier. Die Bereitschaft des Mannes, ein Mediationsverfahren
durchzuführen, habe keine Auswirkung auf seine ursprüngliche
Zustimmung zur Scheidung. Eine andere Schlussfolgerung käme dann ich
Betracht, wenn das Ehepaar klargestellt hätte, dass die Ehe Bestand
haben solle.

Zudem hätte das Ehepaar bereits mehr als drei Jahre getrennt gelebt.
In so einem Fall vermute das Gesetz, dass die Ehe gescheitert sei. Es
lägen auch keine Anhaltspunkte dafür vor, dass bei Abfassung des
gemeinsamen Testaments die Ehepartner wollten, dass dieses auch bei
einer Scheidung weiter bestehen solle.

Informationen: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. FamR 01/19 vom 1. Februar 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06828: Den Weltmeister ins Verderben gelockt (SB)


Keine leichte Aufgabe, Garry Kasparow gegenüberzusitzen, zumal wenn
man so jung und unerfahren ist wie der Moskauer Meister Peter Swidler,
und auch als Führer der weißen Steine nicht. Beim Turnier in Tilburg
Ende 1997 zeigte er dennoch keine Furcht, wenngleich ihm sein Respekt
vor dem Mann aus Baku dazu riet, betretene Pfade, auf denen sich
Kasparow wie in seiner Westentasche auskannte, zu vermeiden. Mit Käse
fängt man Mäuse, dachte sich Swidler, und mit dubiosen Eröffnungen
auch einen Weltklassespieler wie Kasparow. Hinterher gestand er: "Ich
weiß, daß ernsthafte Profis so nicht denken sollten, vor allem, wenn
sie gegen einen Weltmeister spielen, aber genau das war's." In der Tat
verfing sich Kasparow im heutigen Rätsel der Sphinx in den Schlingen
des Unbekannten. Sein ungestümer Angriff, zu dem er sich provoziert
fühlte, schließlich hatte er einen Ruf zu verteidigen, wurde mit
Qualitätsgewinn abgeschlagen, und dann kam der große Augenblick des
jungen Meisterspielers, den Weltmeister in eine hoffnungslose Lage zu
bringen, in der er kapitulieren mußte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06828: Den Weltmeister ins Verderben gelockt (SB)]



Swidler - Kasparow

Tilburg 1997


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Artur Jussupows geübter Blick gab sich nicht mit schnödem
positionellen Gewinn ab, wenn er die Möglichkeit hatte, den schwarzen
König zur Strecke zu bringen: 1.Sg5xf7+ Kh8xh7 2.Db2-c2+! Kh7-g8
3.Sf7xh6+ g7xh6 4.Dc2-g6+ Kg8-f8 5.Dg6xh6+ Kf8-g8 6.Dh6-g6+ Kg8-f8
7.Dg6-f6+ Kf8-g8 8.Te1-e5 und Schwarz gab auf angesichts der
unabwendbar tödlichen Mattdrohung.



Erstveröffentlichung am 5. Februar 2006

4. Februar 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/518: Vokabeln können im Tiefschlaf gelernt werden (idw)


Universität Bern - 31.01.2019

Vokabeln können im Tiefschlaf gelernt werden



Forschende der Universität Bern konnten zeigen, dass in gewissen Phasen
des Tiefschlafs neue Vokabeln einer Fremdsprache gelernt und nach dem
Aufwachen unbewusst erinnert werden können. Dabei sind Hirnstrukturen
aktiv, die auch beim Lernen im Wachzustand beteiligt sind.

Schlafen mag als nutzlos vertane Zeit erscheinen. Da stellt sich die
Frage: Lässt sich diese Zeit nutzen, etwa um eine neue Sprache zu lernen?
Bisher hat Schlafforschung weniger das Neulernen im Schlaf untersucht als
vielmehr das Festigen von zuvor im Wachzustand Gelernten. Es ist gut
belegt, dass im Wachzustand Gelerntes später im Schlaf rekapituliert wird,
indem es im Gehirn wieder «abgespielt» wird. So wird das Gelernte weiter
gefestigt und in den bestehenden Wissensschatz eingebettet.

Wenn ein Wiederabspielen des Gelernten im schlafenden Gehirn die
Speicherung des Gelernten verbessert, müsste dann nicht auch ein
erstmaliges Abspielen - und damit Lernen von ganz neuen Informationen - im
Schlaf gelingen? Dieser Frage gingen Katharina Henke, Marc Züst und Simon
Ruch vom Institut für Psychologie und der Interfakultären
Forschungskooperation «Decoding Sleep» an der Universität Bern nach. Sie
konnten erstmals belegen, dass im Tiefschlaf tatsächlich Wörter einer
Fremdsprache mitsamt ihrer deutschen Übersetzung gelernt und im
Wachzustand unbewusst wieder abgerufen werden können. Dabei spielt der
Hippocampus, eine Gehirnstruktur, die für das bewusste Lernen unerlässlich
ist, auch im Schlaf eine wichtige Rolle. Die Ergebnisse der Studie wurden
nun open access im Journal «Current Biology» publiziert.

Aktive Phase der Gehirnzellen zentral

Das Team um Katharina Henke untersuchte, ob das schlafende Gehirn in
seinen aktiven Zuständen, den sogenannten «Up-states», in der Lage ist,
das Vokabular einer neuen Sprache aufzunehmen. Im Tiefschlaf beginnen
nämlich Gehirnzellen, ihre Aktivität aneinander anzugleichen. Die
Gehirnzellen sind für kurze Zeit gemeinsam aktiv, um gleich darauf
gemeinsam in eine Phase der Inaktivität zu fallen. Aktive Phasen werden
«Up-state» genannt, passive «Down-state». Die beiden Phasen wechseln sich
ungefähr alle halbe Sekunde ab.

Bedeutungsassoziationen zwischen im Schlaf gehörten Wörtern einer
künstlichen Sprache und ihren deutschen Übersetzungswörtern wurden dann
unbewusst abgespeichert, wenn das zweite Wort eines Paares wiederholt in
einem Up-state eingespielt wurde. Nachdem die schlafenden Versuchspersonen
über Kopfhörer zum Beispiel «Tofer = Schlüssel» oder «Guga = Elefant»
gehört hatten, konnten sie nach dem Aufwachen überzufällig korrekt
angeben, ob die im Schlaf gehörten Fremdwörter etwas Grosses («Guga») oder
Kleines («Tofer») bezeichnen. «Besonders interessant war die Tatsache,
dass Sprachareale und der Hippocampus, die normalerweise waches Lernen von
Sprache vermitteln, auch beim Erinnern der im Tiefschlaf gelernten
Vokabeln aktiviert waren», sagt Marc Züst, Ko-Erstautor der Studie: «Diese
Strukturen vermitteln die Gedächtnisbildung also unabhängig vom
herrschenden Bewusstseinszustand - unbewusst im Schlaf, bewusst bei
Wachheit».

Lernen braucht kein Bewusstsein

Neben seiner möglichen praktischen Relevanz stellt der Nachweis von
Schlaflernen gängige Theorien zu Schlaf und Gedächtnis in Frage. So
scheint die Auffassung von Schlaf als einem von der Aussenwelt komplett
abgeschirmten Zustand unhaltbar. «Zudem konnten wir die Ansicht
widerlegen, dass anspruchsvolles Lernen im Tiefschlaf unmöglich ist», sagt
Simon Ruch, Ko-Erstautor. Diese Resultate unterstützen eine neue
theoretische Sichtweise zur Beziehung zwischen Gedächtnis und Bewusstsein,
die bereits 2010 von Katharina Henke publiziert wurde (Nature Reviews
Neuroscience). «In welchem Ausmass und mit welchen Folgen die Zeit des
Schlafens zum Erwerb neuen Wissens genutzt werden kann, wird sich in der
Forschung der kommenden Jahre zeigen», sagt Henke.

Dem Schlaf auf die Schliche kommen

Die Forschungsgruppe von Katharina Henke gehört zur Interfakultären
Forschungskooperation (IFK) «Decoding Sleep: From Neurons to Health &
Mind». Decoding Sleep ist ein interdisziplinäres, durch die Universität
Bern gefördertes Forschungsprojekt, an dem 13 Forschungsgruppen aus
Medizin, Biologie, Informatik und Psychologie beteiligt sind. Die
Forschungsgruppen möchten ein besseres Verständnis der Mechanismen von
Schlaf, Bewusstsein und Kognition erreichen.

Die hier vorgestellte Studie wurde in Kollaboration mit Roland Wiest vom
Support Center for Advanced Neuroimaging (SCAN) im Universitätsinstitut
für Diagnostische und Interventionelle Neuroradiologie des Inselspitals
Bern durchgeführt.

Beide Forschungsgruppen gehören ausserdem zum BENESCO-Konsortium, das sich
aus 22 interdisziplinären Forschungsgruppen zusammensetzt und zu den
Schwerpunkten Schlafmedizin, Epilepsie und veränderte Bewusstseinszustände
forscht.


Originalpublikationen:

Marc Alain Züst, Simon Ruch, Roland Wiest, and Katharina Henke:

Implicit Vocabulary Learning during Sleep Is Bound to Slow-Wave Peaks.

Current Biology, Vol. 29, Issue 4,

doi: 10.1016/j.cub.2018.12.038,

https://www.cell.com/current-biology/fulltext/S0960-9822(18)31672-5

Katharina Henke: 

A model for memory systems based on processing modes rather than
consciousness, 

Nature Reviews Neuroscience, 11, 9. Juni 2010,

https://doi.org/10.1038/nrn2850

Weitere Informationen unter:

https://tinyurl.com/LernenimTiefschlaf

http://www.sleep.unibe.ch/index_ger.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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INFOPOOL / UMWELT / ABFALL





INITIATIVE/024: Keine neuen Belastungen für das Mansfelder Land (BUND ST)


BUND Sachsen-Anhalt e.V.

Pressemitteilung - Magdeburg, 1.2.2019

Keine neuen Belastungen für das Mansfelder Land

BUND Sachsen-Anhalt lehnt neue Abfalldeponie in Mansfeld-Großörner ab



Derzeit liegen die Unterlagen für eine neue Abfalldeponie der Fa.
Martin Wurzel HTS Baugesellschaft, Mansfeld, aus, die auf Teilen des
ehemaligen Freiesleben-Schachts eine neue Abfalldeponie zu errichten.
Dazu läuft derzeit ein Planfeststellungsverfahren. Die Deponie soll
eine Fläche von über 10 ha einnehmen. Über einen Zeitraum von 25
Jahren sollen fast 3 Mio. Tonnen Inertabfälle eingelagert werden.
Bürgerinitiativen, Umweltgruppen und auch Kommunen vor Ort lehnen es
ab, in der mit Schwermetallen und anderen Giften hochbelasteten Region
des Mansfelder Landes weitere Deponien zuzulassen. "Ziel müsse es
vielmehr sein, die Region mit viel mehr Tempo zu sanieren und
vorhandene Belastungen abzubauen", so der Landesvorsitzende des BUND
Sachsen-Anhalt, Ralf Meyer.




[image: Foto: © BUND Sachsen-Anhalt]

Freiesleben-Schacht

"Die Deponie im jetzigen Zustand. Man gewinnt den Eindruck, dass der
jetzige Status lediglich 'nachlegalisiert' werden soll." 

Foto: © BUND Sachsen-Anhalt



Zahlreiche Untersuchungen haben immer wieder gezeigt, dass das
Mansfelder Land zu den am stärksten mit Schwermetallen belasteten
Regionen Sachsen-Anhalts gehört. Über den Schlüsselstollen fließen
stark erhöhte Schwermetallgehalte aus dem Mansfelder Land über die
Saale und Elbe bis in den Hamburger Hafen und die Nordsee. Der
Altlastensanierung und dem Bodenschutz kommt daher im Interesse der
Umwelt und der hier lebenden Menschen eine hohe Priorität zu. Die
Schwermetallbelastungen in den Böden und Pflanzen sind hier so hoch,
dass es zu Vegetationsschädigungen, Ertragsausfällen und teilweise zu
Belastungen des landwirtschaftlichen Erntegutes kommt. Hieraus ergeben
sich Probleme für die landwirtschaftliche Nutzung und ein nicht
unerhebliches Gefährdungspotential für die Nahrungskette bis hin zum
Menschen. 

Hier besteht ein großes Handlungsdefizit und der Landkreis
Mansfeld-Südharz steht in der Verantwortung, ein Bodenplanungsgebiet
einzurichten, wie es im ebenfalls hochbelasteten Landkreis Goslar
schon seit langem existiert. Diese Forderung wird auch von Gutachtern
erhoben, die festgestellt haben, dass die Schäden am Boden im Raum
Mansfeld zum Teil massiv und irreversibel sind, so dass die Umsetzung
der Bundesbodenschutz-verordnung im Rahmen des
Bundesbodenschutzgesetzes dem Rechnung tragen muss. Teilweise
Stilllegungen von Flächen sind in den Untersuchungsgebieten ökologisch
wie ökonomisch unvermeidlich. Der Staat und besonders die Region sind
in diese Verantwortung mit einzubeziehen. Hier besteht ein erhebliches
Handlungsdefizit. "Es ist kontraproduktiv, in einer so stark
belasteten Region weitere Deponien einzurichten", so Ralf Meyer
abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.02.2019
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





GEFAHR/156: Vogelsterben an Strommasten - Entschärfungspflicht endlich durchsetzen (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Gemeinsame Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Noch immer unnötiges Vogelsterben an gefährlichen
Strommasten

Vollzugsbehörden müssen die gesetzliche Entschärfungspflicht endlich
durchsetzen



Berlin/Hilpoltstein, 04.02.19 - Der LBV, sein bundesweiter Partner
NABU und die Gesellschaft zur Erhaltung der Eulen (EGE e. V.) fordern
die Umweltministerien der Bundesländer auf, gegenüber den
Netzbetreibern durchzusetzen, eine ordnungsgemäße und flächendeckende
Sicherung aller vogelgefährlichen Mittelspannungsmasten nach aktuellem
Stand der Technik durchzuführen. "Unnötigerweise sterben in
Deutschland Störche, Eulen und Greifvögel an schlecht oder gar nicht
gesicherten Mittelspannungsmasten, und das mehr als sechs Jahre nach
Ablauf der gesetzlichen Frist zu ihrer Entschärfung Ende 2012. Die
verbindlichen technischen Vorgaben dazu liegen seit sieben Jahren vor
und werden von entscheidenden Stellen ignoriert", sagt NABU-Präsident
Olaf Tschimpke. Auch in Bayern gab es anfangs sehr viele ungesicherte
Strommasten, die als gefährlich für Vögel eingestuft wurden. "Jetzt
geht es bayernweit darum, bei bereits gesicherten Mittelstrommasten
veraltete oder untaugliche Schutzmaßnahmen durch wirksame zu
ersetzen", sagt Oda Wieding, Storchenbeauftragte beim LBV.

Eine Anwendungsregel des Verbands der Elektrotechnik Elektronik
Informationstechnik gibt seit 2011 für alle Netzbetreiber technische
Standards zum Vogelschutz an Mittelspannungsmasten vor. Das
Bundesnaturschutzgesetz fordert eine Umrüstung aller Masten schon seit
2002. Diese Anwendungsregel wird aber nur von wenigen Netzbetreibern
vollumfänglich umgesetzt oder gar von Naturschutzbehörden
eingefordert.

"Vogelschutzeinrichtungen, die sich aufgrund weiterer Totfunde leider
als untauglich herausgestellt haben, müssen auch nach dem aktuellen
Stand der Technik nachgebessert werden", sagt LBV-Storchenbeauftragte
Oda Wieding. "Das große Engagement einzelner Netzbetreiber für die
bereits durchgeführten Maßnahmen zum Vogelschutz muss natürlich
anerkannt werden. Doch viele sichern lediglich den Unfallmast, obwohl
weitere typgleiche Masten das gleiche Stromtod-Risiko für Vögel
bedeuten."

Der §41 des Bundesnaturschutzgesetzes soll ausdrücklich auch eine
bundesweite Gleichbehandlung aller Netzbetreiber sicherstellen.
Während in Bayern Vogelschutzmaßnahmen von Behörden durch Verfügung
bereits angeordnet wurden, sehen Behörden in Nordrhein-Westfalen die
Regelungen zum Vogelschutz noch als "nicht zwingende Verpflichtung"
an. Im Rheinland beobachtete die EGE mehrere hundert neu errichtete
Masten mit besonders gefährlichen stehenden Isolatoren ohne den
notwendigen Vogelschutz. "Auch in Baden-Württemberg sind neue Masten
dieser Bauart gesichtet worden, auch hier blieben die Behörden ahnungs-
 und tatenlos. Kontraproduktiv sind oft Büschelabweiser auf dem Mast,
durch die Großvögel vom Sitzplatz dort auf noch gefährlichere
stromführende Bauteile verdrängt werden", so NABU-Vogelschutzexperte
Eric Neuling.

Ein im Auftrag der EGE erstelltes und im Dezember 2018
veröffentlichtes Rechtsgutachten sowie ein zweites des NABU
Baden-Württemberg aus 2017 stützen die Forderung der Verbände,
Ausnahmen bei der Nachrüstungspflicht zu beenden. "Die
verantwortlichen Netzbetreiber haben ihre Versäumnisse bundesweit mit
verschiedenen Begründungen zu rechtfertigen versucht. Die dazu
vorgetragenen interessengeleiteten Rechtsauffassungen wurden von den
Behörden zumeist bereitwillig akzeptiert. Die vorliegenden
Rechtsgutachten belegen, was auch die Juristen in den Behörden längst
hätten wissen können: Für diese alten Masten kann grundsätzlich kein
Bestandsschutz eingeräumt werden", sagt EGE-Vorsitzender Stefan
Brücher.

"Die zuständigen Behörden müssen die sachgemäße Umrüstung gefährlicher
Mittelspannungsmasten endlich kontrollieren und nicht einsichtige
Unternehmen notfalls sanktionieren. Netzbetreiber, die erhebliche und
unverhältnismäßige Belastungen nachweisen können, sollten eher über
die Netzentgeltregulierung der Bundesnetzagentur Mehrkosten geltend
machen können, statt abzuwarten, bis der nächste Vogel stirbt", sagt
Eric Neuling.

Zum Hintergrund:

Eine Kurzfassung des Gutachtens "Rechtliche Gewährleistung des
Vogelschutzes an Mittelspannungsfreileitungen" von Prof. Dr. Johannes
Hellermann (Lehrstuhl für öffentliches Recht der Fakultät für
Rechtswissenschaft der Universität Bielefeld) i. A. der EGE ist im
Dezember 2018 in der Zeitschrift "Natur und Recht" (Heft 40: 805-812)
erschienen. Eine Kurzfassung des Gutachtens Vogelschutz an
Energiefreileitungen - Zur Rechtsanwendung des §41 Satz 2 BNatSchG"
von Ursula Philipp-Gerlach (Rechtsanwälte Philipp-Gerlach & Teßmer) im
Auftrag des NABU Baden-Württemberg ist im März 2017 in der Zeitschrift
"Recht der Natur" des Informationsdienstes Umweltrecht
(IDUR-Schnellbrief 201: 20-24) erschienen. Zu finden unter: 

https://idur.de/wp-content/uploads/2017/05/2017-IDUR-Schnellbrief-201gesch.pdf

Die Rechtsgutachter kommen zu dem Ergebnis, dass die 2011
veröffentlichte VDE-Anwendungsregel als anerkannte Regel der Technik
auch im Sinne des Energiewirtschaftsgesetzes einen verbindlichen
Charakter hat: Sie greift auch für solche Anlagen, die bereits vormals
saniert worden waren und die nach dem geltenden Regelwerk ungenügend
gesichert sind. Die Energieaufsichtsbehörden können von den
Netzbetreibern den Nachweis eines ausreichenden Vogelschutzes
verlangen. Ein Nachweis für jeden einzelnen Mast ist dafür nicht
erforderlich. Es reicht der gleiche Masttyp, an dem häufig Totfunde
gemacht werden. Behörden können den Vogelschutz an Strommasten,
beispielsweise die Nachrüstung mit kostengünstigen Abdeckhauben, mit
Hilfe von Ordnungsverfügungen durchsetzen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 04.02.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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AKTION/653: Max-Planck-Forscher unterstützen Volksbegehren Artenvielfalt (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. -
31.01.2019

Max-Planck-Forscher unterstützen Volksbegehren Artenvielfalt

Die geforderten Gesetzesänderungen können Wissenschaftlern zufolge in
Bayern das Verschwinden von Insekten und Vögeln stoppen



Deutschland hat in den letzten 30 Jahren einen Großteil seiner
Insekten verloren. Über die Hälfte aller Wildbienen-Arten sind bedroht
oder bereits ausgestorben. Dieser Schwund betrifft auch die Vögel:
Heute leben nur noch rund halb so viele Vögel wie Ende der 1980er
Jahre. In Bayern findet deshalb vom 31. Januar bis 13. Februar ein
Volksbegehren zu einer Änderung des bayerischen Naturschutzgesetzes
statt. Die geforderten Gesetzesänderungen könnten Max-Planck-Forschern
zufolge den Rückgang von Tieren und Pflanzen und Bayern aufhalten.
"Mit dem weltweiten Verlust von Tier- und Pflanzenarten verschwinden
unzählige Anpassungen, die die Evolution in Jahrmillionen geschaffen
hat. Wir verlieren also das evolutionäre Gedächtnis unseres Planeten.
Viele Arten stehen bereits vor dem Aussterben. Wir müssen also schnell
handeln, wenn wir das Artensterben aufhalten wollen", sagt der
Präsident der Max-Planck-Gesellschaft Martin Stratmann.

Wie in vielen Regionen Europas so sind auch in Bayern in den letzten
Jahrzehnten viele Insektengruppen dramatisch zurückgegangen, selbst in
geschützten Regionen. Im Naturschutzgebiet Keilberg bei Regensburg
beispielsweise sind in den letzten 200 Jahren 39 Prozent der
Tagfalterarten verschwunden, die Hälfte dieser Arten allein seit 2010.
Doch nicht nur die Artenzahl, auch die Individuenzahl sinkt rapide: So
gibt es in deutschen Naturschutzgebieten heute nur noch ein Viertel
der Fluginsekten im Vergleich zu 1989.

Der Rückgang der Biodiversität hat mittlerweile solche Ausmaße
erreicht, dass Wissenschaftler vor dem Zusammenbruch ganzer Ökosysteme
warnen. "Früher nahmen Bergleute Kanarienvögel in die Kohlemienen mit.
Die Vögel sollten die Arbeiter vor tödlichen Gasen warnen. Heute sind
Bienen unsere Kanarienvögel. Ihr massiver Bestandsrückgang zeigt: Hier
läuft etwas total falsch", warnt Martin Wikelski, Verhaltensforscher
am Max-Planck-Institut für Ornithologie in Radolfzell.

Insekten sind nicht nur als Bestäuber vieler Pflanzen unverzichtbar,
sie verwerten auch riesige Mengen organischen Materials und tragen so
dazu bei, abgestorbene Pflanzen und Tierkadaver zu beseitigen.
Außerdem sind sie für viele Tiere eine unverzichtbare Nahrungs- und
Proteinquelle. Das Insektensterben ist daher auch ein wichtiger Grund
für den starken Rückgang vieler Vogelarten in Deutschland. "Auch bei
vielen Vogelarten ist ein dramatischer Rückgang der Bestände
festzustellen. Selbst frühere Allerweltsarten sind nur noch selten zu
sehen oder gänzlich verschwunden. Die Gründe dafür sind vielfältig,
aber der massive Einsatz von Pestiziden, das Ausräumen der Landschaft
durch das Verschwinden kleinbäuerlicher Betriebe und der zunehmende
Landverbrauch tragen wesentlich dazu bei", sagt Manfred Gahr, Direktor
am Max-Planck-Institut für Ornithologie in Seewiesen.

Praktikable Lösungen für mehr Artenvielfalt

Die Wissenschaftler unterstützen deshalb das Volksbegehren
Artenvielfalt in Bayern. Vom 31. Januar bis 13. Februar können sich
die Wahlberechtigten in den Rathäusern für eine Änderung des
bayerischen Naturschutzgesetzes aussprechen. Die vorgeschlagenen
Änderungen sind den Forschern zufolge leicht umzusetzen und könnten
den Artenverlust zumindest aufhalten. "Das Volksbegehren stellt keine
übertriebenen Forderungen, sondern schlägt praktikable Maßnahmen vor.
Eine ökologisch ausgerichtete Landwirtschaft auf mindestens 20 Prozent
der Landesfläche bis 2025 würde zwar noch nicht die für stabile
Ökosysteme erforderliche Artenvielfalt garantieren, aber die
derzeitigen Verluste an Biodiversität eindämmen. Das Volksbegehren
sollte daher von jedem Bürger unterstützt werden", sagt Peter
Berthold, Vogelforscher und ehemaliger Direktor am Max-Planck-Institut
für Ornithologie in Radolfzell.

"Wir müssen umdenken: Wir brauchen mehr ökologische Landwirtschaft,
mehr Biotopverbunde und letztendlich die Bereitschaft, unseren
Lebensstandard zu verringern. Deshalb unterstützte ich das
Volksbegehren Artenvielfalt", sagt auch Manfred Gahr. Martin Wikelski:
"Wenn wir jetzt nicht handeln, könnte es uns so gehen wie den
Minenarbeitern, die nicht auf ihren Kanarienvogel hörten!"

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news709833

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution207

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 31.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MILITÄR/085: Ansprengung - Bundesmarine ignoriert mögliche Schutzmaßnahmen für Meeresbewohner (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 1. Februar
2019

Ansprengungen: Norweger machen es vor

NABU fordert einheitliches Vorgehen bei "ex-Karlsruhe"



Neumünster, 1. Februar 2019 - Unterwasserdetonationen sind tödlich für
Meerestiere. Eine Detonation von Munition kann noch in vielen
Kilometern Entfernung bei Schweinswalen lebensbedrohliche Verletzungen
hervorrufen. Fischarten werden ebenfalls geschädigt. Neue
Entwicklungen erfordern nach Ansicht des NABU auch bei der von der
Bundesmarine geplanten Ansprengung der ex-Fregatte "Karlsruhe" den
Einsatz eines Blasenschleiers zum Schutz vor gefährlichen
Schockwellen.

Bislang ignoriert die Bundesmarine weiterhin den für alle planbaren
Unterwasserdetonationen geforderten Einsatz von Blasenschleiern. Der
NABU Bundesverband bat zudem in einem an die Verteidigungsministerin
gerichteten Schreiben um einen diesbezüglichen Dialog. In seiner
Antwort vom 8. März 2018 behauptete der Staatssekretär im
Verteidigungsministerium, Gerd Hoofe, dass bei vergleichbaren
Sprengungen bei Schönhagen in der Vergangenheit "keine ursächlich auf
den Bundeswehrbetrieb zurückzuführenden Umweltschäden festgestellt
werden konnten". Beim NABU stoßen die Ablehnung eines Dialogs und die
unzutreffende Darstellung auf Unverständnis: "Schweinswale, die durch
ein Sprengtrauma taub werden, schwimmen nicht sofort kieloben, sondern
verhungern elendig, da sie ihre Beute nicht mehr mit ihrem Bio-Sonar
orten können," führt NABU-Biologe Ingo Ludwichowski aus.

Aus Sicht des NABU gibt es nun wesentliche neue Entwicklungen, die ein
Überdenken der bisherigen Position des Verteidigungsministeriums
erfordern:


	Am 22. November 2018 stellte die norwegische Marine auf der Tagung "Fjellsprengningsdagen" in Oslo den erfolgreichen Einsatz eines Blasenschleiers beim Ansprengen einer 134 m langen Fregatte der Frithjof-Nansen Klasse vor. Der Blasenschleier wurde bei drei Detonationen von je 500 kg Sprengstoff zum Schutz von Lachsfarmen eingesetzt. Begleitende Schallmessungen belegten eine Reduktion der Schockwelle um 12 dB. In Versuchen der Bundeswehr konnte bei der Sprengung von Seeminen sogar Minderungen um 16 bis 19 dB erreicht werden. Dies entspricht einer Verringerung der gefährdeten Fläche um rd. 99%.

	In der Antwort vom 23. Oktober 2018 auf eine Kleine Anfrage der Bundestagsabgeordneten Cornelia Möhring (Fraktion die LINKE) führt die Bundesregierung zum Einsatz von Blasenschleiern bei Sprengungen von Altmunition aus: "Aus Sicht der Bundesregierung handelt es sich um die beste verfügbare Technik (Best Available Technique, BAT), die beste Umweltpraxis (Best Environmental Practice, BEP) und ist als Stand der Technik anzusehen."



Zuletzt wurde die geplante Ansprengung der 130 Meter langen
ex-Fregatte "Karlsruhe" auf unbestimmte Zeit verschoben. Der NABU
befürchtet die Wiederaufnahme im späten Frühjahr noch vor der
Fortpflanzungszeit der Schweinswale. Der NABU fordert die Bundeswehr
auf, dem norwegischen Vorbild zu folgen und die Zeit zu nutzen, den
Einsatz eines Blasenschleiers zum Schutz der Meeresumwelt
vorzubereiten.

Hermann Schultz, Landesvorsitzender des NABU Schleswig-Holstein: "Die
Bundeswehr muss nun die von ihr mitentwickelte Technik einsetzen. Es
ist inakzeptabel, den nach Auffassung der Bundesregierung vorliegenden
"Stand der Technik" seitens der Verteidigungsministerin zu
ignorieren."

Weitere ausführliche Fakten und Hintergründe:

www.NABU-SH.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 01.02.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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STRAHLUNG/103: Strahlenschutz geht alle an - 30 Jahre BfS (BfS)


Bundesamt für Strahlenschutz - Pressemitteilung, 31. Januar 2019

Strahlenschutz geht alle an: 30 Jahre BfS

Bundesamt für Strahlenschutz bearbeitet im Jubiläumsjahr zahlreiche
neue Aufgaben



30 Jahre nach seiner Gründung steht das Bundesamt für Strahlenschutz
(BfS) vor neuen Herausforderungen. Zum Auftakt des Jubiläumsjahres ist
das neue Strahlenschutzrecht in Kraft getreten, das dem BfS zahlreiche
neue Aufgaben zuschreibt. Der neue Gesetzesrahmen unterstreicht die
Bedeutung des Strahlenschutzes in Deutschland und des BfS als zentrale
Institution. Die Neuregelungen umfassen einen weiten Bereich vom
beruflichen und medizinischen Strahlenschutz bis hin zum Schutz vor
Radon. Auch beim Schutz der Bevölkerung in einem radiologischen
Notfall kommt dem BfS inzwischen eine deutlich wichtigere Rolle zu als
bei seiner Gründung 1989.

"Strahlung ist überall, deshalb geht Strahlenschutz alle an", sagte
die Präsidentin des BfS, Inge Paulini: "Viele große Zukunftsthemen
berühren auch den Strahlenschutz. Die fortschreitende Digitalisierung
aller Lebensbereiche und die Umsetzung der Energiewende bieten viele
Vorteile, führen aber auch dazu, dass wir von immer mehr Quellen
elektrischer und magnetischer Felder umgeben sind. In der Medizin
beobachten wir weiterhin einen Anstieg der mittleren Strahlendosis pro
Person durch Röntgen- und CT-Untersuchungen. Und auch der Klimawandel
stellt uns vor neue Herausforderungen: Mehr sonnige Tage führen zu
mehr Tagen, an denen Schutz vor schädlicher UV-Strahlung erforderlich
ist. Das BfS treibt die Forschung für den Schutz vor Strahlung daher
gerade in diesen gesellschaftlich relevanten Bereichen voran."

Im Mittelpunkt steht dabei das Thema Gesundheit des Menschen. Neben
der Digitalisierung und dem Mobilfunk, dem Strahlenschutz beim
Stromnetzausbau und dem UV-Schutz ist der Schutz des Menschen vor
Strahlenanwendung in der Medizin und dem radioaktiven Edelgas Radon
ein zentraler Punkt. Dies ergibt sich auch aus dem neuen
Strahlenschutzrecht, das dem Bundesamt eine ganze Reihe von Themen
vorgibt.

Seit Jahresanfang gilt erstmals umfassend ein Referenzwert für Radon
in allen Aufenthaltsräumen, das heißt auch in Wohnungen und an
Arbeitsplätzen, um das gesundheitliche Risiko zu verringern. Bis Ende
2020 müssen deutschlandweit Gebiete ausgewiesen werden, in denen eine
hohe Radon-Konzentration in vielen Gebäuden zu erwarten ist. In diesen
Gebieten werden besondere Bauvorschriften gelten und Radonmessungen an
Arbeitsplätzen sind verpflichtend durchzuführen. Das BfS unterstützt
die Länder bei dieser Aufgabe, indem es mit modernen Rechenverfahren
Prognosen über die Radon-Verteilung in Deutschland erstellt. Darüber
hinaus ist das BfS für die Sicherstellung der Qualität von
Radon-Messungen zuständig.

Auch im medizinischen Bereich hat der Gesetzgeber dem BfS zusätzliche
Aufgaben übertragen, um die Sicherheit bei Strahlenanwendungen in
Diagnostik und Therapie zu erhöhen. Als zentrale Stelle erfasst das
BfS künftig beispielsweise alle bedeutsamen Vorkommnisse, bei denen
Menschen unbeabsichtigt oder unfallbedingt einer nennenswerten
ungerechtfertigten Strahlenbelastung ausgesetzt werden, etwa wenn
aufgrund eines technischen oder menschlichen Fehlers eine
CT-Untersuchung wiederholt werden muss und dadurch ein Schwellenwert
überschritten wird. Das BfS erfasst und verbreitet künftig die aus
solchen Vorkommnissen gewonnenen Informationen bundesweit, um ähnliche
Ereignisse zu vermeiden und den Strahlenschutz in der Medizin zu
verbessern.

Eine zentrale Rolle nimmt das BfS beim Schutz des Menschen in einem
nuklearen Notfall ein. Kommt es beispielsweise durch einen Unfall in
einem Kernkraftwerk zu einer Freisetzung großer Mengen radioaktiver
Stoffe, nimmt das radiologische Lagezentrum des Bundes seine Arbeit
auf. Das BfS erstellt dabei umgehend das bundeseinheitliche
radiologische Lagebild. Es ist die Grundlage für Informationen,
Verhaltensempfehlungen und Schutzmaßnahmen durch Bundes- und
Landesbehörden einschließlich der Katastrophenschutzbehörden vor Ort.
BfS-Experten bewerten Ausbreitungsmodelle und Messwerte und ermitteln,
welche Auswirkungen der Unfall auf Mensch und Umwelt haben kann.

Der bisher größte Notfall in der Geschichte der friedlichen Nutzung
der Kernenergie war auch der Gründungsanlass des BfS: Die Behörde
wurde als Konsequenz aus der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl im
April 1986 ins Leben gerufen. Am 1. November 1989 nahm das BfS die
Arbeit auf mit dem Ziel, den Sachverstand zum Strahlenschutz auf
Bundesebene zu bündeln.

Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) arbeitet für den Schutz des
Menschen und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS
informiert die Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen
Fragen des Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter bewerten Strahlenrisiken, überwachen die
Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv im radiologischen
Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr, darunter im
medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette Strahlung
und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und Energiewende
sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen
und internationalen Fachleuten vernetzt.

Weitere Informationen unter www.bfs.de.

 * 

BfS-Pressemitteilung, 31.01.2019

Bundesamt für Strahlenschutz

Pressearbeit/PB2

Postfach 10 01 49, 38201 Salzgitter

Tel.: 030/18333-0, Fax: 030/18333-1150

E-Mail: info@bfs.de

Internet: http://www.bfs.de
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WETTER/049: Extreme Niederschläge sind über Kontinente hinweg verbunden (PIK)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 31. Januar 2019

Extreme Niederschläge sind über Kontinente hinweg verbunden 

Neue Studie in Nature



Extreme Niederschlagsereignisse in einer Stadt oder Region hängen mit
der gleichen Art von Ereignissen tausende Kilometer entfernt zusammen,
wie ein internationales Expertenteam in einer neuen Studie zeigt, die
jetzt in Nature veröffentlicht wurde, einer der weltweit führenden
Fachzeitschriften. Sie entdeckten ein globales Verbindungsmuster von
Extremniederschlägen - dies könnte zu einer verbesserten
Wettervorhersage führen und so dazu beitragen, Schäden zu begrenzen
und Menschen zu schützen. Extreme Niederschlagsereignisse nehmen
aufgrund des vom Menschen verursachten Klimawandels zu, was die Studie
noch relevanter macht. Die Forscher entwickelten eine neue, in der
Wissenschaft komplexer Systeme verwurzelte Methode zur Analyse von
Satellitendaten. Die dadurch entdeckten Muster extremer Niederschläge
sind wahrscheinlich mit riesigen Luftströmungen verbunden, die als
Jetstreams bekannt sind und die die Erde hoch oben in der Atmosphäre
umkreisen und riesige Wellen zwischen dem Äquator und den Polen
bilden.

Jedes Jahr verursachen extreme Regenfälle weltweit Verwüstungen. So
haben beispielsweise extreme Niederschläge in den letzten Jahren in
Nordindien und Pakistan zu besonders starken Sturzfluten und
Erdrutschen geführt. "Wir haben ein globales Verbindungsmuster
entdeckt, das das Auftreten von extremen Regenereignissen bestimmt,
und bestimmte Arten von atmosphärischen Wellen als die wahrscheinliche
Hauptursache identifiziert. Wir hoffen, dass unsere Erkenntnisse über
die atmosphärische Dynamik und den Zusammenhang mit extremen
Niederschlagsereignissen helfen werden, die Vorhersage solcher
Ereignisse zu verbessern", sagt Niklas Boers vom Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung (PIK) und dem Imperial College in London,
Leitautor der neuen Studie.

Verbindungen zwischen dem asiatischen Monsun und Ereignissen zum
Beispiel in Europa

"Die Anwendung der neuen Methode auf Satellitendaten zeigt sehr
überraschende Zusammenhänge zwischen extremen Regenereignissen in
verschiedenen Regionen der Welt", sagt Ko-Autor Brian Hoskins,
Vorstand des Grantham Institute am Imperial College, London.

"So sind beispielsweise Extremereignisse im südasiatischen
Sommermonsun typischerweise mit Ereignissen in Ostasien, Afrika,
Europa und Nordamerika verbunden. Obwohl Regenfälle in Europa nicht
den Regen in Pakistan und Indien verursachen, gehören sie zum gleichen
atmosphärischen Wellenmuster, wobei die europäischen Regenfälle zuerst
ausgelöst werden. Dies sollte einen starken Test für Wetter- und
Klimamodelle bieten und verspricht bessere Vorhersagen."

Mathematik auf höchstem Niveau und interdisziplinäre
Naturwissenschaften liefern Ergebnisse mit hohem Praxisbezug

Durch die Aufteilung der Erdoberfläche in ein Raster konnte das Team
sehen, wo Ereignisse stattfanden und statistisch ihre Verbindungen
zueinander nachvollziehen - auch wenn die Ereignisse nicht
gleichzeitig stattfanden. Damit konnten die Forscher bisher
unsichtbare Muster aufdecken.

"Diese interdisziplinäre Studie, die komplexe Netzwerktheorie und
Atmosphärenforschung kombiniert, liefert wegweisende Erkenntnisse bei
der Untersuchung extremer Niederschläge", sagt Ko-Autor Jürgen Kurths,
ebenfalls vom PIK. "Die Komplexitätsforschung kann also nicht nur auf
die Ausbreitung von Epidemien oder die Meinungsbildung in sozialen
Netzwerken angewendet werden, sondern auch das Verständnis der
Atmosphäre substanziell verbessern. So liefern unsere anspruchsvollen
mathematischen Methoden tatsächlich Ergebnisse von enormer
Praxisrelevanz, die dazu beitragen können, die Menschen vor den
Konsequenzen des Klimawandels und anderen großen Herausforderungen
unserer Zeit zu schützen."

Artikel: 

Niklas Boers, Bedartha Goswami, Aljoscha Rheinwalt, Bodo Bookhagen,
Brian Hoskins, Jürgen Kurths (2019): Complex networks reveal global
pattern of extreme-rainfall teleconnections. Nature. 

[DOI:10.1038/s41586-018-0872-x]

Weblink zum Artikel:

http://dx.doi.org/10.1038/s41586-018-0872-x

Wer wir sind: 
Das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK) ist eines der
weltweit führenden Institute in der Forschung zu globalem Wandel,
Klimawirkung und nachhaltiger Entwicklung. Natur- und
Sozialwissenschaftler erarbeiten hier interdisziplinäre Einsichten,
welche wiederum eine robuste Grundlage für Entscheidungen in Politik,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft darstellen. Das PIK ist ein Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft.

 * 

Quelle:

PIK-Pressemitteilung, 31.01.2019
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MELDUNG/384: BSH startet Untersuchung von Flächen für Offshore-Windparks (BSH)


Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie - Hamburg, 1. Februar
2019

BSH startet Untersuchung von Flächen für Offshore-Windparks



Hamburg, 01. Februar 2019 Das Bundesamt für Seeschifffahrt und
Hydrographie (BSH) startet heute die zweite Runde der Voruntersuchung
von Flächen für Offshore-Windparks. Untersucht werden drei Flächen,
auf denen sich ab den Jahren 2027 und 2028 Windräder drehen sollen.
Die drei Flächen liegen in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone (AWZ) der Nordsee.

Auf diesen Flächen wird das BSH in den nächsten Jahren Untersuchungen
der Meeresumwelt und des Baugrunds, von Wind, Wellen und anderen
ozeanographischen Parametern selbst durchführen oder in Auftrag geben.
Anhand der Ergebnisse der Untersuchungen prüft das BSH, ob die Flächen
für die Errichtung von Offshore-Windparks geeignet sind.

Zunächst legt das BSH den Gegenstand und den Umfang der Untersuchungen
für die Voruntersuchung der Flächen fest. Hierfür hat das BSH ein
Konzept erstellt, das heute veröffentlicht wurde. Bis zum 04.03.2019
sind Behörden, Verbände, Unternehmen und die Öffentlichkeit
eingeladen, Stellung zu den geplanten Untersuchungen nehmen. Am
20.03.2019 wird das Konzept für die Untersuchungen in einem
Anhörungstermin vorgestellt und diskutiert.

Die Informationen über die Flächen gibt das BSH anschließend weiter an
die Bundesnetzagentur. Die Bundesnetzagentur bestimmt dann durch eine
Ausschreibung, wer Windenergieanlagen auf den Flächen errichten darf.
Die Ergebnisse und Berichte aus der Voruntersuchung werden den
möglichen Bietenden vorab zur Verfügung gestellt. Sie dienen als
Grundlage für die Erstellung der Gebote und zur Planung der Windparks.

Die Fläche N-7.2, auf der im Jahr 2027 ein Windpark in Betrieb gehen
soll, hat eine Größe von etwa 52 km2. Sie liegt etwa 82 km nördlich
von Borkum. Die beiden unmittelbar nebeneinander gelegenen Flächen
N-3.5 und N-3.6 liegen etwa 50 km nördlich der Insel Borkum. Die
Fläche N-3.5 hat eine Größe von etwa 26 km2, die Fläche N-3.6 von etwa
32 km2; ab dem Jahr 2028 sollen auf diesen Flächen Windenergieanlagen
Strom erzeugen.

Die öffentliche Bekanntmachung der Einleitung des Verfahrens, eine
Einladung zum Anhörungstermin und das Konzept für die Untersuchungen
finden Sie auf der Homepage des BSH (www.bsh.de) in der Rubrik
"Bekanntmachungen".

Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) ist die
zentrale maritime Behörde in Deutschland. Rund 850 Menschen in rund
100 Berufen befassen sich mit Aufgaben in der Seeschifffahrt, der
Ozeanographie, der nautischen Hydrographie, der Offshore-Windenergie
und der Verwaltung. Fünf eigene Vermessungs-, Wracksuch- und
Forschungsschiffen operieren in der deutschen ausschließlichen
Wirtschaftszone von Nord- und Ostsee. Das BSH arbeitet international
in mehr als 12 Organisationen und etwa 200 dort angesiedelten Gremien
unter anderem bei der Entwicklung internationaler Übereinkommen mit.
Das BSH ist eine Bundesoberbehörde und Ressortforschungseinrichtung im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur mit Dienstsitzen in Hamburg und Rostock.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 01.02.2019

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

Presse / Öffentlichkeitsarbeit

Bernhard-Nocht-Straße 78, 20359 Hamburg

Internet: www.bsh.de
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VERBRAUCHER/121: Neue EU-Regeln für mehr Effizienz und Langlebigkeit von Haushaltsgeräten (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 1. Februar 2019

Neue EU-Regeln für mehr Effizienz und Langlebigkeit von
Haushaltsgeräten beschlossen



Diese Woche haben sich die EU-Mitgliedstaaten und die Europäische
Kommission auf umfassende Neuregelungen im Rahmen der
EU-Ökodesign-Richtlinie geeinigt. Für zehn Produktgruppen, unter
anderem für Geschirrspüler, Waschmaschinen, Kühlschränke und
Halogenlampen gelten in Zukunft strengere Anforderungen an ihre
Energieeffizienz. Außerdem werden erstmals Anforderungen in Bezug auf
Reparierbarkeit und Ersatzteile festgelegt. Dafür hatte sich das
Bundesumweltministerium besonders eingesetzt.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die neuen Regeln sind konkrete
Maßnahmen gegen die Wegwerf-Gesellschaft. Sie verbessern die
Möglichkeit, Produkte zu reparieren und zu recyclen und setzen den
Herstellern Anreize dafür, Produkte langlebiger zu gestalten.
Verbraucherinnen und Verbraucher können künftig effiziente Geräte
besser von Energiefressern unterscheiden. Das ist nicht nur gut für
die Umwelt, sondern für alle Verbraucherinnen und Verbraucher und auch
für die deutsche Industrie, die in diesem Bereich Vorreiter ist."

Insbesondere bei Haushaltsgeräten wie Geschirrspülern, Waschmaschinen
und Kühlgeräten steigen die Anforderungen in Bezug auf
Reparierbarkeit, ebenso bei TV-Geräten. Ersatzteile müssen
verpflichtend zur Verfügung gestellt werden. Davon profitieren
Verbraucherinnen und Verbraucher, Reparaturbetriebe und Recycler.
Hersteller und Importeure müssen die neuen Regeln im europäischen
Markt größtenteils ab März 2021 einhalten.

Zudem gibt es künftig erhöhte Anforderungen an die Energieeffizienz
dieser Produktgruppen. Besonders viel Energie lässt sich bei der
Beleuchtung sparen. Hier werden die neuen Anforderungen dazu führen,
dass Halogenlampen stufenweise durch wesentlich effizientere
LED-Lampen ersetzt werden. Weitere Einsparungen sind durch neue Regeln
für Motoren, Transformatoren, Schweißgeräte, externe Netzteile und
Kühlgeräte in Supermärkten zu erwarten. Diese treten teilweise schon
vor 2021 in Kraft.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 11/19, 01.02.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044
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FORSCHUNG/749: Leipziger Forschende auf spanischer Antarktis-Expedition (idw)


Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 31.01.2019

Leipziger Forschende auf spanischer Antarktis-Expedition



Ushuaia/Leipzig. Eine spanische Forschungsexpedition wird in den
kommenden Wochen den Klimawandel an der Antarktischen Halbinsel
untersuchen. Mit dabei sind auch zwei Forschende vom Leibniz-Institut
für Troposphärenforschung (TROPOS), die den Einfluss von
Zuckerverbindungen auf die Wolkenbildung über dem Ozean ergründen
wollen. Im Januar ist dazu das Forschungsschiff R/V Hespérides von
Ushuaia in Argentinien zur Expedition PI-ICE aufgebrochen.




[image: Probennahme auf dem Eis am Wasser - Foto: © Marcel Nicolaus, AWI]

Mit einer Glasplatte werden Proben des Oberflächenfilms genommen.
Hier während der Polarstern-Expedition PS106 2017 im Arktischen Ozean
nördlich von Spitzbergen. 

Foto: © Marcel Nicolaus, AWI



Nach der Expedition um die Antarktische Halbinsel folgen bis Mitte
März Laborexperimente zu den Wechselwirkungen zwischen Atmosphäre, Eis
und Ozean an der spanischen Antarktisstation Juan Carlos I auf der
Livingstone-Insel zwischen der Antarktis und der Südspitze
Südamerikas.




[image: Antarktis-Panorama mit viel Wasser, wenig Eis - Foto: © Sebastian Zeppenfeld, TROPOS]

Weshalb sich die Arktis deutlich stärker erwärmt als der Rest der
Erde, untersucht seit 2016 der Transregio 172 "Arktische
Klimaveränderungen" der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG).

Foto: © Sebastian Zeppenfeld, TROPOS



Im Mittelpunkt der spanischen Antarktis-Expedition PI-ICE (Polar
atmosphere-ice-ocean Interactions: Impact on Climate and Ecology)
stehen die Auswirkungen des natürlichen marinen Aerosols auf Klima und
Ökologie. Diese winzigen Partikel aus dem Ozean sind von großer
Bedeutung, weil sie die Sonneneinstrahlung in der Atmosphäre und
biogeochemische Kreisläufe stark beeinflussen. Trotzdem mangelt es an
Daten zum Aerosol in den Polargebieten und ganz besonders in den
polaren Meereiszonen, die eines der größten Ökosysteme der Welt sind -
mit einer Vielzahl an Habitaten und Organismen, die unter extremen
Bedingungen leben. Da der Klimawandel in den Polarregionen besonders
schnell fortschreitet, ist das Verstehen dieser biogeochemischen
Prozesse am Übergang Luft-Eis-Meer entscheidend, um
Rückkopplungsmechanismen zu erkennen, die den Klimawandel
beeinflussen.

Auf dem Forschungsschiff R/V Hespérides werden deshalb Expertinnen und
Experten verschiedenster Disziplinen zusammenarbeiten. "Wir haben uns
über die Einladung von Expeditionsleiter Manuel Dall?Osto vom
CSIC-Institut für Meeresforschung sehr gefreut, da wir so die
Gelegenheit bekommen, nach dem Arktischen Ozean auch das Südpolarmeer
zu untersuchen. Der Vergleich der beiden Polarregionen könnte
interessante Zusammenhänge aufdecken", berichtet Dr. Manuela van
Pinxteren vom TROPOS. Die Atmosphärenchemikerin ist Spezialistin für
organische Substanzen und hat sich in den letzten Jahren auf die
Wechselwirkungen zwischen Atmosphäre und Ozean spezialisiert. Dabei
leitet sie unter anderem das Leibniz-Projekt MarParCloud, das den
Prozess von der Bioproduktion im Meer über organische Aerosolpartikel
hin zu maritimen Wolken untersucht. Im Fokus steht dabei der
Oberflächenfilm des Meeres. "Diese hauchdünne Schicht wirkt wie ein
Filter zwischen dem Wasser und der Luft. Alles, was aus der einen Welt
in die andere will, muss dort hindurch. Diesen Oberflächenfilm werden
wir wieder mit einer Glasplatte vom Schlauchboot oder der Eiskante aus
einsammeln und einfrieren, um ihn später im Labor in Leipzig auf
Substanzen aus dem Meer und der Luft untersuchen zu können", so van
Pinxteren. Daher nimmt ihr Team gleichzeitig auch Luft- und
Wasserproben, um den Weg der Substanzen zu entschlüsseln.

Im Fokus stehen dabei besonders sogenannte Polysaccharide, also
Vielfachzucker, die vom Plankton im Meerwasser gebildet werden, in die
Luft gelangen und dort dann zu Partikeln werden, an denen Wasser
kondensiert oder zu Eis gefriert. Auf diese Weise bilden sich Wolken.
Die Bildung und das Rückstrahlungsvermögen der Wolken hat dann
Konsequenzen auf die Energiebilanz der Atmosphäre und das Schmelzen
des Eises, was wiederum das Plankton im Meer beeinflusst. Diese sehr
komplexen Rückkopplungsprozesse zwischen Biosphäre und Klima werden
auch Teil der Untersuchungen der MOSAiC-Expedition sein: Im September
2019 wird der deutsche Forschungseisbrecher Polarstern unter Leitung
des Alfred-Wegener-Instituts (AWI) ein Jahr lang im arktischen Eis
durch das Nordpolarmeer driften. Versorgt von weiteren Eisbrechern und
Flugzeugen werden insgesamt 600 Menschen aus 17 Ländern an der
MOSAiC-Expedition teilnehmen. Das AWI ist dabei jeweils gemeinsam mit
einem internationalen Partner für die fünf Forschungsschwerpunkte
verantwortlich: die Physik des Meereises und der Schneeauflage, die
Prozesse in der Atmosphäre sowie im Ozean, die biogeochemischen
Kreisläufe und das Ökosystem der Arktis. TROPOS wird sich dabei
federführend an zwei zentralen Messungen beteiligen: Zum einen wird
ein Fernerkundungscontainer für die gesamte Eisdrift kontinuierlich
die vertikale Aerosol- und Wolkenverteilung mittels Lidar, Radar und
Mikrowellenradiometern erkunden. Zum anderen wird ein Fesselballon
während des Fahrtabschnitts 4 die arktische Grenzschicht möglichst
genau auszumessen. Daneben wird auch Manuela van Pinxteren wieder den
Oberflächenfilm auf dem Meer und auf Schmelztümpeln untersuchen.
"2019/20 konzentrieren sich durch die MOSAiC-Expedition viele Nationen
auf die Arktis. Gleichzeitig schreitet aber auch in der Antarktis der
Klimawandel voran. Die spanische Antarktis-Expedition ist daher
wichtig, um Parallelen und Unterschiede besser zu verstehen", erklärt
Sebastian Zeppenfeld vom TROPOS, der den ersten Teil der Expedition
bestreiten wird. Im zweiten Teil wird er dann Mitte Februar von
Manuela van Pinxteren abgelöst, die an der spanischen Antarktisstation
Juan Carlos I auf der Livingstone-Insel einen Monat lang neben
Feldmessungen auch Laborversuche unternehmen will.

Seit 2016 untersucht der Sonderforschungsbereich TR172 "Arktische
Verstärkung" der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), weshalb sich
die Arktis deutlich stärker erwärmt als der Rest der Erde. Zu dem
Forschungsverbund gehören neben der Universität Leipzig auch die
Universitäten in Bremen und Köln sowie das Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) und das
Leibniz-Institut für Troposphärenforschung (TROPOS) in Leipzig.

Tilo Arnhold



Publikationen:

van Pinxteren, M., Barthel, S., Fomba, K., Müller, K., von Tümpling,
W., and Herrmann, H. (2017): The influence of environmental drivers on
the enrichment of organic carbon in the sea surface microlayer and in
submicron aerosol particles - measurements from the Atlantic Ocean.
Elem Sci Anth, 5, 

https://doi.org/10.1525/elementa.225

Huang, S., Wu, Z., Poulain, L., van Pinxteren, M., Merkel, M.,
Assmann, D., Herrmann, H., Wiedensohler, A. (2018): Source
apportionment of the organic aerosols over the Atlantic Ocean from 53°
N to 53° S: Significant contributions from marine emissions and
long-range transport. Atmos. Chem. Phys., 18, 18043-18062 p.

http://www.dx.doi.org/10.5194/acp-18-18043-2018

Das Leibniz-Institut für Troposphärenforschung (TROPOS)  ist
Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, die 95 selbständige
Forschungseinrichtungen verbindet. Ihre Ausrichtung reicht von den
Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-,
Raum- und Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften.
Leibniz-Institute widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und
ökologisch relevanten Fragen. Sie betreiben erkenntnis- und
anwendungsorientierte Forschung, auch in den übergreifenden
Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten wissenschaftliche
Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte Dienstleistungen an. Die
Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im Wissenstransfer, vor allem
mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und informiert Politik,
Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit. Leibniz-Einrichtungen
pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a. in Form der
Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen Partnern im
In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und unabhängigen
Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen Bedeutung
fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 19.100 Personen,
darunter 9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

http://www.leibniz-gemeinschaft.de




Links:
R/V Hespérides:

https://de.wikipedia.org/wiki/Hesperides

http://www.utm.csic.es/en/instalaciones/hes

Position der R/V Hespérides:

http://www.utm.csic.es/index.php/en/instalaciones/hes/realTimeData

Juan Carlos I Antarctic Base:

https://en.wikipedia.org/wiki/Juan_Carlos_I_Antarctic_Base

http://www.utm.csic.es/index.php/en/instalaciones/jci

https://www.youtube.com/watch?v=lSYAY8MJvjg

http://www.hbarchitects.co.uk/juan-carlos-1-spanish-antarctic-base/

Livingston-Insel:

https://de.wikipedia.org/wiki/Livingston-Insel

PS 106:

https://www.awi.de/expedition/schiffe/polarstern.html

https://www.tropos.de/aktuelles/messkampagnen/blogs-und-berichte/polarsternfahrt-ps106-2017/

MOSAiC:

https://www.awi.de/im-fokus/mosaic-expedition.html

Leibniz-Projekt MarParCloud (Marine biologische Produktion, organische
Aerosolpartikel und maritime Wolken: Eine Prozesskette):

https://www.tropos.de/forschung/atmosphaerische-aerosole/prozessstudien-auf-kleinen-zeit-und-raumskalen/natuerliche-und-anthropogene-aerosolquellen-primaeraerosol/das-marine-aerosol/chemische-charakterisierung-des-marinen-aerosols/

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/zentrale-messkampagne-von-marparcloud-auf-den-kapverden/

DFG-Transregio 172 "Arktische Klimaveränderungen":

http://www.ac3-tr.de/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news709852

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1606

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 31.01.2019

WWW: http://idw-online.de
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INITIATIVE/160: Sarah Marder - Klimastreiks für eine bessere Zukunft (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Sarah Marder: Klimastreiks für eine bessere Zukunft

Von Anna Polo, 3. Februar 2019






[image: Kleine Menschengruppe mit Protestplakaten - Bild: © Silvio Bruschi]

Bild: © Silvio Bruschi



Nach dem Beispiel von Greta Thunberg, der 16-jährigen Schwedin,
die jeden Freitag vor dem Parlament protestiert, um die Regierung
zu Maßnahmen gegen den den Planeten bedrohenden Klimawandel zu
bewegen, breiten sich Klimastreiks auf der ganzen Welt aus. Wir
sprechen darüber mit Sarah Marder, einer der Aktivsten in der
Bewegung #FridaysForFuture in Italien.

Was hat Dich dazu bewogen, Dich alleine mit einem Schild mit der
Aufschrift "Climate Emergency" vor das Rathaus von Mailand zu
stellen?

Die Worte von Greta vom 12. Dezember 2018 "Wer immer Du bist, wo immer
Du bist, wir brauchen Dich, um Deinem Parlament oder Deiner Gemeinde
mitzuteilen, dass wir Maßnahmen zum Klimaschutz fordern" haben mich
inspiriert und man kann sagen, dass sie mein Leben verändert haben.
Ich bin in den Vereinigten Staaten auf einem Bauernhof auf dem Land
aufgewachsen, mit guter Luft und niemals krank, und später dann, als
Mutter in Mailand, mit oft kranken Kindern erkannte ich eine nicht
kontrollierbare Verschmutzung und keine Möglichkeit, etwas dagegen zu
tun. Seit Jahren bin ich sehr besorgt und fühlte mich machtlos
gegenüber fehlendem entschlossenem Handeln in Bezug auf die Bedrohung,
die dieses System für den Planeten und die Menschheit darstellt. Als
ich den Appell von Greta an die COP24 hörte, war es, als würde sie
direkt zu mir sprechen und mich auffordern, ihrem Beispiel zu folgen.
Es war wie eine Berufung, der ich mich nicht entziehen konnte. Deshalb
habe ich den Appell aufgegriffen und mir jeden Freitag bis Ende März
2019 vorgemerkt und mich so verpflichtet, ein wenig meiner Zeit darauf
zu verwenden, den Klimawandel zu einem zentralen Thema zu machen.

Nach diesem ersten Freitag, dem 14. Dezember, begannen sich die
Dinge zu ändern ...

Ja. In der folgenden Woche waren wir schon zu sechst, dann zwölf, dann
dreißig und schließlich fünfzig. Die Menschen schlossen sich uns über
die sozialen Medien (Facebook, Twitter, Instagram, Whatsapp) an und
kamen mit einem von Hand geschriebenen Schild auf die Piazza Scala,
oft ohne sich zu kennen, aber vereint durch den Wunsch, dem Beispiel
von Greta zu folgen. Es ist eine virtuelle Gemeinschaft entstanden,
eine Bewegung von unten, die spontan, kreativ und horizontal weiter
wächst, mit viel Energie, die sich ausbreitet, und mit vielen
vernetzten Kontakten, die es uns ermöglichen, Informationen
auszutauschen und von den Erfahrungen anderer zu lernen. Und das
Gleiche geschieht nicht nur in ganz Italien (mit Klimastreiks in Pisa,
Turin, Rom, Brescia, Bologna, Genua, Bari und Taranto), sondern auch
in vielen anderen Ländern, wo vor allem junge Menschen aktiv werden.
70% der Emissionen werden in Städten verursacht, deshalb muss man von
dort aus beginnen, sie zu reduzieren, auch weil die nationalen
Regierungen das Problem oft ignorieren oder sich weigern, etwas
dagegen zu tun. Deshalb ist es wichtig, dass sich #FridaysForFuture
auf so viele Städte wie möglich ausbreitet und einen Dominoeffekt
erzeugt, der schließlich zum Handeln zwingt.

Was erwartest Du von dieser Mobilisierung?

Die Klimastreiks sind wie eine Lawine, die immer weiter wächst. Ein
fester wöchentlicher Termin ist eine große Hilfe für die Teilnahme.
Man kann viele Wege finden, viele verschiedene Formeln, um die gleiche
Botschaft auszudrücken, und tatsächlich entstehen gerade Gruppen wie
"Wissenschaftler für die Zukunft", "Eltern für die Zukunft", "Lehrer
für die Zukunft" und so weiter. Es ist ein Schwarm von Initiativen,
die im globalen Klimastreik am 15. März gipfeln werden, einem Event,
an dem fleißig gearbeitet wird und an dem Menschen aus mehr als 40
Länder teilnehmen werden.

Was motiviert Dich, dieses Engagement fortzusetzen?

Wie ich eingangs schon sagte, hat mir es diese Tätigkeit endlich
ermöglicht, meiner Ohnmacht und Frustration in Bezug auf das
Umweltproblem etwas entgegenzusetzen. Und so mache ich die Worte von
Noam Chomsky zu den meinen: "Wir können pessimistisch sein, aufgeben
und so dazu beitragen, dass das Schlimmste passiert, oder wir können
optimistisch sein, die sicherlich vorhandenen Chancen nutzen und so
mithelfen, die Welt zu einem besseren Ort zu machen". Und auch Greta
Thunbergs Worte: "Es ist wahr, wir brauchen Hoffnung, aber vor allem
brauchen wir Taten. Sobald wir anfangen, uns zu bewegen, wird die
Hoffnung überall sein."




Für Informationen über #FridaysforFuture in Italien:

https://www.facebook.com/fridaysforfutureitaly/

Für Informationen über #FridaysforFuture weltweit:

https://www.facebook.com/groups/929294497203110/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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EUROPA/428: Maßnahmenkatalog zur Änderung der Düngeverordnung vorgelegt (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 1. Februar 2019

Klöckner: "Schutz des Grundwassers geht uns alle an"

Bundesregierung legt EU-Kommission Maßnahmenkatalog zur Änderung der
Düngeverordnung vor



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
hat einen mit dem Bundesumweltministerium abgestimmten
Maßnahmenkatalog entwickelt, mit dem die Nitratwerte im deutschen
Grundwasser gesenkt werden sollen.

Julia Klöckner: "Der Schutz unseres Grundwassers geht uns alle an.
Auch die Landwirtschaft leistet ihren Beitrag dazu. Bereits mit der
Änderung der Düngeverordnung im Jahr 2017 mussten Landwirte enorme
Anstrengungen und Umstellungen im landwirtschaftlichen Alltag leisten,
verbunden mit massiven Einschränkungen. Vieles davon hat die
Europäische Kommission im Gespräch mit meinem Ministerium ausdrücklich
anerkannt.

Noch besser müssen und wollen wir werden bei dem Vergleich der Zu- und
Abfuhr von Stickstoff auf landwirtschaftlichen Flächen und bei der
Regelungen in den mit Nitrat besonders belasteten Gebieten. Wir haben
der EU-Kommission eine Aufzeichnungspflicht über die aufgebrachten
Düngermengen vorgeschlagen, um damit die Einhaltung des ermittelten
Düngebedarfs der landwirtschaftlichen Kulturen besser zu
kontrollieren. Wir schlagen damit Maßnahmen vor, mit denen wir unser
Grundwasser noch besser schützen.

Ich weiß um die damit verbundenen Erschwernisse für unsere
landwirtschaftlichen Betriebe. Auch Dänemark, Frankreich und die
Niederlande unterliegen den strengen Auflagen der Europäischen
Kommission und stehen vor vergleichbaren Herausforderungen wie
Deutschland. Wir werden unsere Landwirte bei der Umsetzung begleiten
und unterstützen."

Hintergrund

Mitte Oktober 2013 hat die EU-Kommission gegen Deutschland ein
Vertragsverletzungsverfahren wegen unzureichender Umsetzung der
EG-Nitratrichtlinie eingeleitet und im Juli 2014 eine mit Gründen
versehene Stellungnahme übermittelt. Deutschland hatte im September
2014 fristgerecht zu den Kritikpunkten der Europäischen Kommission
Stellung genommen. Im April 2016 hat die EU-Kommission beschlossen,
Klage beim Europäischen Gerichtshof einzureichen. Das Urteil des
Europäischen Gerichtshofs (Rechtssache C-543/16) stammt vom 21. Juni
2018. Die Klage bezog sich auf die alte, nicht auf die in 2017
überarbeitete Düngeverordnung.

Die Düngeverordnung aus 2017 hatte viele der kritisierten Punkte
bereits aufgenommen. Jedoch ging die Novellierung aus 2017, die
bereits deutliche Verschärfungen zahlreicher Vorschriften zum
Gewässerschutz beinhaltet und damit deutliche Anpassungen bei den
landwirtschaftlichen Betrieben einfordert, der Europäischen Kommission
nicht in allen Punkten weit genug.

An Kritikpunkten übrig geblieben sind der Nährstoffvergleich mit dem -
aus der Sicht der Europäischen Kommission - zu hohen zulässigen
Kontrollwert von 60 kg Stickstoff pro Hektar und die zu geringe
Stringenz der Maßnahmen in den mit Nitrat belasteten Gebieten.

Der Nährstoffvergleich und der zulässige Kontrollwert sollen daher
gestrichen und durch eine Aufzeichnungspflicht der tatsächlichen
Düngung ersetzt werden. Der errechnete Düngebedarf darf mit den
Düngungsmaßnahmen nicht überschritten werden.
Für die mit Nitrat belasteten Gebiete - für die so genannten roten
Gebiete - wurden der Europäischen Kommission zusätzliche Maßnahmen
vorgeschlagen:


	Verbot der Herbstdüngung im Spätsommer bei Winterraps, Wintergerste und Zwischenfrüchten ohne Futternutzung.

	Der für jede Kultur nach strengen Vorgaben errechnete Düngebedarf wird pauschal um 20 % abgesenkt.

	Die bisher nur im Betriebsdurchschnitt geltende Obergrenze von 170 kg Stickstoff pro Hektar für Gülle und andere Wirtschaftsdünger muss künftig schlagbezogen berechnet werden, d.h. für jedes Feld gilt dann die Obergrenze von 170 kg Stickstoff pro Hektar.

	Wenn eine Sommerkultur, wie z.B. Mais oder Zuckerrüben, angebaut wird, die erst im Frühjahr ausgesät wird, muss im Herbst davor verpflichtend eine Zwischenfrucht angebaut werden, damit der Boden über Winter mit einer Pflanzendecke bedeckt ist.



Aktuelle Informationen des BMEL auch auf Twitter:

http://twitter.com/BMEL

 * 
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MELDUNG/368: Neue Düngeregeln nehmen alle Bauern in Mithaftung (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 01.02.2019

Neue Düngeregeln nehmen alle Bauern in Mithaftung

AbL fordert differenzierten Ansatz: "Da ansetzen, wo die Probleme
entstehen"



Das Bundeslandwirtschaftsministerium (BMEL) hat der EU-Kommission
gestern Änderungen der deutschen Düngeverordnung angekündigt, um damit
teure Strafzahlungen aus einem laufenden Vertragsverletzungsverfahren
zu verhindern.

Scharfe Kritik am BMEL übt die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL). "Zum einen nagt das Vorgehen des BMEL an unserem
Vertrauen. Die Probleme zu hoher Nährstofffrachten in einigen
Betrieben und Regionen sind lange bekannt. Bekannt war auch, dass die
EU-Kommission mehr forderte als mit der Düngeverordnung 2017 umgesetzt
wurde. Jetzt werden über Nacht Entscheidungen getroffen, ohne dass wir
als betroffene Bauern eine Möglichkeit der Beteiligung und
öffentlichen Stellungnahme hatten. Wir werden vor vollendete Tatsachen
gestellt", kommentiert der AbL-Vorsitzende Martin Schulz.

Auch die Inhalte der Änderungen kritisiert die AbL: "Die wenigen uns
vorliegenden Informationen lassen befürchten, dass nun noch mehr als
bisher schon alle bäuerlichen Betriebe in bürokratische Mithaftung
genommen werden. Offenbar sollen in Zukunft nun alle Betriebe
einzelflächenspezifische Nährstoffbilanzen für jedes einzelne Feld
erstellen, auch wenn die Betriebe gar nicht zu den Risikobetrieben
zählen. Wir haben den Eindruck, dass die Bundesregierung sich nicht
traut, bei den eigentlichen Ursachen zu hoher Nährstofffrachten
anzusetzen", so Schulz.

Die AbL fordert Bundesministerin Julia Klöckner und die
Ministerkollegen der Länder auf, den notwendigen Umbau der Tierhaltung
hin zu tierwohlgerechten Ställen mit einer fachlich fundierten
Strategie zur Reduzierung von örtlichen Gülleüberschüssen zu
verbinden.

"Die Betriebe brauchen dringend eine mit handfesten Maßnahmen und
ausreichenden finanziellen Mitteln unterlegte Nutztierstrategie, die
wirtschaftliche Perspektiven für die tierhaltenden Betriebe schafft
und das mit den Erfordernissen von Tierschutz und Umweltschutz
verbindet. Es darf nicht noch eine verlorene Legislaturperiode geben",
so Schulz, der einen NEULAND-Schweinemastbetrieb im Wendland führt.

 * 
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MELDUNG/367: Düngeverordnung nachschärfen - Grundwassersschutz muss höchste Priorität haben (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 1. Februar
2019

NABU: Düngeverordnung muss dringend nachgeschärft werden

Miller: Schutz des Grundwassers muss höchste Priorität haben



Berlin/Brüssel - Mit Blick auf die heutige Ankündigung der
Bundesregierung, das Düngerecht ab Mai 2020 verschärfen zu wollen,
fordert der NABU eine Düngeverordnung, die Deutschlands Gewässer
endlich effektiv schützt.

"Deutschland hat sich mit der aktuellen Verordnung verdient ein blaues
Auge in Brüssel geholt. Der NABU hatte bereits bei der Novellierung
darauf hingewiesen, dass das Nitratproblem so nicht gelöst wird.
Letztlich sind nun auch die Landwirte die Leidtragenden, die sich
innerhalb kürzester Zeit mehrfach umstellen müssen. Der Schutz unseres
Grundwassers muss höchste Priorität haben. Es ist nicht akzeptabel,
dass wir Steuerzahler das Nitratproblem über unsere Wasserrechnung mit
ausbaden müssen", sagte NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Mit Blick auf die angekündigten Nachbesserungen begrüßt der NABU, dass
die Länder nun die Möglichkeit haben sollen, in gefährdeten Gebieten
die Stickstoffausbringung auf 130 Kilogramm Stickstoff pro Hektar zu
begrenzen. Allerdings fehlen auch weiterhin Pläne für ausreichende
Abstände zu Gewässern. Um sie effektiv vor Nitrateinträgen zu
schützen, sind mindestens fünf Meter breite Gewässerschutzstreifen
erforderlich.

"Frau Klöckner muss aufhören, diese von Schlupflöchern durchsetzte
Verordnung notdürftig flicken zu wollen. Wir brauchen endlich ein
Düngerecht, das unsere Gewässer schützt und steigende
Trinkwasserpreise verhindert. Damit würde die Agrarministerin auch den
Landwirten Planungssicherheit geben - statt ihnen immer, wenn der EuGH
Deutschland verurteilt, nur Notlösungen zu präsentieren", so Miller.

Vorschläge des NABU zur Novellierung der Düngeverordnung: 

www.NABU.de/news/2018/06/24688.html

 * 
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MELDUNG/366: Nachbesserungen zum Entwurf des Dauergrünlanderhaltungsgesetzes (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 31. Januar 2019

BUND fordert
Nachbesserungen zum Entwurf des Dauergrünlanderhaltungsgesetzes

Der Novellierungsentwurf zum Dauergrünlanderhaltungsgesetz wird den
Anforderungen an eine nachhaltige Landwirtschaft nicht gerecht. Er
muss dringend nachgebessert werden



Dauergrünland ist nicht nur Basis eines wichtigen Futtermittels für
die Landwirtschaft. In Schleswig-Holstein ist das Grünland
landschaftsprägend und somit ein für den Tourismus wichtiges Element.
Darüber hinaus ist es für einen leistungsfähigen Naturhaushalt, für
Klima-, Boden-, Gewässer- und Artenschutz essenziell. Für das 2013
erlassene und auf 5 Jahre befristete Dauergrünlanderhaltungsgesetz hat
das Landwirtschaftsministerium im September 2018 einen Gesetzentwurf
zwecks Fortschreibung vorgelegt. Dieser Gesetzentwurf beinhaltet aus
Sicht des BUND gravierende Mängel. Sowohl hinsichtlich quantitativer
als auch qualitativer Zukunftssicherung des Dauergrünlands.

"Der BUND fordert die jetzige erfolgreiche Grünlandschutz-Regelung auf
allen Flächen in Schleswig-Holstein beizubehalten" erklärt
BUND-Landesgeschäftsführer, Ole Eggers. So soll nach dem Gesetzentwurf
der Dauergrünlandschutz nicht mehr das gesamte Grünland erfassen,
sondern nur etwa die Hälfte in besonderen Schutzkulissen. Dies wird
mit EU-Regelungen begründet, die angeblich für den Schutz der
restlichen Flächen sorgen sollen.

"Aus Sicht des BUND sind wesentliche Nachbesserungen im
Gesetzesentwurf erforderlich", bestätigt Martin Redepenning, Sprecher
des Arbeitskreises Landwirtschaft beim BUND Schleswig-Holstein. "Die
momentanen EU-Bestimmungen greifen schon jetzt nicht für alle
Landwirtschaftsbetriebe. Sie gelten außerdem nicht für
Flächenbesitzer, die keine EU-Förderprämien beantragen", so
Redepenning weiter. "Ebenso bleibt unklar, wie die EU-Regelungen in
der neuen Förderperiode nach 2020 ausgestaltet werden."

"Ein grundsätzliches Verbot des Einsatzes von Totalherbiziden auf
Dauergrünland ist im Gesetzentwurf nicht beinhaltet. Maßnahmen und
Anreize zur qualitativen Verbesserung der Artenvielfalt des Grünlands
fehlen. Das ist nicht vermittelbar!", sagt Eggers. "Entsprechende
Leistungen zur Artenvielfalt sollten für Landwirte vergütet werden."
Die SPD sowie der SSW haben die Forderungen des BUND in einen
Änderungsantrag aufgenommen. Der BUND Schleswig-Holstein unterstützt
diesen Antrag ausdrücklich.

 * 
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MELDUNG/365: Düngerecht verschärfen, Tierbestände in Niedersachsen abbauen (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 31. Januar 2019

BUND fordert Verschärfung des Düngerechts - in Niedersachsen müssen
Tierbestände abgebaut werden



Heute endet die von der EU-Kommission gesetzte Frist zur deutschen
Düngeverordnung. Bis heute Abend soll die Bundesregierung Vorschläge
liefern, wie das Düngerecht so verbessert werden kann, dass Wasser und
Böden wirksam vor Stoffeinträgen wie Nitrat geschützt und trotzdem
eine sinnvolle Düngung möglich ist. Dazu sagt Tilman Uhlenhaut,
Agrarexperte vom BUND Niedersachsen:

"Ab morgen ist die Schonfrist für die Böden vorbei, eingelagerte Gülle
wird wieder verspritzt. Leider gibt es viel zu viel davon in
Niedersachsen. Es muss endlich geregelt werden, dass nur so viele
Pflanzennährstoffe mit Gülle, Gärresten und Mineraldünger auf den
Boden aufgebracht werden dürfen, wie die Kulturpflanzen zum Wachstum
brauchen. Laut Nährstoffbericht der Landwirtschaftskammer
(Berichtsjahr 2016/2017) liegt in Niedersachsen ein Überschuss von
mehr als 68.000 t Stickstoff und 30.000 t Phosphat vor. Der
Schwerpunkt liegt in den Landkreisen Cloppenburg, Vechta und Emsland.
Hauptquellen sind hier die Massentierhaltung und Biogasanlagen.

Neben der Verschärfung der Gesetzgebung und einer besseren Kontrolle
muss insbesondere in Niedersachsen der Umbau hin zu einer
umweltfreundlichen und tiergerechten Nutztierhaltung sofort beginnen,
anstatt ihn weiter auf die lange Bank zu schieben. In den besonders
viehintensiven Regionen wie im Südoldenburger Raum bedeutet das auch
eine Reduzierung der Tierzahlen. Nur so kann die eklatante
Nitratbelastung von Flüssen und Grundwasser verringert werden."

Hintergrund: 

Die in Deutschland verabschiedete Düngeverordnung soll das Düngerecht
so verbessern, dass Wasser und Böden wirksam vor Stoffeinträgen wie
Nitrat geschützt und trotzdem eine sinnvolle Düngung möglich ist. Das
sieht die EU-Kommission anders. Nach einer Verurteilung im Juni 2018
für die unzureichende Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie in
Deutschland, hat die EU-Behörde noch erhebliche Kritik an dieser neuen
Düngeverordnung angemeldet und erwartet bis heute strengere Maßnahmen
zur Verbesserungen für die Umwelt.

Jedes Jahr fallen in Niedersachsen fast 50 Millionen Tonnen Dung aus
Tierhaltung und 20 Millionen Tonnen Gärreste aus Biogasanlagen an und
werden auf die landwirtschaftlichen Flächen ausgebracht.

 * 
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STANDPUNKT/1068: AKW Fessenheim-Abschaltung wird endlich konkreter (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien - 2. Februar 2019

AKW Fessenheim-Abschaltung wird endlich konkreter



Nach unsäglich langem Hin und Her wurde jetzt erstmals der von vom
BUND lange verlangte, konkrete Termin für die geplante Abschaltung des
ältesten AKW Frankreichs angekündigt.

Der Reaktorblock 1 des elsässischen Atomkraftwerks Fessenheim soll im
März 2020 dauerhaft vom Netz gehen. Das hat Frankreichs Umweltminister
De Rugy am 1.02.2019 angekündigt. Der andere Reaktor soll anschließend
im August 2020 folgen.

Wir freuen uns, werden aber wachsam bleiben...

Wir halten den angekündigten Abschalttermin 2020 für möglich und wir
hoffen, dass die beiden alten Reaktoren (und die aktuelle französische
Regierung!) so lange durchhalten. Die Gefahr eines extrem schweren
Unfalls ist aber erst gebannt, wenn die Reaktordruckbehälter und die
sehr unsicheren Zwischenlagerbecken entleert sind. Der Fessenheimer
Atommüll wird noch eine Million Jahre gefährlich sein. Wenn die großen
Gefahren eines schweren Atomunfalls gebannt sind, werden wir uns um
die kommenden "kleineren" Gefahren beim Abriss kümmern. Ein
"Billigabriss" ist nicht akzeptabel. Die jetzt zu schaffenden neuen
Arbeitsplätze im Elsass müssen umweltfreundlich, nachhaltig und
zukunftsfähig sein.

Nach der Abschaltung des AKW in Fessenheim wird sich der BUND und die
grenzüberschreitenden Umweltbewegung am Oberrhein verstärkt um die
Schließung der bedrohlichen AKW in Beznau und Leibstadt kümmern und
wir müssen uns auch stärker für die zukunftsfähigen Energien vor
unserer Haustür einsetzen, die von gut getarnten Lobbygruppen der Atom-
 und Kohleindustrie massiv bekämpft werden. Auch die Bewahrung des
massiv bedrohten Friedens muss leider wieder stärker in den Fokus
unserer Arbeit rücken.

Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer, Vizepräsident TRAS




http://www.bund-rvso.de/fessenheim-abschaltung.html

*
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STELLUNGNAHME/542: "Grünes Strategiepapier Klimaschutz" für Hamburg (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 4. Februar 2019

Grünes Strategiepapier Klimaschutz: gute Ideen brauchen konsequente
Umsetzung

Kohleausstieg bis 2025 / U5-Neubau überprüfen



Der BUND Hamburg sieht im aktuellen grünen Strategiepapier "Hamburg
als klimaneutrale Stadt 2050" einen wichtigen Aufschlag für mehr
Klimaschutz in Hamburg. Dies sei dringend notwendig, da noch nicht
einmal die aktuellen CO2-Einsparziele erreicht werden. Demnach hätte
der CO2-Ausstoß bis heute bereits um 33 Prozent reduziert werden
müssen, real sind es aber nur rund 18 Prozent (Bezugsjahr 1990).

Aus Sicht des BUND Hamburg steht der Kohleausstieg im Hamburger
Fernwärmesystem bis 2025 an erster Stelle. Jede Zeitverzögerung würde
das Einsparziel von 55 % weniger CO2 bis 2030, wie es die Grünen
zurecht fordern, gefährden. Umweltsenator Kerstan müsse jetzt Farbe
bekennen, da er unlängst das Jahr 2025 für eine Umrüstung des
Kohlekraftwerks Tiefstack in Frage gestellt hatte.

Zentral für einen erfolgreichen Klimaschutz in Hamburg sind auch die
Themen energetische Sanierung des Gebäudebestandes, eine deutlich
stärkere Beachtung des Themas Graue Energie in der Stadtentwicklung
und die Verkehrswende. Gerade im Verkehrsbereich steigen laut der
letzten Verursacherbilanz die CO2-Emissionen sogar wieder an.

Der Ausbau des ÖPNV müsse daher konsequent vorangebracht und eine
Halbierung des heutigen PKW-Bestandes in Hamburg bis 2030 als
Zielmarke gesetzt werden. Kritisch sieht der BUND Hamburg die
Festlegung auf den milliardenschweren Neubau der U5, da eine
oberirdische Stadtbahn schneller und günstiger zu realisieren wäre.

"Es wäre gut, wenn der Senat bei aller Euphorie für die U5 noch einmal
inne hält und unvoreingenommen und "scholzlos" die Alternativen prüft.
Es gibt weiterhin überzeugende Argumente für die Einführung einer
Stadtbahn und wir brauchen für den Klimaschutz schnell eine
Kapazitätserweiterung im ÖPNV", so Manfred Braasch,
Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Die in den nächsten Wochen anstehende Aktualisierung des Hamburger
Klimaplans müsse konsequent genutzt werden. Der BUND Hamburg werde die
Auftaktveranstaltung am 28.03.2019 für den neuen Klimaplan und dessen
weitere Bearbeitung auch an den aktuellen Aussagen der Politik messen.

"Klimaneutral bis 2050 wird schon seit Jahren in Berlin als Leitziel
diskutiert, gut, dass jetzt diese Debatte auch in Hamburg eröffnet
ist. Um den Klimaschutz wirklich voranzubringen, brauchen wir
allerdings nicht mehr parteipolitische Profilierung - egal welcher
Couleur -, sondern mehr konkrete Umsetzung", so Manfred Braasch.

 * 
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KLIMA/684: Antarktis - nicht wirklich rechenbar ... (SB)






[image: Luftaufnahme eines Teil der Gletscherfront mit vorgelagertem Schelfeis - Foto: NASA]

Thwaites-Gletscher

Foto: NASA



Man kann ja froh sein, daß die Trump-Regierung noch nicht sämtlichen
Forschungen den Geldhahn zugedreht hat, die sich mit Fragen der
Klimaentwicklung des Planeten befassen. Andernfalls hätte man
wahrscheinlich nie erfahren, daß sich unter einem der größten
Gletscher der Antarktis, dem Thwaites-Gletscher auf dem
Marie-Byrd-Land im Westen des Kontinents, binnen weniger Jahre ein
riesiger Hohlraum fast von der Größe Manhattans gebildet hat. [1]

Dieses überraschende Phänomen und weitere Beobachtungen des
Verhaltens dieses Gletschers lassen befürchten, daß er schneller
kollabieren könnte als vermutet. Schon vor fünf Jahren hatten
US-Forscher berichtet, daß der Thwaites-Gletscher zu denen gehört,
deren Zusammenbruch vermutlich nicht mehr abzuwenden sein wird, da
bereits ein "point of no return" überschritten wurde. [2]

Jetzt zeigen Erstautor Pietro Milillo vom Jet Propulsion Laboratory
der NASA und das übrige Forschungsteam, daß die Entwicklung noch an
Tempo zugelegt hat. Ein komplettes Abschmelzen dieses Gletschers
würde den weltweiten Meeresspiegel um 65 Zentimeter steigen lassen.
Allerdings kämen in der Folge auch andere Gletscher ins Gleiten, die
bisher von den Eismassen wie ein Pfropfen gestoppt wurden, so daß der
Meeresspiegel um bis zu 2,40 Meter steigen könnte. Wann genau das
geschehen wird, läßt sich seriös nicht abschätzen. In der
Vergangenheit wurde eher mit Jahrtausenden denn Jahrhunderten
gerechnet. Inzwischen geht man von 200 bis 900 Jahren aus, bis daß
der westantarktische Eisschild abschmilzt. [3] Allerdings stützen
sich solche Abschätzungen auf ungenügende Voraussetzungen, wie die
plötzliche Bildung jenes riesigen Hohlraums zeigt.

Zu den zentralen Beobachtungen des Thwaites-Gletschers im Rahmen der
2010 von der US-Weltraumbehörde NASA begonnenen Meßkampagne Operation
IceBridge, bei der die Verbindung zwischen Polarregionen und dem
Weltklima erforscht wird, zählen:

- An einigen Stellen dünnt der Thwaites-Gletscher um drei bis sieben
Meter pro Jahr aus, was weitgehend auf eine höhere
Fließgeschwindigkeit zurückgeführt wird. Der Massenverlust liegt bei
bis zu einem Meter jährlich.

- Die Fließgeschwindigkeit hat sich in den letzten rund 50 Jahren
mindestens verdoppelt.

- Zwischen 1996 und 2011 wurde die Aufsetzlinie, bei dem der
Gletscher Bodenkontakt hat und noch nicht aufschwimmt, sowohl der
Randbereiche als auch des zentralen Teils des Gletschers um 600 bis
900 Meter jährlich ins Landesinnere zurückverlegt.

- In dem am schnellsten fließenden zentralen Teil des Gletschers ist
die Aufsetzlinie Gezeitenkräften ausgesetzt. 1996 lag die Spanne des
Vor- und Rückzugs dieser Linie mit den Gezeiten bei 500 Metern.
2016/17 hingegen hatte sich die Breite an einer Stelle auf 2,5
Kilometer verfünffacht, was so gedeutet wird, daß der Gletscher an
seiner Basis inzwischen viel vehementer angelöst wird. Dieser Effekt
hat, so wird vermutet, damit zu tun, daß die Aufsetzlinie inzwischen
flacheres Gelände erreicht hat. Problematisch ist der Rückzug der
Aufsetzlinie, weil sie zur Zeit noch auf einem Bergrücken unter dem
Eis liegt. Gerät sie hangabwärts, kann das vergleichsweise warme
Meerwasser den Gletscher noch stärker unterhöhlen und die Basis tief
im Landesinneren anlösen. Welche Fließgeschwindigkeiten dann
auftreten, ist ungeklärt.

- Unter dem Thwaites-Gletscher hat sich innerhalb von größtenteils
drei Jahren ein Hohlraum von vier Kilometer Breite, zehn Kilometer
Länge und bis zu 350 Meter Höhe gebildet. Der Hohlraum entspricht dem
Volumen von 14 Milliarden Kubikmetern Eis. Bislang hatte man nur
dünne, fingerartige Aushöhlungen unter dem Eis nachgewiesen.

- Das Schelfgebiet des Thwaites-Gletschers hat sich im Zeitraum 2014
bis 2017 um jährlich rund 215 Meter zurückgezogen.

Die US-Weltraumbehörde NASA, die den Eisverlust unter anderem anhand
von italienischen und deutschen Radarmessungen analysiert hat, weiß
sich medial sehr gut zu plazieren, wenn sie ihren Bericht mit
"Riesiger Hohlraum im antarktischen Gletscher signalisiert raschen
Zerfall" überschreibt. Das ist erforderlich, wenn sie dem
antiwissenschaftliche Kurs der Trump-Regierung, die sich die Welt
zurechtlegt, wie sie sie gerne hätte, etwas entgegensetzen will. [4]

Was sich an der Unterseite des Thwaites-Gletschers und anderer
Gletscher der Antarktis abspielt ist von entscheidender Bedeutung für
Berechnungen zur Höhe des weltweiten Meeresspiegels. Eine Politik des
"America First" wäre demgegenüber sehr kurzsichtig.

Der Anstieg des globalen Meeresspiegels hat sich in den letzten
Jahren beschleunigt und liegt zur Zeit bei etwa drei Millimetern pro
Jahr. Ungefähr je zur Hälfte aufgrund der physikalischen
Wärmeausdehnung des Meeres und der Massenzunahme in Folge der
Eisschmelze. Die Wissenschaft ist sich weitgehend einig darin, daß
der Betrag des Meeresspiegelanstiegs im Laufe dieses Jahrhunderts
zunehmen wird. Wie sehr hängt unter anderem von solchen Phänomenen
ab, wie sie am Thwaites-Gletscher beobachtet werden.

Der jetzt entdeckte Hohlraum ist im Verhältnis zum gesamten
Eisvolumen dieses Gletschers, der immerhin eine Front von 160
Kilometern hat, gering. Doch sollte sich in Zukunft an immer mehr
Stellen das Wasser der Amundsensee, in die der Gletscher mündet, wie
ein Finger an der Unterseite der Eismassen ins Landesinnere
vorgraben, kämen ganz andere Dimensionen der Fließgeschwindigkeit ins
Spiel. In diesem Zusammenhang ist es wichtig, sich in Erinnerung zu
rufen, daß unter dem antarktischen Kontinent keine geschlossene
Landmasse liegt, sondern daß es sich um ein Archipel aus zahllosen
Inseln handelt. Die widerstehen dem Meeresspiegel nicht in Form eines
geschlossenen Bollwerks, sondern können allzu leicht vom Wasser
umspült und von allen Seiten angegriffen werden.

Zur Zeit ist der Massenverlust des Thwaites-Gletschers für rund vier
Prozent des globalen Meeresspiegels verantwortlich. Im Südsommer
2019/20 wollen die Forschungsorganisationen U.S. National Science
Foundation und British National Environmental Research Council im
Rahmen eines gemeinsamen Vorhabens unter dem Titel International
Thwaites Glacier Collaboration über fünf Jahre hinweg genauer
untersuchen, welche Prozesse speziell an diesem Gletscher ablaufen
und mit welchen Folgen noch in diesem Jahrhundert zu rechnen ist.




[image: Karte der Antarktis zeigt, daß rund 45 Prozent des Eisschilds unterhalb des Meeresspiegels liegt - Karte: Neitram, u.a. beruhend auf AntarcticBedrock.jpg: Paul V. heinrich, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.de]]

Antarktis ohne Eis: Blau- und Violettöne zeigen Gebiete unterhalb
des Meeresspiegels, Rot- und Brauntöne oberhalb des Meeresspiegels.
Jede Farbstufe entspricht 2.500 Fuß (762 m). Die dicke durchgezogene
Linie zeigt den Umriss von Antarktika, die dünne gestrichelte Linie
die Schelfeisgrenze. In der Karte ist weder berücksichtigt, daß der
Meeresspiegel aufgrund der Eisschmelze steigt noch daß die Landmasse
angehoben wird, wenn die Auflast des Eisschilds nicht mehr existieren
würde.

Karte: Neitram, u.a. beruhend auf AntarcticBedrock.jpg: Paul V.
heinrich, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/deed.de]




Fußnoten:


[1] Science Advances, 2019; doi: 10.1126/sciadv.aau3433

[2] https://www.jpl.nasa.gov/news/news.php?release=2014-148

[3] https://www.scinexx.de/news/geowissen/westantarktis-schmelze-ist-unumkehrbar/

[4] https://www.jpl.nasa.gov/news/news.php?feature=7322
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BILDUNG/3310: Vortrag zur Vogelforschung im Nationalpark Harz am 7.2. in Schierke (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information und Einladung, 31. Januar 2019

Vortrag zur Vogelforschung im Nationalpark Harz am 7.2.2019



Schierke. Die Ornithologin Caren Pertl erforscht die Vogelwelt im
Nationalpark Harz. Ihre Erkenntnisse zu den Auswirkungen des aktuellen
Waldwandels auf verschiedenste Vogelarten sind derzeit in vielen
Medien präsent.

Am 7. Februar 2019 berichtet sie ab 17 Uhr im Rathaussaal Schierke
über ihre Arbeit. Anhand aktueller Monitoring-Ergebnisse zeigt sie den
Einfluss der natürlichen Waldentwicklung im Nationalpark Harz auf die
Artenvielfalt der Vogelwelt. Sie stellt Forschungsmethoden und
besondere Arten wie z. B. Schwarzstorch, Ringdrossel oder Raufußkauz
vor.

Der Eintritt ist frei.

Treffpunkt:

Rathaussaal Schierke, Brockenstraße 5,

38879 Wernigerode OT Schierke.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 31.01.2019

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. Februar 2019 
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ERSTAUFLAGE/990: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2996 (SB)


Michelle Stern

Phase Shod

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2996



Dakkarraum, Geshodrom

Nachdem der Ruhende Bhal Drush Atlan, Tamareil, Mahnaz Wynter und Zau
über einen Shod-Spiegel in einen leeren, unzugänglichen Spross
abschieben wollte und Tamareil den Transport so manipuliert hat, daß
der Shod-Spiegel sie an eine andere Stelle des Konglomerats versetzt,
landen sie bei der Mitshawi Minga Hashina. Das reptiloide Wesen hat
den Raum, in dem sie sich befinden, vor den Gemeni abgeschirmt und ihn
dazu genutzt, gestohlene Schätze wie zum Beispiel den Shod-Spiegel,
aus dem die vier gekommen sind, unterzubringen. Bevor sie einander
kennenlernen können, rollt eine mentale Welle über sie hinweg, die
ihnen unsägliche Schmerzen bereitet. Atlan fängt sich danach am
schnellsten und kann Mahnaz Wynter gerade noch davon abhalten, den
Shod-Spiegel zu zerstören.

Als diese erste Welle abebbt, analysieren sie ihre Lage. Die
hypersensible Minga Hashina leidet besonders stark unter dem mentalen
Einfluß, der von der erwachenden Superintelligenz GESHOD ausgeht.
Atlan versucht, seine Begleiter auf die weiteren Wellen vorzubereiten.
Er ist der Ansicht, daß GESHOD ihnen nicht schaden will, sondern nur
zu sich selbst finden muß, indem er sich an seine Herkunft erinnert
und sein Denken neu sortiert. Atlans Extrasinn rät, sich diesen
Erinnerungen zu öffnen, anstatt sie abzuwehren. Dann ließe sich etwas
über GESHOD erfahren, was schließlich ihre Mission ist.

Atlan folgt diesem Rat und tauscht bei der nächsten Welle sein Selbst
gegen das einer Mherire ein, die vor 477.000 Jahren gelebt hat. Sie
ist Bhal-1 einer Erkundungsmission, die im Auftrag der Wanderin zu
einer 10.000 Lichtjahre entfernten, 125.000 Lichtjahre durchmessenden
Balkengalaxis unterwegs ist, um dort ein Geheimnis zu lüften. Die
Mheriren sind in der Kleingalaxis Kleeth beheimatet, ein humanoides
Volk, dessen Mitglieder - ähnlich wie Gemeni - blassblaue Haut, vier
Augen und einen Spalt im Gesicht haben.

Dieses Volk besteht nur aus weiblichen Wesen, die sich durch Klonen
fortpflanzen, wobei verschiedene Idealtypen ausgebildet wurden, deren
Bezeichnungen ebenfalls von den Gemeni bekannt sind: Bhale sind die
Kommandantinnen der Raumschiffe, Pikodhs sammeln Wissen, Ghatus sind
Soldatinnen, Sanudhs schätzen Gefahren ein, Saenkaris üben
medizinische Berufe aus und Nodhkaris sind Technikerinnen. Jede
Mherire lebt exakt 90 Jahre, dann löst ein inzwischen herangereifter
Klon, der gegebenenfalls genetisch optimiert worden ist, sie ab. Die
Erinnerungen des alten Klons werden über einen Exzerptor an den jungen
weitergegeben.

Die Mheriren sind ein sehr altes Volk. Sie haben schon vor einer
Million Jahren begonnen, den Weltraum zu erobern. Seit 5000 Jahren
sind sie die beherrschende Intelligenz von Kleeth. Die
Superintelligenz Wanderin hat diese Galaxis zur Pacischen Zone in
ihrer Mächtigkeitsballung erklärt. Von ihr sind die Mheriren mit
Überlichtantrieben und Waffensystemen ausgerüstet worden. Für Atlan
liegt auf der Hand, daß es sich bei der Wanderin um ES handelt.

Aus der geheimnisvollen Balkengalaxis, zu der das Schiff AGNABHA GEMH
unterwegs ist, werden flüchtende Schiffe geortet. Bhal-1 nimmt Kontakt
zu den Skaisd auf, von denen zu erfahren ist, daß von diesem
Raumsektor, den sie Diebeszone nennen, sechsdimensionale Schockwellen
ausgehen, die denjenigen, der ihnen ausgesetzt ist, entselbstet.
Zurück bleibe nur noch eine leere, geistlose Hülle. In dieser Zone hat
vor langer Zeit ein gewaltiger Hyperorkan getobt, der einen Aufriß
erzeugte, aus dem seitdem sechsdimensionale Energien in den Normalraum
strömen. Die genauen Koordinaten dieses Aufrisses sind den Skaisd
unbekannt, allerdings gibt es eine verbrecherische Bande, die
versucht, sich dieses Phänomen zunutze zu machen. Ihre Mitglieder
könnten mehr wissen. Es sei aber sehr gefährlich, sich den Vardariva
zu nähern, denn sie töten alles, was ihnen im Weg ist.

Bhal-1 läßt sich davon nicht abschrecken. Die Technik der AGNABHA GEMH
ist den Waffen- und Schutzsystemen der Vardariva überlegen. Sie spürt
eines ihrer Schiffe auf und eröffnet sofort das Feuer, weil sie davon
ausgeht, daß eine solche Vorgehensweise den meisten Eindruck macht.
Tatsächlich kommt dadurch ein Kontakt zustande. Doch erst nach einem
kurzen Gefecht mit einem weiteren Schiff, bei dem sich die Mheriren
behaupten können, sind die Vardariva bereit, drei Gäste auf ihrem
Schiff zu empfangen. Bhal-1, Pikodh-1 und Sanudh-1 müssen mehrere
Fallen überwinden, bis sie in der Zentrale endlich die Koordinaten des
Aufrisses erhalten und wieder abziehen können. Die Vardariva werden
sich aus dem Gebiet zurückziehen. Sie haben vergeblich versucht, die
Gewalten des Aufrisses zu nutzen, um eine Ultimative Waffe
herzustellen.

Die Mherire können sich dem Aufriß nähern, da sie von der Wanderin ein
Medikament erhalten haben, das dem mentalen Sog entgegenwirkt und das
Selbst so verankert, daß es nicht mitgerissen werden kann. Außerdem
ist die AGNABHA GEMH mit mehreren Schutzschirmen gegen den Sog
geschützt.

Atlan und seine Gefährten kehren wieder in ihre Körper zurück, haben
aber große Mühe, sich von GESHOD zu lösen. Atlans Extrasinn muß ganze
Arbeit leisten, um den Arkoniden, dem es gefällt, mit GESHOD eins zu
sein, damit er ihm am besten dienen kann, zu sich selbst
zurückzuholen. Minga Hashina schwebt in Lebensgefahr. Die
sechsdimensionalen Schockwellen drohen ihr übergeordnetes Sein zu
zerreißen. Zau und Tamareil greifen mit ihren Pedogaben ein und
stabilisieren sie. Sie bleiben bei der nächsten Schockwelle mit ihr
verbunden, um sie zu schützen.

Nun erleben die Mentalreisenden mit, wie Bhal-1, Pikodh-1, Saenkari-1
und andere Mherire von der AGNABHA GEMH auf Gemh landen, einem
Planeten, der von einem schwach ausgebildeten, sechsdimensionalen Feld
umgeben ist. Er ist der eine Pol des Aufrisses. Der andere liegt im
übergeordneten Kontinuum. Auf dem Planeten existiert eine aus
Flechten, Moosen, Bakterien und Viren bestehende symbiotische
Lebensform, die das 6D-Feld erzeugt. Die 6D-Energie ist an einer
Stelle des Planeten besonders stark. Dort existiert in einer Grube,
deren Wände aus 6D-Kristallen bestehen, eine Entität, die allen sich
nähernden Lebewesen die ÜBSEF-Konstante entreißt. Als Bhal-1 und ihre
Begleiterinnen die Grube betreten, verlieren sie trotz des Medikaments
ihr Ich und gehen im Kollektiv auf. Nur Pikodh-1 bleibt davon
verschont.

Auf der AGNABHA GEMH kommt nun Bhal-2 zum Einsatz. Sie erkennt die
große Gefahr, die von der Grube ausgeht und will sie desintegrieren.
Da taucht plötzlich Pikodh-1 auf und behauptet, von der Wanderin mit
einem besonderen Schutz ausgestattet worden zu sein, um diesen Einsatz
zu überleben. Sie hatte schon vor längerer Zeit Kontakt zu einem
Gesandten der Wanderin gehabt, der ihre Zeitwaage - ein amulettartiges
Gerät, das anzeigt, wie lange eine Mherire noch zu leben hat -
veränderte. Das Gerät baute einen Schutzschirm auf, als Bhal-1 und die
anderen Besatzungsmitglieder entselbstet wurden. Bhal-2 ist bereit,
sich mit Pikodh-1 auf dem Planeten zu treffen. Dort begegnet sie auch
zwölf Wesen, die wie verschwommene Mheriren aussehen. Nachdem die
Identität von Pikodh-1 getestet wurde, berichtet sie, zu welchen
Erkenntnissen sie gelangt ist und was ihr die Wanderin über ihre
Zeitwaage übermittelt hat.

Demnach existiert auf Gemh seit zwei Millionen Jahren eine
symbiotische Gemeinschaftsintelligenz, deren Bewußtsein einer Leerform
gleicht. Aus diesem Grund zieht sie andere Bewußtseinsinhalte wie ein
Magnet an, assimiliert das fremde Wissen und ist im Verlauf der Zeit
so stark geworden, daß sie sich mit einem in der sechsten Dimension
befindlichen Gegenstück kurzschließen konnte.

Da die Wanderin befürchtet, daß das Wachstum dieser
Gemeinschaftsintelligenz so lange anhalten wird, bis sie alles Leben
verschlungen hat, muß dem Einhalt geboten werden. Noch ist diese
Entität formbar. Sie könnte sich zu einer Superintelligenz entwickeln.
Wanderin will ihre Mentorin sein, damit sie zur Materiequelle werden
kann, ohne von feindlichen Mächten mißbraucht zu werden. Die Aufnahme
von Bhal-1 hat bei der neu entstandenen Superintelligenz zu einer
entscheidenden Veränderung geführt. Von nun an nennt sie ihren
Planeten Gem und bezeichnet die Nachbildungen der Mheriren - jene
verschwommenen Gestalten, die Pikodh-1 begleiten - als Gemeni. Sich
selbst nennt sie GESHOD. In diesem Namen ist sowohl das Wort Gem
integriert, also auch der Bestandteil shod, das an den Namen Boshodun
erinnert, einen Begriff für die Ebene zwischen fünfter und sechster
Dimension.

Da die junge Superintelligenz langen Schlaf- und kurzen Wachphasen
unterworfen ist, muß gewährleistet sein, daß GESHOD nicht von Fremden
manipuliert wird, solange sie nicht bei Bewußtsein ist. Deshalb hat
die Wanderin bestimmt, daß die Mheriren auf Gem bleiben, um GESHOD zu
unterweisen und sie daran zu hindern, erneut die Bewußtseinsinhalte
intelligenter Lebewesen zu rauben. Diese Mheriren - Vorbilder für die
Gemeni - bilden von nun an die Zeitliche Eskorte. Um sich von ihren
Vorbildern abzugrenzen, bezeichnen sich alle Gemeni als männlich, so
wie sie GESHOD auch für männlich ansehen.

Dreihundert Jahre später ist die Mission der Mheriren abgeschlossen.
GESHOD ist gewachsen, aus der Grube ist eine riesige Schlucht
geworden, in der Raumschiffe entstehen. Die junge Superintelligenz
ahmt ihre Mentorin nach und bezeichnet einen Bereich rund um Gem als
Pacisches Rhizom. Fakturgruben sind entstanden, in denen GESHOD
Fremdtechnik kopiert und modifiziert.

Auf dem Planeten Loccgrid werden ganz neue Schiffe entwickelt -
Sprosse. Der erste wird nach seinem Obhüter OCCNATTAR genannt. Da sich
GESHOD über die Obhüter neue genetische Informationen aneignet,
befürchtet Bhal-5, daß die Mission der Mheriren gescheitert ist, doch
die Gemeni behaupten, die Obhüter würden aus freiem Willen handeln.

Nachdem Atlan wieder zu sich gekommen ist, wird ihm klar, daß die
Gefahr, daß GESHOD in falsche Hände fällt, groß ist. Die
Superintelligenz saugt weiterhin das Wissen fremder Wesen auf und muß
dann danach handeln. Der Ruhende Bhal Drush hat bereits angekündigt,
sich GESHODs zu bedienen, um seine Macht zu festigen. Wenn ihm das
gelingt, wird er alle Hilfsvölker von ES ausrotten. Also muß Atlan
GESHOD unbedingt vor Drush warnen.
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